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Vorwort

Für die rund 3.200 Gartenbauvereine in unserem Landesverband 
geben wir als grundlegendes Nachschlagewerk für die Vereins-
leitungen den „Leitfaden für die Vereinsführung“ heraus, der 
immer wieder auf den aktuellen Stand gebracht wird. 

Das Besondere am neuen, hier vorliegenden Leitfaden ist, dass 
er nicht wie seine Vorgänger in fest gebundener Form erscheint, 
sondern zum ersten Mal in einem eigens gestalteten Ordner als 
Loseblattsammlung bzw. Loseblattwerk herausgegeben wird. 
Der Vorteil besteht darin, dass bei Neuerungen nicht mehr der 
komplette Leitfaden überarbeitet und gedruckt werden muss 
– es genügt, sich auf einzelne Blätter zu beschränken, die wir 
je nach Bedarf und aktuellen Entwicklungen erarbeiten. Diese 
stellen wir dann online und sie können von den Gartenbauverei-
nen ausgedruckt und im Ordner ausgetauscht oder hinzugefügt 
werden (Aktualisierungs- und Ergänzungsdienst).

Unser Ziel ist außerdem, den Leitfaden laufend um neue vereins-
relevante Themen zu erweitern und zusätzliche Angebote mit 
aufzunehmen, siehe z. B. das „Mitgliedervorteilsprogramm“.

Neben all dem Neuen behandelt der Leitfaden aber natürlich 
auch die übrigen für eine erfolgreiche Vereinsführung not- 
wendigen Themen. Er gewährt in verständlicher Form einen 
Überblick über die wesentlichen mit dem Vereinsleben zusam-
menhängenden Sachverhalte und die dabei vom Landesverband 
zur Verfügung gestellten Dienstleistungen und Unterstützungs-
maßnahmen.

Leitfaden für die Vereinsführung 



Den Leitfaden bekam jeder Verein einmalig kostenlos zugesandt 
mit der Bitte um Weitergabe bei Führungswechseln innerhalb 
des Vereins. Darüber hinaus befindet er sich auf der Website des 
Landesverbandes (www.gartenbauvereine.org) unter „Service 
für Vereine“ und im Downloadbereich unter „Leitfäden und 
Verzeichnisse“.

Wir wünschen allen Führungskräften in den Gartenbauvereinen 
viel Erfolg bei ihrem ehrenamtlichen Engagement und würden 
uns sehr freuen, wenn ihnen der „Leitfaden für die Vereins- 
führung“ dabei die erhoffte Hilfe und Unterstützung bietet.

Ihr

Bayerischer Landesverband für
Gartenbau und Landespflege e. V.	 München, Januar 2025
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Der Bayerische Landes-
verband für Gartenbau 
und Landespflege e. V.

Mit rund 3.200 Gartenbauvereinen als Mitgliedern ist der  
Bayerische Landesverband für Gartenbau und Landespflege e. V. 
der größte Verband für Obst- und Gartenbauvereine in  
Deutschland. Er wurde am 20. November 1894 als „Landesver-
band bayerischer Obstbauvereine“ gegründet, später in  
„Bayerischer Landesverband für Obst- und Gartenbau“ und  
„Bayerischer Landesverband für Obst-, Gartenbau und Landes-
pflege“ umbenannt und trägt seit 1973 seinen jetzigen Namen, 
der durch den Bestandteil „Landespflege“ der Berücksichtigung 
von Ökologie, Artenvielfalt und Umweltschutz über das rein  
Gartenbauliche hinaus Ausdruck verleiht.

Leitfaden für die Vereinsführung	  
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Die wichtigsten Organe des Landesverbandes sind die Mitglie-
derversammlung, die Verbandsleitung und der Vorstand.

Die Mitgliederversammlung, auf der die Vorsitzenden oder 
schriftlich Bevollmächtigte der Kreisverbände stimmberechtigt 
sind und die ihnen angeschlossenen Gartenbauvereine vertre-
ten, findet einmal jährlich statt.

Die Verbandsleitung besteht aus dem 1. und 2. Vorsitzenden  
(Präsident und Vizepräsident), den Vorsitzenden der sieben  
Bezirksverbände, dem Geschäftsführer des Landesverbandes, 
dem Landesjugendbeauftragten sowie dem 1. Vorsitzenden des 
Verbandes der Kreisfachberater für Gartenkultur und Landes-
pflege in Bayern.

Präsident und Vizepräsident (Vorstand) werden durch die Mit-
gliederversammlung auf Vorschlag der Verbandsleitung für die 
Dauer von vier Jahren gewählt und vertreten, jeweils alleine, den 
Landesverband gerichtlich und außergerichtlich; sie haben die 
Stellung eines gesetzlichen Vertreters.

Der Landesverband verfügt über organisatorische Untergliede-
rungen – sieben Bezirks- und 76 Kreisverbände –, in denen die 
Gartenbauvereine aufgrund ihrer Mitgliedschaft im Landesver-
band automatisch Mitglied sind. Das Gebiet der Bezirksverbände 
ist deckungsgleich mit dem der sieben politischen Bezirke, das 
der Kreisverbände deckt sich in der überwiegenden Zahl der Fälle 
mit denen der Landkreise.

Seit September 2023 gibt es darüber hinaus die Landesjugend-
organisation „Jugend der bayerischen Gartenbauvereine“ (JbG), 
in die Jugendorganisationen von Kreisverbänden auf Antrag 
aufgenommen werden können. Die Jbg ist seit 2024 Mitglied im 
Bayerischen Jugendring mit allen damit verknüpften Vorteilen 
und Rechten.

Zweck des Landesverbandes ist es, den Obst- und Gartenbau in 
Bayern, die Landespflege und den Umweltschutz zur Erhaltung 
einer intakten Kulturlandschaft und der menschlichen Gesund-
heit zu fördern. Außerdem ist es dem Landesverband ein Anlie-
gen, besonders die Kinder und Jugendlichen einschließlich der 
Familien an diese Zwecke heranzuführen.
Der Landesverband versteht sich als gesellschaftliche Kraft, die 
sich sowohl im urbanen als auch ländlichen Raum mit Wort und 
Tat für diese Ziele einsetzt. Im Mittelpunkt stehen dabei die Ver-
eine, die durch ein aktives Vereinsleben in ihrem Umfeld wirken.

1.1	
Organe des  
Landesverbandes

1.2	
Untergliederungen  
des Landesverbandes

1.3	
Ziel und Zweck des 
Landesverbandes 
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Der Landesverband möchte diese Aktivitäten seiner Mitglieds-
verbände und Gartenbauvereine mit einem umfassenden 
Dienstleistungsangebot und mit dem verbandseigenen Obst- 
und Gartenbauverlag unterstützen und stärken.
Um diesem Auftrag gerecht werden zu können, nimmt der Lan-
desverband die gesellschaftlichen Entwicklungen und Heraus-
forderungen an, ist innovativ und richtet seine Arbeit an den sich 
verändernden Rahmenbedingungen aus.
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Der Landesverband hält Kontakt zu staatlichen und privaten  
Institutionen und Einrichtungen, die den Freizeitgartenbau 
unterstützen. Dazu zählen insbesondere
•	 die zuständigen Ministerien, deren nachgeordnete  

Behörden und Anstalten
•	 die Landtags- und Bundestagsabgeordneten
•	 die Landräte und Bürgermeister sowie der Landkreis-  

und Städtetag
•	 die Kreisfachberater für Gartenkultur und Landespflege
•	 die Universitäten und Hochschulen im Bereich Gartenbau 
•	 die Bürgerallianz Bayern sowie
•	 die Landesgartenschaugesellschaft.

Darüber hinaus engagiert sich der Landesverband in landes-
weiten Netzwerken und Vereinigungen, die sich um die Themen 
Gartenkultur – Umweltschutz – Landespflege – Stärkung des 
Ehrenamts kümmern sowie in einschlägigen Arbeitskreisen. In 
folgenden Institutionen ist er u. a. Partner/Mitglied:
•	 Landesvereinigung Gartenbau
•	 Bayerische Gartenakademie
•	 Arbeitsgemeinschaft Streuobst in Bayern
•	 Arbeitskreis Keltereibetriebe
•	 Freundeskreis Weihenstephaner Gärten
•	 Fachbeirat der Bayerischen Landesgartenschau GmbH
•	 Deutsche Gartenbau-Gesellschaft 1822 e. V.
•	 Natura 2000
•	 Beirat der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf
•	 Beirat der Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau
•	 Naturschutzbeirat beim Bayerischen Staatsministerium für 

Umwelt und Verbraucherschutz
•	 „Natur im Garten“, Niederösterreich

Ziel der Aktivitäten des Landesverbandes insgesamt ist es, die 
Mitgliedschaft in Obst- und Gartenbauvereinen attraktiv zu  
gestalten und die vielen positiven Aktivitäten der Vereine in  
Bayern sowie deren Bedeutung für die Gesellschaft dar- und 
herauszustellen.

1.4	
Kontakte und  
Netzwerke des  
Landesverbandes

1.5	
Landesverband und 
Imageförderung der 
Gartenbauvereine
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Die Mitgliederbetreuung ist die Hauptaufgabe des Landesver-
bandes. Deswegen stellt er den Gartenbauvereinen ein umfang-
reiches Dienstleistungsangebot zur Verfügung und er berät, 
informiert und unterstützt in den Vereinen ehrenamtlich enga-
gierte Personen.

Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle stehen als dienstleistungs-
orientierte Ansprechpartner für die Mitglieder zu allen Themen 
der Vereinsführung und des „grünen“ Bereiches bereit. Fragen 
werden per Telefon, Mail oder schriftlich beantwortet. Wo nötig, 
wird Rat von entsprechenden externen Kooperationspartnern 
eingeholt oder den Mitgliedern der Kontakt zu diesen vermittelt.

Häufig auftretende Fragen oder Themen von allgemeinem Inte-
resse werden durch die Erstellung von Beratungs- und Informa-
tionsunterlagen aufbereitet und allen Mitgliedern entweder in 
gedruckter Form oder online zur Verfügung gestellt.

Ganz aktuelle, schnell an die Mitglieder weiter zu leitende In-
formationen kommuniziert der Landesverband über Rundmails, 
Soziale Medien und den monatlich erscheinenden Newsletter.

Die zusätzliche Vermittlung des Dienstleistungsangebotes im 
Rahmen von zahlreichen Seminaren, Kursen und Symposien, die 
regelmäßig in allen Bezirks- und Kreisverbänden stattfinden, hat 
für den Landesverband hohe Priorität. Neben der Informations-
weitergabe dienen sie vor allem auch dazu, den Kontakt zu den 
Mitgliedern zu halten, die Beziehungen zu stärken und ein Feed-
back für die Arbeit zu erhalten. 

Dienstleistungsangebot 
des Landesverbandes

Leitfaden für die Vereinsführung
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2.1.1	 Leitfaden für die Vereinsführung 
Der hier vorliegende Leitfaden soll in verständlicher, knapper 
Form einen Überblick über alle wesentlichen mit dem Vereins-
leben zusammenhängenden Sachverhalte und die dabei vom 
Landesverband zur Verfügung gestellten Unterstützungsmaß-
nahmen, Dienstleistungen und Anregungen geben.

Der Leitfaden wurde allen Vereinen kostenlos zugesandt und 
wird durch regelmäßige Überarbeitung aktualisiert und ergänzt. 
Die jeweils aktuelle Version befindet sich auf der Website des 
Landesverbandes (www.gartenbauvereine.org).

2.1.2	 Informationsdienst
Zweimal im Jahr wird der Informationsdienst als Mitteilungs-
organ für Führungskräfte zu Themen der fachlichen Arbeit und 
des Vereinsmanagements per Post kostenlos an alle Vereine 
versandt. Empfänger sind die dem Landesverband gemeldeten 
Ehrenamtsträger der Vereinsleitung (1., 2. und weitere Vorsitzen-
de, Kassier, Schriftführung). 
In besonderen Fällen gibt es auch Informationsdienste aus-
schließlich in digitaler Form.

Die Informationsdienste werden zusätzlich zum Post-Versand 
online zur Verfügung gestellt (www.gartenbauvereine.org).

2.1.3	 Infoblatt
Die Infoblätter stellen Führungskräften und Mitgliedern Infor-
mationen zu organisatorischen, rechtlichen, steuerlichen und 
versicherungstechnischen Themen zur Verfügung.

Mittels Infoblatt schafft der Landesverband die Möglichkeit, 
kurzfristig auf aktuelle (gesetzliche/steuerliche) Änderungen 
und Probleme einzugehen und für die Vereine aufzubereiten.

Infoblätter finden sich auf der Website des Landesverbandes 
www.gartenbauvereine.org.

2.1	
Beratungs- und Infor-
mationsunterlagen
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2.1.4	 Merkblatt
Die zweiseitigen Merkblätter enthalten aktuelle Fachinformatio-
nen zu ausgewählten Themen des Gartenbaus und der Landes-
pflege in verständlicher, komprimierter Form.

Merkblätter werden den Vereinen auf Anforderung kostenlos 
und portofrei zugeschickt. Sie können aber auch auf der Website 
des Landesverbandes www.gartenbauvereine.org aufgerufen 
und heruntergeladen werden.

Merkblätter sind v. a. als Informations- und Mitgliederwerbemit-
tel im Rahmen von Veranstaltungen zu sehen, mit denen Vereine 
ähnlich wie mit Fachblättern und Gärtner wissen (siehe unten) 
unter dem Motto „Die bayerischen Obst- und Gartenbauvereine 
informieren“ Fachkompetenz zeigen können.

2.1.5	 Fachblatt, Gärtner wissen, Poster
Fachblätter und Gärtner wissen sind 6- bis 12-, meist 8-seitige,  
in Ausnahmefällen als Poster gestaltete Fachinformationen zur 
Förderung von Gartenkultur, Landespflege und Gesundheit.

Es handelt sich hierbei um ausführliche, fundierte, hochwertig 
ausgearbeitete Informationen, die als jährliche Neuerscheinun-
gen und durch Überarbeitung älterer Ausgaben den neuesten 
Stand des Wissens widerspiegeln. 

Fachblätter und Gärtner wissen dienen zur vertiefenden Ausein-
andersetzung mit einem Thema – teilweise auch für die Kinder- 
und Jugendarbeit geeignet –, z. B. für Fachvorträge und Bera-
tungsgespräche, oder zur Zusammenstellung von Infomappen 
für Veranstaltungsteilnehmer, Pressevertreter, Gemeindeange-
stellte und Mandatsträger bzw. zur Werbung künftiger Vereins-
mitglieder.

Neu erscheinende Gärtner wissen werden kostenlos an alle Ver-
eine verschickt, weitere Exemplare können über den Obst- und 
Gartenbauverlag des Landesverbandes (https://shop.gartenrat-
geber.de/) zu für Mitglieder vergünstigten Bedingungen gekauft 
werden.

Leitfaden für die Vereinsführung  |  Diensleistungsangebot des Landesverbandes Seite  2-04



2.1.6	 Referentenverzeichnis
Das online verfügbare Referentenverzeichnis beinhaltet eine  
Zusammenstellung zahlreicher Fachreferenten aus ganz Bayern 
zu einer Vielzahl von „grünen“ und Vereinsmanagement- 
Themen mit Angaben zu Honorar, Fahrkosten und Wirkungs- 
bereich (max. Entfernung).

Die Aufnahme der Referenten ins Verzeichnis erfolgt auf deren 
eigenen Wunsch oder auf Empfehlung von Gartenbauvereinen 
und/oder Kreisverbänden.

Das auf der Website des Landesverbandes www.gartenbauver-
eine.org stehende Referentenverzeichnis bietet die Möglichkeit, 
per Online-Suchfunktion den jeweiligen „Wunschreferenten“ 
nach Namen, Umkreis und Kategorien (=Stichwörter) zu suchen.

Das Verzeichnis soll es Gartenbauvereinen ermöglichen, für  
die verschiedensten Veranstaltungen hinsichtlich Thema und 
Kosten geeignete Referenten auszuwählen.

2.1.7	 Leitfaden für die Kinder- und Jugendarbeit inkl.  
	 Gartenpädagogik-Praxisteil
Der „Leitfaden für die Kinder- und Jugendarbeit “ ist eine praxis-
nahe Handreichung für den Umgang mit jungen Menschen auf 
Vereinsebene. Er enthält Angaben hinsichtlich Eignung von  
Betreuungspersonen, Gruppengründung, Finanzierung, mögli-
cher Aktivitäten, rechtlicher Grundlagen, Aufsichtspflicht,  
Versicherungen, Jugendordnungen, Öffentlichkeitsarbeit u. v. m. 
Darüber hinaus beinhaltet er den Praxisteil des ehemals eigen-
ständigen „Gartenpädagogik-Ordners“, in dem detailliert aus-
gearbeitete gärtnerische Aktivitäten für Kinder und Jugendliche 
vorgestellt werden. 

Der Leitfaden soll dazu dienen, dass sich Vereine gut informiert 
sowie mit Spaß und Begeisterung der Kinder- und Jugendarbeit 
zuwenden bzw. sich für schon bestehende Aktivitäten auf  
Vereinsebene zusätzliche Anregungen holen können.

Auf der Website des Landesverbandes www.gartenbauvereine.
org ist der Kinder- und Jugendleitfaden als kostenlose flipping-
book-Datei zu finden.
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2.1.8	 Informationen für neue Vorsitzende
Jeder dem Landesverband gemeldete neu gewählte 1. Vorsitzen-
de erhält ein Anschreiben mit „Begrüßungspaket“. Als Starthilfe 
für das neue Ehrenamt umfasst es ausgewählte wichtige Unter-
lagen des Landesverbandes wie den aktuellen Informations-
dienst und Angebote des Obst- und Gartenbauverlages.

2.1.9	 Bilderserien
Der Landesverband bietet digitale Bilder-Serien zu einer breiten 
Palette gärtnerischer und landespflegerischer Themen an, die 
von den Gartenbauvereinen kostenlos ausgeliehen bzw. bestellt 
werden können.

Über das Sortiment dieser Serien kann man mit Hilfe des Bilder-
serien-Verzeichnisses auf der Landesverbands-Website unter 
www.gartenbauvereine.org einen Überblick gewinnen. Kurze 
Inhaltsangaben zu jeder Serie und Hinweise auf die Vertonung 
erleichtern die Auswahl einer für die jeweilige Veranstaltung 
geeigneten Serie – z. B. reine Vortrags-Abende oder im Rahmen 
sonstiger Informationsveranstaltungen sowie zur Auflockerung 
von Mitgliederversammlungen.

2.1.10	 Ideen von Vereinen für Vereine  
	 „Streuobst-Vielfalt – Beiß rein!“
Um Streuobst neue Aufmerksamkeit zu verschaffen, führte der 
Landesverband 2018 den ersten Kinder- und Jugendwettbewerb 
seiner Geschichte unter dem Motto „Streuobst-Vielfalt – Beiß 
rein!“ durch.

In der Dokumentation „Ideen von Vereinen für Vereine“ wurden 
im Rahmen dieses Wettbewerbes durchgeführte, von den Ver-
einen beschriebene und von den Kreisverbänden eingesandte 
Aktionen gesammelt und für alle kostenlos auf der Landesver-
bands-Website zur Verfügung gestellt (www.gartenbauvereine.
org).
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2.1.11	 Bericht zum Friedhofswettbewerb „Unser  
	 Friedhof – Ort der Würde, Kultur und Natur“
Mit dem Wettbewerb 2015 legte der Landesverband das Augen-
merk auf den Ort, der als Trauer-, Begegnungs- und Naturraum 
gleichermaßen ein prägender Bestandteil der Städte und Dörfer 
ist. Ziel war es, positive Beispiele der Friedhofsgestaltung heraus-
zustellen und Impulse zur Orientierung und Nachahmung zu 
geben.

Gerade weil die Kommunen zunehmend vor der Herausforde-
rung stehen, neue Bestattungsformen stimmig in die Gestaltung 
einer gewachsenen und regional geprägten Trauerkultur zu 
integrieren, war es dem Landesverband ein besonderes Anliegen, 
gelungene Konzepte zu würdigen und in einer Broschüre vorzu-
stellen. Diese kann auf Anfrage bei der Geschäftsstelle des 
Landesverbandes in digitaler Form bestellt werden.

2.1.12	 Neue Medien/Soziale Medien
Um auch neue, jüngere – bzw. jung gebliebene – Bevölkerungs-
gruppen und Ehrenamtliche anzusprechen, ist der Landesver-
band u. a. im Bereich der Neuen Medien aktiv.

Monatlich erscheint ein Newsletter mit den Rubriken Aktuelles, 
Vereinsorganisation, Termine und Empfehlenswert (Buchtipps 
und Produkte der verbandseigenen Garten- und Versandbuch-
handlung), den Interessierte über die Startseite des Landesver-
band-Internetauftrittes abonnieren können.

Mehrmals pro Woche werden auf Facebook aktuelle, der jewei-
ligen Jahreszeit entsprechende Beiträge zu gärtnerischen Tätig-
keiten, Landespflege, Gesundheit, Klimawandel, Artenvielfalt und 
Naturgarten veröffentlicht.

Gleiches gilt für den landesverbandseigenen Instagram-Kanal. 
Der Youtube-Kanal des Landesverbandes enthält zahlreiche 
Kurzclips und Videos, z. B. zu Streuobst, Biodiversität, Natur- 
garten, Kinder- und Jugendaktivitäten.

Alle Kanäle befinden sich auf der Website des Landesverbandes 
(www.gartenbauvereine.org).
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Teilnahmeberechtigt an den im Folgenden vorgestellten  
Seminaren, Kursen und sonstigen Veranstaltungsangeboten  
sind alle dem Landesverband gemeldeten Mitglieder in Obst- 
und Gartenbauvereinen. Der Landesverband übernimmt  
sämtliche Seminarkosten, Referentenhonorare, Raummieten  
und in manchen Fällen anteilig Verpflegungs- und Reisekosten.

2.2.1	 Grundlagenseminar
Neuen und potenziellen Vorsitzenden und Funktionsträgern in 
Vereinen bietet der Landesverband zeitnah zur Übernahme des 
Ehrenamtes eine Informationsveranstaltung, ein so genanntes 
Grundlagenseminar an, welches ihnen das Rüstzeug geben soll 
für eine sichere, lebendige und dynamische Vereinsführung.

Der Schwerpunkt liegt auf vereins-, steuer- und versicherungs-
rechtlichen Fragen sowie dem vielfältigen Dienstleistungs- 
angebot des Landesverbandes inklusive einer zeitgemäßen 
Mitgliederbetreuung. Die Vorträge übernehmen neben Beschäf-
tigten des Landesverbandes auch Fachleute aus den Bereichen 
Versicherung, (Vereins-)Recht und Steuer.

Dieses Seminarangebot darf zur Auffrischung des Kenntnisstan-
des auch gerne von schon länger amtierenden Vorsitzenden und 
Mitgliedern der Vereinsleitung in Anspruch genommen werden.

2.2.2	 Vorständeseminar
Der Landesverband lädt i. d. R. im vierjährigen Turnus alle Vereine 
eines Kreisverbandes zum Seminar für Vorstände und Mitglieder 
der Vereinsleitung ein. Dem Leitthema „Gartenbauvereine  
helfen Mensch und Natur“ folgend werden die Angebote,  
Serviceleistungen, neue Informations- und Beratungsunterlagen 
des Landesverbandes sowie Möglichkeiten zu ihrer Anwendung 
in Vereinspraxis und Öffentlichkeitsarbeit vorgestellt, wobei die 
Kreisverbände die Möglichkeit haben, das Seminarprogramm 
mitzugestalten.

Neben praktischen Hinweisen wird auch aufgezeigt, welche  
(materiellen) Vorteile Gartenbauvereine und deren Mitglieder 
aus ihrer Zugehörigkeit zum Landesverband haben. 

2.2	
Seminare und Kurse
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Gewünscht ist auch eine intensive Diskussion während des  
Seminars, um die Meinung zu den behandelten Themen zu  
erfahren und Anregungen direkt von der Basis zu erhalten, um 
diese in die aktuelle Beratertätigkeit mit aufzunehmen. Außer-
dem stellt das Vorständeseminar eine Plattform dar, um sich 
im offenen Gespräch mit Vertretern anderer Gartenbauvereine 
auszutauschen und neue Ideen für Vorhaben im eigenen Verein 
zu bekommen.

Gerne können zu diesem Seminar auch altgediente und künftige 
Mitglieder der Vereinsleitung mitgebracht werden, um die Ver-
einsarbeit auf mehrere Schultern zu verteilen.

2.2.3	 Gartenpflegekurse
Im Rahmen einer dreistufigen, aufeinander aufbauenden Aus-
bildung auf Kreisebene, Bezirksebene und Landesebene werden 
von den Kreisverbänden gemeldete Gartenpfleger aus den Ver-
einen in allen wichtigen gärtnerischen und landespflegerischen 
Themenbereichen geschult.

Die Ansprüche an die Beratung im Freizeitgartenbau steigen mit 
dem wachsenden Natur- und Umweltbewusstsein der Bevölke-
rung. Sowohl Mitglieder als auch interessierte Bürger sehen im 
Gartenbauverein den kompetenten Ansprechpartner bei Fragen 
rund um den Hausgarten. Um diesen Erwartungen gerecht zu 
werden, sollte nach der Vorstellung des Landesverbandes in 
jedem Verein mindestens eine versierte Gartenpflegerin oder ein 
Gartenpfleger tätig sein. Denn nur dann ist es möglich, das fach-
liche Niveau der Gartenbauvereine zu halten und sogar weiter zu 
steigern. 

Um diese Bemühungen zu unterstützen, wurde die Garten- 
pflege-Ausbildung in einem 3-stufigen Ausbildungskonzept 
klar definiert. Dabei wird durch den Namen „Gartenpflege“ be-
rücksichtigt, dass sich das Aufgabengebiet der traditionellen 
Baumwarte auf den umfangreichen Bereich der Gartenökologie 
erweitert hat, der beispielsweise Themen wie standortgerechte 
Pflanzenverwendung, Pflanzenschutz ohne Chemie, Bodenpflege 
und fachgerechte Düngung beinhaltet.

Der Landesverband engagiert sich weiterhin, die verbands-
interne Gartenpflege-Aus- und -Fortbildung auf allen Ebenen 
zu unterstützen und zu intensivieren, denn sie soll aktive Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren in ihrer Beratungstätigkeit in 
den Vereinen unterstützen. Sie kann aber keine berufliche Bil-
dungsmaßnahme sein.

Leitfaden für die Vereinsführung  |  Diensleistungsangebot des Landesverbandes Seite  2-10



Zielsetzung der Gartenpflege-Ausbildung

Ziel ist, Multiplikatorinnen und Multiplikatoren auszubilden, die 
in der Lage sind, einfache Fachfragen zu beantworten, die im 
Zusammenhang mit dem Freizeitgartenbau stehen, Vorträge zu 
halten und praktische Vorführungen durchzuführen, um so als 
verlängerter Arm der Kreisfachberatung für Gartenkultur und 
Landespflege vor Ort tätig zu werden.

Konzept des dreistufigen Ausbildungssystems

Die Gartenpflege-Ausbildung erfolgt in einem dreistufigen 
System, das die Kreis-, Bezirks- und Landesebene umfasst. Um 
ein einheitliches Niveau zu gewährleisten, ist für die Teilnahme 
an der jeweils nächsthöheren Stufe ein Nachweis über die 
Absolvierung der darunterliegenden Ausbildungsstufe vorzu- 
legen. Die drei Ebenen im Überblick:

Die drei Ebenen im Überblick:
•	 Die 1. Stufe findet auf Kreisebene statt und dient der  

Grundausbildung (Grundkurs).
•	 Darauf aufbauend ist die überregionale 2. Stufe auf  

Bezirksebene, bei der die Themen der Grundausbildung  
intensiver behandelt und neue Wissensgebiete vermittelt 
werden (Aufbaukurs).

•	 Die 3. Stufe beinhaltet Kurse auf Landesebene, in denen die 
Ausbildungsinhalte der Kreis- und Bezirksebene vertieft,  
themenübergreifende Zusammenhänge und rhetorische 
Grundlagen vermittelt und eine ganzheitliche Denkweise  
geschult werden (Fortbildungskurs, Spezialkurse).
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Themen Ausbildungsziele

Botanik Grundwissen über den inneren und äußeren Aufbau der Pflanze sowie über  
Faktoren, die Einfluss auf das Pflanzenwachstum nehmen. Einblick in die  
Systematik des Pflanzenreiches.

Pflanzenkunde und 
Pflanzenverwendung

Pflanzenkenntnisse, auf deren Grundlage eine Auswahl und Beurteilung über 
die Eignung für bestimmte Verwendungszwecke durchgeführt werden kann.

Boden Wissen um die Bedeutung des Bodens für das Pflanzenwachstum.  
Kenntnisse in der naturgemäßen Bodenpflege als Ausgangspunkt für die  
umweltschonende Bewirtschaftung. Grundwissen über Maßnahmen zum  
Erhalt der Bodengesundheit.

Pflanzenernährung Wissen um die Wichtigkeit einer richtig dosierten, termingerechten und ziel-
gerichteten Düngung als Voraussetzung für ein gesundes Pflanzenwachstum. 
Kenntnisse des Zusammenhanges zwischen Bodenleben und organischer  
Düngung sowie deren Auswirkungen auf die Pflanzenernährung.

Pflanzenschutz Lernen, aufgrund von Beobachtungen vorbeugend zu handeln, biologische  
Bekämpfung richtig durchzuführen und eine natürliche Schadschwelle zu  
akzeptieren.

Obstanbau Bedeutung von Sorten-, Standort- und Unterlagenwahl für den Obstanbau. 
Grundwissen, das die Pflanzung und Pflege bis hin zur Verwertung verschie-
denster Obstarten einschließt.

Gemüseanbau Fähigkeit zur Planung, Anlage und Pflege eines Gemüsegartens.  
Auswahl geeigneter Gemüsekulturen für den Freizeitgartenbau.

Ökologische  
Zusammenhänge

Schulung des übergreifenden Denkens. Kennenlernen von einfachen  
ökologischen Zusammenhängen.

Grundzüge der  
Dorfverschönerung

Kennenlernen von positiven Beispielen für eine naturnahe Dorfgestaltung.

Pflanzung und  
Pflegemaßnahmen

Grundwissen zur fach- und sachgerechten Pflanzung und Pflege von  
Gehölzen.

Gartengestaltung Fähigkeit, die Grundlagen bei der Anlage naturnaher Gärten zu  
berücksichtigen und zu vermitteln.

Ausbildungsinhalte
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Materialien des Landesverbandes zur Ausbildung

Für die Ausbildung können Bilderserien, Gärtner wissen sowie 
Fach- und Merkblätter des Landesverbandes eingesetzt werden. 
Ab der Bezirksebene werden fast alle Kurse von Beschäftigten 
des Landesverbandes geleitet. Der Landesverband übernimmt 
auch den Großteil der Kosten für Vortragende, Seminarmateria-
lien und sonstige Auslagen.

Gartenpflege-Prüfung

Durch die dreistufige Gartenpflege-Ausbildung verfügen aus-
gebildete Personen über eine große Anzahl von Fort- und Weiter-
bildungsmöglichkeiten. Zur Bestätigung des eigenen Wissens 
bietet der Landesverband eine verbandsinterne Gartenpflege-
Prüfung für an, die als Abschluss dieser umfangreichen Ausbil-
dung gedacht ist. 
Mit dem Ablegen der Prüfung gehen die Prüflinge keine Ver-
pflichtungen gegenüber dem Landesverband ein. Prinzipiell 
bestätigt die erfolgreich abgelegte Prüfung die Befähigung, 
selbst Vorträge im Rahmen der Gartenpflege-Ausbildung anzu-
bieten. 
Nach der Prüfung ist weiterhin die Teilnahme an Gartenpflege-
Kursen möglich.

Kreis der Berechtigten

Alle Personen, die neben dem Grundkurs auf Kreisebene und den 
Aufbaukursen auf Bezirksebene einen Fortbildungskurs und min-
destens drei Gartenpflege-Spezialkurse besucht haben, können 
an der Prüfung teilnehmen. Als Alternative zu den Spezialkursen 
des Landesverbandes können unter Beachtung bestimmter 
Voraussetzungen auch externe Kurse verschiedener Anbieter, 
beispielsweise mancher staatlichen Einrichtungen, anerkannt 
werden.

Inhalte der Prüfung

Bei der Prüfung werden die Ausbildungsinhalte von derzeit 
10 Themenbereichen abgefragt. Der Themenbereich „Grundzüge 
der Dorfverschönerung“ ist kein Bestandteil der Prüfung. 
Da Gartenpflege-Prüflinge ihr erworbenes Wissen an andere 
weitergeben sollen, ist es für sie notwendig, auch Praxiskurse 
und Vorträge halten zu können.
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Entsprechend diesen Anforderungen ist die Prüfung in drei Teile 
gegliedert:
•	 Im schriftlichen Teil müssen Fragen aus den Themengebieten 

der Gartenpflege-Ausbildung beantwortet werden. Ein Teil der 
Fragen ist im Multiple-Choice-Verfahren gestellt, bei anderen 
ist eine frei zu formulierende Antwort zu geben und einige 
sind zeichnerisch zu lösen.

•	 Als mündlicher Beitrag ist ein Kurzvortag (5-10 Minuten) zu 
einem frei gewählten Thema zu halten, an den sich Fragen 
anschließen. Die Art des Vortrages können die Prüflinge selbst 
wählen. 

•	 Um die praktischen Fertigkeiten unter Beweis zu stellen, sind 
Tätigkeiten, wie beispielsweise die Pflege von Gehölzen, die 
fachgerechte Auswahl und der sachgerechte Einsatz von 
Werkzeugen, einfache Veredelungsmaßnahmen sowie  
weitere im Garten notwendige Arbeiten durchzuführen.  
Notwendige Werkzeuge werden gestellt.

Der erste Teil dient der Überprüfung des theoretischen Fach-
wissens, Teil zwei und drei sind auf die Fähigkeit zur Wissensver-
mittlung ausgerichtet.

Gewichtung der Prüfungsteile und Bestehen der Prüfung

Die Prüfungsteile werden im folgenden Verhältnis gewichtet: 
Schriftlich 30 % – Mündlich 35 % – Praktisch 35 %. 
Um die Prüfung erfolgreich abzulegen, müssen mindestens 45 % 
der Anforderungen erfüllt werden.

Prüfungskommission

Die Prüfungskommission setzt sich aus drei Personen folgender 
Institutionen zusammen:
•	 Bayerischer Landesverband für Gartenbau und  

Landespflege e. V. 
•	 Verband der Kreisfachberatung für Gartenkultur und  

Landespflege in Bayern
•	 Bayerische Gartenakademie
•	 Hochschule Weihenstephan-Triesdorf 
•	 Landesanstalt für Landwirtschaft
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Prüfungsort, -dauer und -termine

Die zweitägige Prüfung wird einmal pro Jahr jeweils für ganz 
Bayern im Wechsel in Veitshöchheim oder in Weihenstephan 
angeboten. Der aktuelle Prüfungsort wird bei der Ausschreibung 
der Prüfung bekannt gegeben.

Materialien zur Vorbereitung auf die Prüfung

Zur Vorbereitung auf die schriftliche Prüfung erhalten alle ange-
meldeten Prüflinge einen Fragenkatalog, aus dem die Prüfungs-
fragen ausgewählt werden. Ergänzend dienen Gärtner wissen, 
Fach- und Merkblätter zur Prüfungsvorbereitung. Der Landes-
verband unterstützt die Prüflinge darüber hinaus mit Tipps zur 
Gestaltung des Prüfungsvortrages. Selbstverständlich hilft er bei 
allen Fragen, die rund um die abzulegende Prüfung auftauchen.

Anmeldung

Jedes Jahr werden alle berechtigten Personen (siehe „Kreis der 
Berechtigten“) durch den Landesverband direkt angeschrieben 
und zur Prüfung eingeladen. Die Kreis- und Bezirksverbände 
werden parallel dazu informiert. Eine verbindliche Bereitschafts-
erklärung zur Teilnahme an der Prüfung hat daraufhin schriftlich 
an den Landesverband zu erfolgen. Die Prüfung kann nur einmal 
abgelegt werden.

Auszeichnung

Die Auszeichnung erfolgt mit einer hochwertigen Urkunde sowie 
einer speziellen Gartenpflege-Anstecknadel, die den erfolgrei-
chen Gartenpflege-Prüflingen durch den jeweiligen Bezirksver-
band im Rahmen einer angemessenen Veranstaltung überreicht 
werden.
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2.2.4	 Vereinskelterei-Kurs
Vereinskeltereien leisten als Selbsthilfeeinrichtungen einen  
Beitrag zur fachgerechten Verwertung von Obst aus Gärten und 
Streuobstwiesen. Damit die Mitarbeiter in den Keltereien über 
die qualitätsvolle Verarbeitung der anfallenden Erntemengen 
aktuell informiert sind, werden auf Keltereikursen sowohl praxis-
nahe Informationen über Herstellung und Haltbarmachen von 
Fruchtsäften und -weinen, als auch Grundlagen zu benötigter 
technischer Ausstattung, Hygienevorschriften und sonstigen 
rechtlichen Vorschriften vermittelt. 

Die Einladung erfolgt alle zwei Jahre im Wechsel für Süd- und 
Nordbayern über die Kreisverbände, die aktive Helfer ihrer  
Vereine anmelden.

2.2.5	 Kurse für Betreuungspersonen in der Kinder-  
	 und Jugendarbeit
Betreuende von Aktionen mit Kindern und Jugendlichen in 
Gartenbauvereinen brauchen Sicherheit im Umgang mit den 
Aufsichtsbedürftigen. Ziel der jedes Jahr stattfindenden Kurse 
für Betreuungspersonen in der Kinder- und Jugendarbeit ist es 
deshalb, ihnen einerseits das versicherungsrechtliche Rüstzeug 
zur Betreuung von Gruppen zu geben, andererseits Anregungen 
für interessante, spannende und erlebnisreiche Gruppenstunden 
anzubieten.

Vermittelt wird dies über die Vorstellung von Dienstleistungen 
des Landesverbandes für die Kinder- und Jugendarbeit, Aufsichts- 
pflicht, Versicherungsschutz und praktischen Beispielen für 
kinder- und jugendgerechte Aktivitäten im Bereich Garten- 
Umwelt-Natur.

Die Einladung zu den Jugendleitungs-Kursen erfolgt über die 
Kreisverbände, die Interessenten aus ihren Vereinen, die in der 
Kinder- und Jugendarbeit aktiv sind, anmelden.

Auch die Bezirksverbände veranstalten mit finanzieller Unter-
stützung des Landesverbandes Kinder- und Jugendseminare, zu 
denen sie Beschäftigte der Geschäftsstelle des Landesverbandes 
zur Präsentation des umfangreichen Dienstleistungsangebotes 
ins Programm mitaufnehmen können.
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2.2.6	 Jugendsymposium
Ein wesentlicher Schwerpunkt des Landesverbandes ist die 
Kinder- und Jugendarbeit. Deshalb hat er 2023 die landesweite 
Jugendorganisation „Jugend der bayerischen Gartenbauvereine“ 
(JbG) gegründet, die unter anderem auch ein jährliches Jugend-
symposium organisiert und abhält.

Ziel ist es, die Motivation und den Erfahrungsaustausch der im 
Kinder- und Jugendsektor Engagierten zu fördern, weitere 
Gruppengründungen auf Vereinsebene anzuregen und möglichst 
viele Kreisverbände zu bewegen, Kreisjugendorganisationen zu 
gründen und der JbG beizutreten.

2.2.7	 „Grüne“ Online-Seminare
Der Landesverband bietet monatliche Online-Seminare zu 
„grünen“ Themen an, d. h. aus den Bereichen Garten, Natur, 
Umwelt, Landespflege, Biodiversität, Gesundheit, Verwertung, 
Gestaltungsmöglichkeiten mit Naturmaterialien etc. Sie sind 
kostenlos und beinhalten Vorträge von Fachleuten mit anschlie-
ßender Beantwortung von „live“ während des Seminars gestell-
ten Fragen. 
Die Anmeldung erfolgt über die Homepage des Landesverbandes 
www.gartenbauvereine.org.

2.2.8	 Weitere Seminarangebote
Zusätzlich zu den genannten Seminaren und Kursen bietet der 
Landesverband je nach aktuellem Bedarf weitere Veranstaltun-
gen oder Online-Seminare an (z. B. zu steuerlichen, vereinsrecht-
lichen Themen).
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Der Landesverband bietet allen ihm angeschlossenen  
Vereinen ein umfangreiches Service-Paket, das den Vorständen 
und Vereinsleitungen die alltägliche, praktische Vereinsarbeit 
erleichtert bzw. ihnen Sicherheit und Rückhalt gibt und hilft, 
Kosten zu sparen. Die Leistungen des Service-Paketes werden 
über die jährlich an den Landesverband zu entrichtenden  
Mitgliedsbeitragsanteile mitfinanziert.

2.3.1	 Mitgliederverwaltung: Zentrale Datenbank,  
	 dezentrale Nutzung und Pflege
Seit 2021 stellt der Landesverband auf der Website www.garten-
bauvereine.org seinen Vereinen eine kostenlose zentrale Online-
Mitgliederdatenbank zur Verfügung, welche die Vereine einer-
seits für ihre eigene Mitgliederverwaltung und andererseits für 
die Mitgliedermeldung an den Landesverband nutzen können.

Darüber hinaus enthält die Datenbank auch einen Download-
Bereich und eine Bilderdatenbank mit lizenzfreien, kostenlosen 
Bildern für die Verwendung durch Obst- und Gartenbauvereine.

Die Webseite zur Mitgliederdatenbank enthält ausführliche An-
leitungen für die Erstregistrierung und Nutzung der Datenbank.

2.3.2	 Vereinshaftpflichtversicherung
Die Gartenbauvereine kommen in den Genuss einer Vereinshaft-
pflichtversicherung, die über den Bayerischen Landesverband 
für Gartenbau und Landespflege abgeschlossen wurde und aus 
einem Anteil des Jahresmitgliedsbeitrages finanziert wird.

Typisches Kennzeichen jeder Haftpflichtversicherung

Eine Haftpflichtversicherung – unabhängig davon, ob privat  
oder für einen Verein – gewährt dem Versicherungsnehmer 
laut den Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB) nur Versicherungsschutz für Schäden 
an Personen oder Sachen, für die er aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen von einem Dritten auf Schadenersatz in 
Anspruch genommen wird. Dies bedeutet mit etwas einfacheren 
Worten, dass eine Haftpflichtversicherung nicht für Schäden 
aufkommt, die man sich selbst zufügt oder für die man laut  
Abmachung mit einem (Geschäfts-)Partner eine Vertragshaft-
pflicht übernommen hat. (Ausnahme: Schäden an gemieteten/
geliehenen beweglichen Sachen bis zu € 5.000).

2.3	
Service für Obst- und 
Gartenbauvereine
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Versicherungsschutz generell nur für satzungsgemäße  
Tätigkeiten

Als selbstverständlich sollte außerdem vorausgesetzt werden, 
dass die Vereinshaftpflichtversicherung nur für Schäden auf-
kommt, die aus satzungsgemäßen oder sich aus dem Vereins-
zweck ergebenden Veranstaltungen herrühren. Hierzu gehören 
u. a. auch Gartenfeste, Freizeitveranstaltungen mit Kindern und 
Jugendlichen, Jubiläumsveranstaltungen, Vorträge, Lehrgänge 
und Festumzüge ohne Fahrzeuge und ohne Tiere.  
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gartenbauver-
eine, der Kreis- und Bezirksverbände und des Landesverbandes 
sowie aller Personen, die im Auftrag der Vereine und Verbände 
tätig werden.

Grundsätzliche Versicherungsausschlüsse

Ausgeschlossen von der Vereinshaftpflichtversicherung bleiben 
generell Versicherungsansprüche aller Personen, die den Scha-
den vorsätzlich herbeigeführt haben. Außerdem erstreckt sich 
der Versicherungsschutz nicht auf das Führen oder Halten von 
Kraftfahrzeugen und nicht auf den Besitz, den Betrieb und das 
Lenken von Luft- und Wasserfahrzeugen aller Art. Ebenfalls kein 
Versicherungsschutz wird gewährt für Sachschaden, der durch 
allmähliche Einwirkung z. B. von Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit, 
Abwässer, Erdrutschungen und Erschütterungen infolge Ramm-
arbeiten entsteht.

Über die Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen (AHB)  
hinausgehender Schutz

Durch Zusatzklausen als Ergänzung zu den AHB ist u. a. mit  
versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
•	 aus der Vermietung und Verpachtung vereinseigener  

Gebäude und Grundstücke inkl. Gerätschaften bis zu einem 
jährlichen Mietwert von € 50.000.

•	 als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten bis zu einer 
veranschlagten Bausumme von € 500.000.

•	 aus dem Halten, Besitz und Gebrauch von nicht zulassungs- 
und nicht versicherungspflichtigen Kfz mit nicht mehr als  
6 km/h, selbst fahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr 
als 20 km/h, Kfz-Anhängern, soweit diese nicht in Verbindung 
mit einem zulassungs- und versicherungspflichtigen  
Zugfahrzeug gebraucht werden.

•	 aus Tätigkeitsschäden beim Be- und Entladen von Land- und 
Wasserfahrzeugen und Containern.

•	 aus der Restauration in eigener Regie.
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•	 aus dem Auf- und Abbau sowie der Verwendung von Zelten 
und Bühnen für Veranstaltungen.

•	 aus dem Aufstellen einschließlich Verkehrssicherung von  
Mai-, Kirchweih- und Weihnachtsbäumen.

•	 aus der Bereitstellung und dem Betrieb von Hüpfburgen  
ohne Größenbegrenzung.

•	 aus Freizeitveranstaltungen mit Kindern und Jugendlichen 
(auch Nichtvereinsmitglieder).

•	 von Lehrfahrten, Ausflügen und Gruppenreisen.  
Kein Versicherungsschutz besteht aus der gesetzlichen Haft-
pflicht eines Reiseveranstalters/-vermittlers nach § 651 ff BGB. 

•	 bei Mietsachschäden an gemieteten Gebäuden, Räumen und 
beweglichen Sachen.

•	 aus der Produkthaftung wegen Schäden, die durch in vereins-
eigenen Keltereieinrichtungen hergestellte Obstfertigprodukte 
entstanden sind – ohne Mengenbegrenzung!

•	 aus dem Vermieten und Verleihen von Arbeitsmaschinen, 
auch an Nicht-Mitglieder.

Außergewöhnliche Tätigkeiten

Außergewöhnliche und/oder nicht vereinsübliche Tätigkeiten 
und Veranstaltungen, die mit einem erhöhten Risiko verbunden 
sind, sollten der Versicherung gemeldet und je nach Art der  
Aktivität separat versichert werden. Hierzu gehören z. B.  
Umzüge mit (Groß-)Tieren und Kfz, Tribünenaufbau und Einsatz 
von Großgeräten. Außerdem fällt darunter die gesetzliche Haft-
pflicht eines Reiseveranstalters bzw. Reisevermittlers nach  
§§ 651 a-651 m des Bürgerlichen Gesetzbuches. Für sie ist eben-
falls ein besonderer Versicherungsschutz zu vereinbaren.

Deckungssummen

Die Summen betragen für
•	 Personenschäden	 € 10.000.000
•	 Sachschäden	 € 10.000.000
•	 Vermögensschäden	 € 10.000.000
•	 Schäden an gemieteten Gebäuden und/oder  

Räumen durch Brand, Explosion sowie durch  
Leitungs- und Abwässer	 € 1.000.000

•	 Sonstige Schäden an gemieteten Gebäuden  
und/oder Räumen (Selbstbeteiligung € 500)	 € 100.000

•	 Schäden an gemieteten/geliehenen  
beweglichen Sachen 	 € 5.000
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Verfahrensablauf nach Eintritt eines Schadenereignisses

Sollte es trotz aller Vorsichtsmaßnahmen im Rahmen einer  
Vereinsaktivität zu einem Schadenereignis gekommen sein, so 
bitten wir, den Schaden der Geschäftsstelle des Landesverbandes 
in München umgehend zu melden. Hierfür genügt ein formloses 
Schreiben mit Angabe von Daten der beteiligten Personen und 
der Umstände, die zum Schaden geführt haben. Die Meldung 
wird dann weiter geleitet an die BERNHARD Assekuranzmakler 
GmbH & Co. KG, die mit dem Meldenden Kontakt aufnimmt 
und in einer „Schadenanzeige Haftpflicht“ um eine detaillierte 
Beschreibung des Schadens bittet. Die weitere Schadensbearbei-
tung läuft dann nicht mehr über den Landesverband, sondern 
ausschließlich über die BERNHARD Assekuranz ab.

Ansprechpartner in Versicherungsangelegenheiten

Seit Februar 2004 ist für die Abwicklung von Anfragen und Scha-
densmeldungen bezüglich der Vereinshaftpflicht- und auch der 
Unfallversicherung (siehe Kapitel „Gartenunfallversicherung“) 
die BERNHARD Assekuranzmakler GmbH & Co. KG zuständig.  
Die BERNHARD Assekuranz tritt dabei als vom Landesverband 
bevollmächtigter Makler auf, der jahrzehntelange Erfahrung in 
der Versicherung von Verbänden hat. So können die immer kom-
plexeren und komplizierteren Versicherungsangelegenheiten 
und -fragen der Mitglieder nun von Spezialisten kompetent und 
schnell beantwortet und behandelt werden  
(https://bernhard-assekuranz.com/bayerischer-landesverband-
gartenbau-und-landespflege//#nav, Tel. 08104/89 16-0). Der 
Landesverband erweitert dadurch sein Dienstleistungsangebot 
und verbessert seinen Service, ohne dass den Mitgliedern durch 
höhere Versicherungsbeiträge Mehrkosten entstehen würden.

Treten hinsichtlich der Versicherungen Fragen auf, möchte man 
Informationen über zusätzliche Versicherungen oder geht es um 
die Bearbeitung von Schadensfällen, kann man sich direkt an die 
BERNHARD Assekuranzmakler GmbH & Co. KG wenden.

Die BERNHARD Assekuranz wird zudem auch dann eingeschal-
tet, wenn es um schriftliche Bestätigungen bestehenden Ver-
sicherungsschutzes geht, z. B. um die Ausstellung eines Nach-
weises der Veranstalterhaftpflicht, der von der Gemeinde oder 
Stadt bei Veranstaltungen mit öffentlichem Charakter verlangt 
werden kann. Solche Nachweise darf nur das beauftragte Versi-
cherungsmaklerbüro, nicht aber der Landesverband, ausstellen.
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Fazit der Vereinshaftpflichtversicherung

Abschließend lässt sich sagen, dass die Vereinshaftpflichtver-
sicherung grundsätzlich Vereinen Versicherungsschutz vor 
existentiellen Bedrohungen durch Ansprüche Dritter gewährt, 
andererseits keine Rundumversicherung gegen alle erdenklichen 
Haftpflichtansprüche sein kann. Vor allem Letzteres sollte man 
sich bitte mit gesundem Menschenverstand immer vor Augen 
halten. Dem Landesverband ist es gelungen, mit Hilfe der  
BERNHARD Assekuranz Bedingungen auszuhandeln, die der Ver-
einswirklichkeit in den meisten Fällen gerecht wird. Sind darüber 
hinaus Vereinsveranstaltungen geplant, die außergewöhnlich 
oder mit besonderen Gefahren verbunden sind, können gezielte 
Informationen am besten direkt von der BERNHARD Assekuranz 
eingeholt und – wenn nötig – individueller Versicherungsschutz 
separat vereinbart werden.

2.3.3	 Gartenunfallversicherung
Unfallversicherungsschutz über den Landesverband besteht in 
Form der personenbezogenen Unfallversicherung. Sie erstreckt 
sich auf Unfälle, die dem Landesverband namentlich gemeldete 
Mitglieder während gärtnerischer Tätigkeit im eigenen oder im 
Garten anderer gemeldeter Mitglieder erleiden. Nicht versichert 
sind sonstige Unfälle im Garten (z. B. beim Grillen oder Heim-
werken), sowie Unfälle auf sonstigen Teilen des Grundstücks wie 
Wohnhaus oder Garage.

Die Versicherung umfasst auch Unfälle, von denen die Mitglieder 
sowie in Begleitung deren Ehepartner oder minderjährige  
Kinder auf örtlichen Vereinsveranstaltungen und -versammlun-
gen (z. B. Vortrag, Bilder-Abend, Mitgliederversammlung) betrof-
fen werden. Mitversichert sind Unfälle auf direktem Weg zu und 
von Veranstaltungen. Des Weiteren sind Kinder- und Jugendver-
anstaltungen und Reisen versichert.

Die Unfallversicherung leistet Zahlungen bei Invalidität und Tod 
– Arzt- und Heilungskosten übernimmt die jeweilige Krankenver-
sicherung. 

Leitfaden für die Vereinsführung  |  Diensleistungsangebot des Landesverbandes Seite  2-23



Deckungssummen der Unfallversicherung

Die Deckungssummen der Unfallversicherung des Landesver-
bandes betragen bei Vollinvalidität € 80.000 und im Todesfall  
€ 10.000. Der Invaliditätsgrad wird durch die so genannte „Glie-
dertaxe der Unfallversicherer“ festgelegt (z. B. bei Verlust eines 
Daumens 20 %, der Sehkraft auf einem Auge 50 %, auf beiden 
Augen 100 %).

Ist eine zusätzliche Unfallversicherung notwendig?

Die Unfallversicherung bietet für Mitglieder und Ehrenamt-
liche einen gewissen Versicherungsschutz. Sie kann jedoch 
kein Ersatz für eine gesetzliche oder private Unfallversicherung 
mit ausreichenden Leistungen sein. Möchte ein Verein seinen 
ehrenamtlich Tätigen einen Extra-Unfallversicherungsschutz 
zukommen lassen, weil regelmäßig Aktivitäten mit einem gewis-
sen Unfallrisiko stattfinden, so kann er sich bei der BERNHARD 
Assekuranzmakler GmbH & Co. KG (siehe Kapitel „Vereinshaft-
pflichtversicherung“) informieren oder eine „Unfallversicherung 
im Ehrenamt“ abschließen (siehe Kapitel „Gesetzliche Unfallver-
sicherung im Ehrenamt“).
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2.3.4	 VH-, D&O-, Vertrauensschaden- und 
	 Rechtsschutzversicherung für Gartenbauvereine
Neben der unverzichtbaren Vereinshaftpflichtversicherung hat 
der Landesverband zur besseren Absicherung für seine Mit-
gliedsvereine und deren Beauftragte auch noch eine Vermö-
gensschadenhaftpflicht- (VH-), Director´s and Officer´s Liability 
Insurance- (D&O-), Vertrauensschaden- und Rechtsschutz- 
versicherung abgeschlossen.

Definition von Vermögensschäden

Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personen-
schäden (Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung der 
Gesundheit von Menschen) noch Sachschäden (Beschädigung, 
Verderben, Vernichten oder Abhandenkommen von Sachen) sind, 
noch sich aus solchen – von dem Versicherungsnehmer oder 
einer Person, für die er einzustehen hat, verursachten – Schäden 
herleiten.

Vermögensschadenhaftpflicht-Versicherung (VH)

Versichert ist für den Versicherungsnehmer, den Vorstand, den 
besonderen Vertreter i. S. des § 30 BGB, das Präsidium, die Ange-
stellten und die ehrenamtlichen Vertreter die satzungsgemäße 
Tätigkeit für den Landesverband und für alle dem Landesverband 
angeschlossenen Vereine bzw. Verbände. Der Versicherungs-
schutz erstreckt sich dabei auf Vermögensschäden, die die ver-
sicherten Organe und Personen bei Ausübung der satzungsge-
mäßen Tätigkeit einem Dritten oder dem Verein selbst fahrlässig 
zugefügt haben und hierfür haftpflichtig gemacht werden.

Wichtig: Es muss immer eine Pflichtverletzung zum Schaden  
geführt haben. Daher ist die Vermögensschadenhaftpflicht- 
Versicherung keine Ausfallversicherung (z. B. keine Kostenüber-
nahme bei Ausfall einer Vereinsveranstaltung) und sie versichert 
auch keine „strategischen Fehlentscheidungen“ (unternehmeri-
sches Risiko).
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In der VH gilt das Verstoßprinzip. Danach tritt der Versicherungs-
fall mit dem Verstoß ein (Panne, Irrtum, Versehen), woraufhin 
der Schadenersatzanspruch aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen geltend gemacht wird. Da auf den Verstoßzeit-
punkt abgestellt wird, ist der Vermögensschaden in der Regel 
nicht unmittelbar sichtbar, sondern tritt erst nach einiger Zeit 
zutage (Spätschäden).  Der Versicherungsschutz umfasst jedoch 
die Folgen aller während der Versicherungsdauer vorgekomme-
nen Verstöße, sofern der Versicherer nicht später als 5 Jahre nach 
Ende des Versicherungsvertrages über den Versicherungsfall 
informiert wird. 

Das Deckungskonzept über den Landesverband bietet über-
durchschnittlichen Versicherungsschutz: Die VH gewährt bereits 
bei einfacher Fahrlässigkeit Versicherungsschutz für Mitarbeiter 
und Organe, obwohl nach gesetzlicher Vorgabe erst bei mittlerer 
und grober Fahrlässigkeit eine Haftung ausgelöst wird. 

Fahrlässige Eigenschäden

Zu fahrlässigen Eigenschäden können gehören: 
•	 Verspätete Beantragung von Zuschüssen aus öffentlichen 

Mitteln
•	 Fehler beim Einzug von Mitgliedsbeiträgen
•	 Verjährenlassen von Gewährleistungsansprüchen gegen 

Handwerker bei Bau bzw. Umbau von Vereinshäusern
•	 Überhöhte Zahlung (Zahlendreher)
•	 Verjährenlassen eigener Forderungen. 

Beispiele fahrlässiger Eigenschäden

Beispiel 1: Der Verein kauft für seine Mosterei Flaschenver-
schlüsse. Nach Rechnungsbegleichung stellt sich heraus, dass 
die Verschlüsse undicht sind und sich Schimmel bildet. Es wird 
versäumt, rechtzeitig Mängelgewährleistungsrechte geltend zu 
machen – Verjährung tritt ein. 

Beispiel 2: Wegen versehentlich verspäteter Beantragung eines 
Zuschusses aus öffentlichen Mitteln wird der Antrag abgelehnt. 
Der Verein muss die notwendige Sanierung seines Vereinsheims 
dadurch alleine bezahlen.
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Beispiel 3: Zwei alleinvertretungsberechtigte Vorstandsmitglie-
der schließen durch fehlende Kommunikation gleichzeitig einen 
Cateringvertrag für eine Jubiläumsfeier des Vereins. Beide Ver-
tragspartner bestehen auf Erfüllung des Vertrags. Dadurch ent-
stehen erhebliche Mehrkosten. 

Beispiel 4: Auf der Homepage eines Gartenbauvereins wird ver-
sehentlich eine Anfahrtsskizze aus urheberrechtlich geschütz-
tem Kartenmaterial genutzt.

Beispiel 5: Versehentlich bezahlt der Kassier eines Vereins eine 
Handwerkerrechnung in Höhe von € 1.000 mit € 10.000. Der 
Fehler wird erst bemerkt, nachdem der Handwerker insolvent 
geworden ist.

Beispiel 6: Der Verein organisiert eine Jubiläumsfeier. Für das 
Rahmenprogramm wird eine Musikgruppe engagiert. Dabei wird 
versäumt, dass das Ordnungsamt zu informieren ist. Die Veran-
staltung wird untersagt. Die Künstlergage muss trotzdem vom 
Verein gezahlt werden.

Beispiel 7: Ein Mitglied wohnt in der Nähe der vereinseigenen 
Gartenanlage und fungiert für den Verein als Hausmeister. Den 
Zentralschlüssel für die Schließanlage des Gartens verliert er 
trotz großer Sorgfalt. Der Austausch der Schließanlage kostet  
€ 5.000.

Fahrlässige Drittschäden

Zu fahrlässigen Drittschäden können gehören: 
•	 Fehlerhafte Zuwendungsbestätigung
•	 Fehlerhafte Beratung der Mitglieder.

Beispiel eines fahrlässigen Drittschadens

Ein Verein stellt versehentlich eine falsche Zuwendungsbestäti-
gung für Spender aus. Nach Einreichung ihrer Steuererklärungen 
erhalten die Spender keine Steuervorteile. Sie verlangen vom 
Verein Schadenersatz in Höhe der entgangenen Steuervorteile.  
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D&O-Versicherung

Die D&O-Versicherung ist eine Vermögensschadenhaftpflicht-
Versicherung für die Organe (z. B. Vorstände) und Geschäftsfüh-
rer. Der Vertrag gilt für den Landesverband und alle ihm ange-
schlossenen Vereine bzw. Verbände, die eingetragen sind (e. V.). 
Die Eingrenzung auf e. V. besteht deswegen, da eine D&O-Versi-
cherung nur für juristische Personen zur Verfügung gestellt wer-
den kann, weil es hier eine gesetzlich normierte Organhaftung 
gibt. Bei nicht rechtsfähigen Vereinen gibt es kein vergleichbares 
Haftungsregime.

Die Haftung des Organs für seine Vereinstätigkeiten erfolgt bei 
Pflichtverstößen mit dem gesamten Privatvermögen, und zwar 
unbegrenzt und persönlich. 

Die Haftung erfolgt dabei gegenüber dem Verein bzw. dem Ver-
band (sogenannte Innenhaftung) wie auch gegenüber Dritten 
(sogenannte Außenhaftung).

Auch Finanzbehörden und Sozialversicherungsträger versenden 
persönlich adressierte Bescheide an Organe, wenn Steuern bzw. 
Beiträge nicht oder nicht ordnungsgemäß abgeführt wurden  
(§§ 34, 69 Abgabenordnung).

Die D&O-Versicherung schützt somit im Rahmen und Umfang 
der Bedingungen die Organe (Vorstände etc.) und alle weiteren, 
mitversicherten Personen gegen die Folgen zivilrechtlicher  
Verantwortlichkeit aus ihrer Vereinstätigkeit bei Schäden, die
•	 einem externen Dritten entstehen (Außenhaftung)
•	 dem eingetragenen Verein (e. V.) entstehen (Innenhaftung).

Beispiel für Außenhaftung

Ein Vorstand eines Vereins vergisst, für einen Angestellten die 
Sozialversicherungsbeiträge abzuführen. Der Verein wird auf 
Zahlung der Beiträge vom Sozialversicherungsträger in Anspruch 
genommen. Dem Verein entstehen dadurch Mehrkosten.

Beispiele für Innenhaftung

Beispiel 1: Durch das Fehlen einer geeigneten Mitgliederverwal-
tung stellt sich heraus, dass viele Mitglieder seit Jahren keine 
Mitgliedsbeiträge zahlen und nie gemahnt wurden. Durch die 
Verjährung von Forderungen entsteht dem Verein ein beträcht-
licher Schaden. Die Mitgliederversammlung beschließt, dass der 
während der Verfehlung im Amt befindliche Vorstand den Forde-
rungsausfall begleichen soll.
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Beispiel 2: Der Vorstand/Geschäftsführer hat versäumt, den 
bestehenden EDV-Wartungsvertrag fristgemäß zu kündigen. 
Ein weiterer EDV-Wartungsvertrag wurde aber zwischenzeitlich 
abgeschlossen. Beide EDV-Firmen bestehen auf Einhaltung der 
Verträge.

Beispiel 3: Vorwurf der nicht sparsamen Verwaltung von Vereins-
vermögen oder Schmälerung desselben auf der Mitgliederhaupt-
versammlung gegenüber dem Vorstand.

Versicherungssummen

Sowohl für die VH- als auch für die D&O-Versicherung beträgt 
die Versicherungssumme maximal € 5 Millionen je Versiche-
rungsfall, die Jahreshöchstleistung das Zweifache, d. h.  
€ 10 Millionen. Außerdem gibt es in beiden Versicherungen  
keinen Selbstbehalt.

Fazit VH- und D&O-Versicherung

Mit dem Abschluss der Vermögensschadenhaftpflicht- und 
D&O-Versicherung durch den Landesverband für die ihm  
angeschlossenen Gartenbauvereine wird Vereinsvorsitzenden 
und auch potenziellen Nachfolgern die Angst genommen, bei 
Haftungsansprüchen aus Vermögensschäden mit ihrem  
gesamten Privatvermögen gerade stehen zu müssen.
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Vertrauensschadenversicherung

Zur weiteren Verbesserung der Versicherungsleistungen für 
seine Gartenbauvereine hat der Landesverband die vorhandene 
Vermögensschadenhaftpflichtversicherung um eine Vertrauens- 
schadenversicherung erweitert. Versichert sind hierbei u. a. 
Vermögensschäden, die von Vertrauenspersonen durch vorsätz-
liche, unerlaubte Handlungen verursacht werden, aber auch 
Vermögensschäden, die dem Verein von einem außenstehenden 
Dritten zugefügt werden.

Vermögensschäden

Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personen-
schäden (Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung der 
Gesundheit von Menschen) noch Sachschäden (Beschädigung, 
Verderben, Vernichten oder Abhandenkommen von Sachen) 
sind, noch sich aus solchen – von dem Versicherungsnehmer 
oder einer Person, für die er einzustehen hat, verursachten – 
Schäden herleiten.

Vertrauenspersonen

Zu Vertrauenspersonen gehören sämtliche
•	 ordnungsgemäß bestellten und ehrenamtlich tätigen Organ-

mitglieder (Vorstand, Vereinsleitung)
•	 aufgrund eines Arbeits- oder Dienstvertrages beschäftigten 

Arbeitnehmer einschließlich Aushilfen, Zeitarbeitskräfte und 
Praktikanten

•	 in Ausführung eines Auftrages in den Vereinsräumen oder 
auf dem Vereinsgelände in arbeitnehmerähnlichen Position 
tätigen Personen (z. B. Wartungs- und Reinigungspersonal)

•	 mit der Entwicklung, Installation, Wartung oder Betreuung 
von EDV-Geräten und -Programmen betrauten Personen (z. B. 
EDV-Dienstleister).

Gegenstand des Versicherungsschutzes

Versicherungsschutz besteht für Schäden am Vermögen des 
Vereins, die von
•	 einer Vertrauensperson durch vorsätzliche, unerlaubte Hand-

lungen unmittelbar verursacht werden (vorsätzliche Eigen-
schäden, z. B. Unterschlagung, Veruntreuung)

•	 einer Vertrauensperson verursacht werden, indem sie vor-
sätzlich und unberechtigt der Geheimhaltung unterliegende 
Informationen u. ä. widerrechtlich verwendet
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•	 einer Vertrauensperson verursacht werden, indem sie einem 
Dritten durch vorsätzliche, unerlaubte Handlungen unmittel-
bar einen Schaden zufügt (vorsätzliche Drittschäden)

•	 einer Vertrauensperson durch wissentliches Abweichen von 
Vorschriften, Anweisungen, Bedingungen des Vereins oder 
durch sonstige wissentliche Pflichtverletzungen unmittelbar 
verursacht werden

•	 einem außenstehenden Dritten durch Handlungen oder 
Unterlassungen, welche einen Straftatbestand im Sinne des 
Strafgesetzbuches erfüllen, zugefügt werden (strafbare Hand-
lungen Dritter, z. B. Diebstahl der Kasse aus dem Vereinsheim 
oder der Kelterei).

Versicherungssumme

Die Versicherungssumme für Vermögensschäden beträgt
•	 200.000 € je Versicherungsfall und
•	 400.000 € als Jahreshöchstleistung.

Aufschlüsse der Versicherungsleistung

Nicht ersetzt werden u. a. Schäden und Kosten
•	 die von Vertrauenspersonen verursacht werden, von denen 

man wusste, dass sie bereits Handlungen wie unter „Gegen-
stand des Versicherungsschutzes“ genannt begangen haben 
(Wiederholungstäter)

•	 die zwar während der Dauer des Versicherungsschutzes ent-
deckt wurden, jedoch erst später als sechs Monate nach der 
Vertragsbeendigung angezeigt werden (Anzeigefrist).
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Rechtsschutzversicherung

Versicherungsschutz durch die Rechtsschutzversicherung 
besteht für alle Organisationen des Bayerischen Landesverbandes 
(Gartenbauverein, Kreis-, Bezirks-, Landesverband) sowie für alle 
Personen, die im Auftrag der Vereine und Verbände in dieser 
Eigenschaft tätig werden – und darüber hinaus für Vereinsmit-
glieder in nachbarschaftsrechtlichen Streitigkeiten.

Versicherungsumfang

Das Produkt beinhaltet den Versicherungsschutz und damit die 
Kostenübernahme für Rechtsstreitigkeiten aus vielen verschie-
denen Rechtsgebieten und Lebenssituationen:
•	 Straf-Rechtsschutz: Verteidigung in Verfahren wegen des 

Vorwurfs der Verletzung einer Vorschrift des Straf- oder 
Ordnungswidrigkeiten-Rechts (gilt speziell bei fahrlässiger 
Körperverletzung/Tötung)

•	 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz: Verteidigung in Ver- 
fahren wegen des Vorwurfs einer Ordnungswidrigkeit

•	 Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten: Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen als Opfer bestimmter Straftaten

•	 Schadenersatz-Rechtsschutz: Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-Bestim-
mungen (z. B. nach § 823 BGB)

•	 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz: Verteidigung in 
Disziplinar- und Standesrechtsverfahren

•	 Verwaltungs-Rechtsschutz: Wahrnehmung rechtlicher Inter-
essen vor deutschen Verwaltungsgerichten

•	 Steuer-Rechtsschutz: Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
in steuer- und abgaberechtlichen Angelegenheiten vor deut-
schen Finanz- und Verwaltungsgerichten

•	 Immobilien-Rechtsschutz: beschränkt auf nachbarschafts-
rechtliche Streitigkeiten

•	 Sozial-Rechtsschutz: Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor 
deutschen Sozialgerichten

•	 Mediations-Rechtsschutz: Unterstützung der freiwilligen, 
außergerichtlichen Streitbeilegung

•	 Erweiterte Telefonberatung: Vorsorgliche telefonische 
Erstberatung zu den versicherten Lebensbereichen und 
versicherten Leistungen.
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Vorteil für Vereinsmitglieder

Über diese Leistungen für Vereine hinaus besteht für jedes 
einzelne Gartenbauvereinsmitglied Immobilien-Rechtsschutz 
bezogen auf nachbarschaftsrechtliche Streitigkeiten.

Leistungsspektrum

Der Versicherer bietet im Rahmen des Vertrages umfangreiche 
Leistungen an, z. B. eine schnelle Prüfung der Kostendeckung 
durch qualifizierte Juristen als Ansprechpartner für Versicherte 
und Rechtsanwaltskanzleien, sofortige telefonische Rechtsbe-
ratung, Vermittlung eines besonders geeigneten Rechtsanwalts 
oder einer Rechtsanwältin und eine vollständige sowie weit- 
gehende Betreuung und Abwicklung des Rechtsschutzfalles.

Selbstbeteiligung

Es gilt eine Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall in Höhe von 
1.000 €. Diese Selbstbeteiligung fällt nicht an in nachbarschafts-
rechtlichen Streitigkeiten, sofern sich die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen auf eine vom Versicherer durchgeführte 
Mediation beschränkt.

Fallbeispiel

Ein Dritter beschädigt das Eigentum des Vereins oder eines 
Beauftragten des Vereins und weigert sich anschließend, den 
entstandenen Schaden zu ersetzen. In diesem Fall übernimmt 
der Versicherer die Kosten der Rechtsverfolgung.

Fazit Rechtsschutzversicherung

Das Versicherungsprodukt bietet einen umfassenden Versiche- 
rungsschutz. Lediglich der Bereich des Arbeitsrechts ist von der 
Versicherungsleistung ausgenommen und der Immobilien-
Rechtsschutz ist auf die nachbarschaftsrechtlichen Streitigkeiten 
begrenzt.
Durch die zusätzliche Absicherung von Ehrenamtsträgern und 
Beauftragten des Vereins ist dieses Versicherungsangebot ein 
weiteres Argument für Vereine, Mitglied im Landesverband zu 
sein. Darüber hinaus ist die Versicherung wegen des Rechts-
schutzes in nachbarschaftsrechtlichen Streitigkeiten für alle 
gemeldeten Vereinsmitglieder ein positives Argument bei der 
Neumitgliedergewinnung in den Vereinen.



2.3.5	 Rahmenvertrag mit der GEMA
Die GEMA (GEsellschaft für Musikalische Aufführungs- und 
mechanische Vervielfältigungsrechte), die die Urheberrechte der 
Komponisten und Musikverleger vertritt, betrachtet grundsätz-
lich sämtliche Vereinsveranstaltungen als öffentlich. Dies bedeu-
tet, dass alle musikalisch umrahmten Vereinsveranstaltungen 
bei der GEMA angemeldet und dafür Gebühren bezahlt werden 
müssen. Zu solchen Veranstaltungen gehören z. B. Sommerfeste, 
„Kartoffelfeste“, Veranstaltungen mit geladenen Gästen, aber 
auch Veranstaltungen ausschließlich für Vereinsmitglieder, wel-
che im Sinne des Urheberrechtes ebenfalls als öffentlich einge-
stuft werden. Selbst die Vorführung einer DVD ist bei der GEMA 
anzumelden, sofern auf der DVD Musik enthalten ist.

 

Rahmenvertrag des Landesverbandes für seine 
Gartenbauvereine und Einwilligungserklärung

Der Landesverband ist Gesamtvertragspartner der GEMA und 
hat mit ihr einen Rahmenvertrag abgeschlossen, damit Garten-
bauvereine nur einen Gebührensatz entrichten müssen, der um 
insgesamt 20 % ermäßigt ist.

Seit 1. Januar 2022 wird dieser Nachlass auf Musik-Lizenzierungen 
von der GEMA nur noch denjenigen Gartenbauvereinen gewährt, 
deren Vorsitzende dem Landesverband eine Einwilligungser- 
klärung zur Übermittlung personenbezogener Daten zugeschickt 
haben und deren Daten vom Landesverband an die GEMA weiter-
gegeben wurden (das Einwilligungs-Formular steht auf www.
gartenbauvereine.org zur Verfügung).

GEMA-Online-Portal zur Meldung von Veranstaltungen 
und Gewährung von Rabatt

Meldungen sind über das Onlineportal der GEMA in der Rubrik 
„Musiknutzer“ einzureichen (www.gema.de).

Unter „Musiknutzung anmelden“, „Musik öffentlich nutzen“, 
„Berechnen & Musik anmelden“ kann man sich unter „Registrie-
ren“ erstregistrieren und erhält dann eine E-Mail mit einem Link. 
Nach dessen Anklicken vergibt man ein persönliches Kennwort. 
Für den Zugriff auf die Kundendaten sind Kundennummer und 
individueller Code nötig. Der Code ist über das Online-Portal 
anzufordern. Die Kundennummer erhält man als Neukunde bei 
der ersten Meldung einer Musiknutzung. 
Zur detaillierten Erläuterung gibt es das Kurz-Video „Registrierung 
für Musiknutzer“ im GEMA-Onlineportal.
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Die GEMA sichert zu, dass meldende Gartenbauvereine nach 
Angabe der Mitgliedsnummer der Vereinsvorsitzenden auto-
matisch als Mitglieder des Landesverbandes erkannt werden, 
von denen eine Einwilligungserklärung vorliegt, und somit der 
20 %ige Rabatt gewährt wird, ohne dass die Mitgliedschaft in 
anderer Form nachgewiesen werden muss. 

Rechtzeitige Meldung

Hat man vergessen, eine Vereinsveranstaltung mit Musik recht-
zeitig anzumelden und erhält die GEMA davon nachträglich 
Kenntnis, wird der Verein mit einem Kontrollkostenzuschlag  
belegt, der 100 % der Normaltarifvergütung beträgt! Deswegen 
ist es empfehlenswert, alle Veranstaltungen vorab der GEMA zu 
melden, um ein böses Erwachen zu vermeiden.

 

Gebührenhöhe

Die Höhe der Gebühr richtet sich u. a. nach Art der Veranstaltung, 
der Höhe des Eintrittsgeldes, nach der Größe des Veranstaltungs-
raumes bzw. nach der Anzahl der Besucher und auch nach der 
Tageszeit sowie der Dauer der Veranstaltung. Veranstaltungen 
ohne Eintrittsgeld sind ebenfalls anmeldepflichtig.

 

Kontaktdaten der GEMA

Telefon: 030 1200210-54 
E-Mail: kontakt@gema.de
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2.3.6	 Ehrungen im Landesverband
Mit verschiedenen Ehrenzeichen auf den unterschiedlichen 
Ebenen des Bayerischen Landesverbandes können verdiente 
Ehrenamtsträger und Mitglieder zum Ausdruck der Anerken-
nung ihrer Leistungen und des persönlichen Einsatzes für die 
Ziele des Landesverbandes und der ihm angeschlossenen 
Gartenbauvereine ausgezeichnet werden.

Die Ehrungsrichtlinien des Landesverbandes bieten jedem Gar-
tenbauverein einen bayernweit einheitlichen Rahmen, innerhalb 
dessen er seine eigene Ehrungspraxis gestalten kann. Da es sich 
nur um Richtlinien handelt, besteht keine Pflicht für Vereine, 
unbedingt ehren zu müssen – kein Mitglied kann aus den Richt-
linien ein Recht ableiten, eine Ehrung zu erhalten. 

So kann die jeweilige Vereinsleitung beispielsweise eigenverant-
wortlich beschließen, nur tatsächlich aktive Mitglieder, z. B. 
Ehrenamtliche in der Vereinsleitung, mit einer Ehrennadel aus-
zuzeichnen, und nicht allein die bloße Mitgliedschaftsdauer 
zu ehren. Eine Praxis, die in vielen Vereinen bereits mit großem 
Erfolg angewandt wird.

Auch muss nicht jedes Engagement zwingend mit einer Ehren-
nadel des Landesverbandes ausgezeichnet werden, sondern 
kann vereinsindividuell mit einem persönlichen Geschenk, einer 
Medaille, einer speziellen Urkunde etc. gewürdigt werden. Hier-
für bietet z. B. der Obst- und Gartenbauverlag des Landesverban-
des ein entsprechendes Sortiment an.

Entscheidung über Ehrennadeln

Ehrennadeln können an Mitglieder verliehen werden, die die in 
den Ehrungs-Richtlinien aufgeführten Mindestvoraussetzungen 
erfüllen. 
Die letztendliche Entscheidung darüber, ob die jeweiligen Ehren-
nadeln samt Urkunden vergeben werden, liegt grundsätzlich bei 
der Verbandsebene (Kreis-, Bezirks- oder Landesverband), die für 
das beantragte Ehrenzeichen zuständig ist.
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„Goldene Rose“

Die Goldene Rose ist die höchste Auszeichnung des Landesver-
bandes, mit der Personen geehrt werden, die sich um die Orga-
nisation der Obst- und Gartenbauvereine außergewöhnliche 
Verdienste erworben und ideell, materiell sowie insbesondere 
durch unermüdlichen persönlichen Einsatz die Organisation der 
Obst- und Gartenbauvereine überdurchschnittlich gefördert und 
gestärkt haben.

Anträge müssen vom jeweiligen Kreisverband befürwortet und 
mit den erforderlichen Angaben an den zuständigen Bezirksver-
band eingereicht werden, der jährlich höchstens drei Ehrungen 
beim Landesverband beantragen kann. Die Anträge mit den 
persönlichen Daten und ausführlicher Laudatio müssen früh-
zeitig – mindestens 6 Monate vor dem Verleihtermin – gestellt 
werden. Die Beschlussfassung über die Verleihung erfolgt durch 
die Verbandsleitung des Landesverbandes. Der Vorsitzende des 
Bezirksverbandes trägt den Antrag persönlich vor.
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Neben den schon im Kapitel „Beratungs- und Informations-
unterlagen“ vorgestellten Merkblättern, Fachblättern,  
Gärtner wissen und Vielfaltsmacher-Infomaterialien (siehe 
2.8.1), die von Gartenbauvereinen zur Mitgliederwerbung  
verwendet werden können, stellt der Landesverband den  
Vereinen noch weitere Materialien gezielt für Werbemaß- 
nahmen zur Verfügung. 

2.4.1	 Flyer „Gartenfreude“
Mit dem Flyer sollen sich potenzielle Mitglieder mit unterschied-
lichster Motivation angesprochen fühlen und für Gartenbauver-
eine gewonnen werden. Die Einsatzmöglichkeiten sind vielfältig, 
z. B. Verwendung als Beilage der Gemeinden für Neubürger,  
Auslage in Gärtnereien, Rathaus, Landratsamt, Banken,  
Sparkassen, Kindergärten und Schulen oder als Werbematerial 
bei Veranstaltungen, Ausstellungen, „Tag der offenen Gartentür“. 

Neben der Nennung von Ansprechpartnern auf der Rückseite des 
Flyers ist eine individuelle Ergänzung durch den Verein in Form 
von Einlegeblättern sinnvoll und empfehlenswert.

Der Flyer kann kostenlos über die Geschäftsstelle des Landesver-
bandes angefordert werden. Ein Muster zur vorherigen Ansicht 
befindet sich auf der website www.gartenbauvereine.org.

2.4.2	 Flyer „Vorteile für Mitglieder in Gartenbauvereinen“
Der Flyer beinhaltet alle Vorteile, in deren Genuss Mitglieder von 
Gartenbauvereinen des Landesverbandes kommen können. Es 
handelt sich um eine breit gefächerte Palette, die für jeden etwas 
bereithalten dürfte:
•	 Vergünstigte Produkte und Dienstleistungen
•	 Teilnahme an Kursen und Seminaren
•	 Versicherungsschutz für Gartenunfälle
•	 Zertifizierung „Bayern blüht – Naturgarten“
•	 Vorteilsprogramm für Mitglieder. 

Der Flyer ist auf der Website des Landesverbandes unter 
www.gartenbauvereine.org als hochauflösende Version zu 
finden, so dass ihn jeder selbst downloaden und ausdrucken 
kann. 
Der Flyer wird immer aktualisiert, wenn sich die Bedingungen 
bestehender Vorteile ändern.

2.4	
Werbematerialien des 
Landesverbandes für 
Gartenbauvereine
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2.4.3	 Flyer „Der praktische Gartenratgeber“
Zusätzlich zum oben vorgestellten Flyer lässt sich in ähnlicher 
Weise, was den Interessentenkreis und die Einsatzmöglichkeiten 
betrifft, der Flyer der Verbandszeitschrift „Der praktische Garten-
ratgeber“ verwenden.

Auch dieser Flyer kann kostenlos über die Geschäftsstelle des 
Landesverbandes bestellt werden.

2.4.4	 Kostenlose Exemplare  
	 „Der praktische Gartenratgeber“
Ebenfalls kostenlos können für Mitgliederwerbemaßnahmen 
einzelne Ausgaben der Verbandszeitschrift „Der praktische  
Gartenratgeber“ über die Geschäftsstelle angefordert werden.

2.4.5	 Präsentationshilfen 
Passend zu den genannten Flyern gibt es Aufsteller, mit denen 
eine optimale Präsentation möglich ist, z. B. auf Ausstellungs- 
tischen, Demonstrations- und Verkaufsflächen.

Diese Präsentationshilfen sind wiederum kostenlos bestellbar.
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Der Landesverband fördert eine Vielzahl von Maßnahmen  
und Aktivitäten auf Vereins-, Kreis- und Bezirksverbandsebene  
in materieller und finanzieller Form.

2.5.1	 Vereinsgründung/-beitritt – Förderung  
	 für Verein und Kreisverband
Die Neugründung eines Vereines bzw. dessen Beitritt zum  
Landesverband wird materiell durch Zusendung eines  
„Gründungspaketes“ im Wert von über € 100 an den neuen  
Verein selbst sowie finanziell durch Überweisung von € 200 an 
den zuständigen Kreisverband gefördert. Diese Förderung soll 
sowohl Anreiz für Neugründungen und eine Hilfe in der Start-
phase darstellen als auch die Aktivitäten der Kreisverbände zum 
Beitritt neuer Gartenbauvereine honorieren.

2.5.2	 Gründung von Kinder- und Jugendgruppen
Der Landesverband fördert die Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen u. a. dergestalt, dass neu gegründete Kinder- und Jugend-
gruppen im Gründungsjahr den Beitragsanteil an die überge-
ordneten Verbände nicht abführen müssen, sondern dieser in 
der Jugendkasse verbleiben kann (siehe auch 3.10 Kinder- und 
Jugendarbeit im Verein).

Seit Februar 2019 erhalten die Betreuungspersonen von Kinder - 
und Jugendgruppen, die dem Landesverband neu gemeldet  
werden, je Gruppe eine Begrüßungsmappe mit Informationen  
zu ihrer neu übernommenen Tätigkeit (u. a. Merkblätter,  
Kinder-Gärtner wissen, Flyer zu aktuellen themenbezogenen  
Veranstaltungen).

2.5.3	 Kinder- und Jugendarbeit der Bezirksverbände
Die Bezirksverbände erhalten vom Landesverband für ihre  
Bildungsarbeit im Bereich der Kinder- und Jugendförderung  
auf Antrag und Nachweis einheitlich bis zu € 2.500 pro Jahr  
und zusätzlich die Möglichkeit, Mitarbeiter der Geschäftsstelle 
als Referenten einzuladen.

2.5	
Förderungen  
und Zuschüsse
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2.5.4	 Anlage und Renovierung von Kreislehrgärten
Einen Zuschuss in Höhe von € 2.500 gewährt der Landesverband 
für die fachgerechte Anlage von Kreislehrgärten. Zu den Voraus-
setzungen der Förderung gehört u. a., dass die öffentliche Hand 
einen Betrag mindestens in derselben Höhe zuschießt, eine 
Nutzungsdauer und Betreuung von nicht weniger als 10 Jahren 
geplant ist und der Lehrgarten der Allgemeinheit offensteht.

Darüber hinaus kann eine erneute Förderung von maximal  
€ 2.000 gewährt werden, wenn das Nutzungsrecht um mindes-
tens 10 Jahre verlängert und eine grundlegende Weiterentwick-
lung/Umgestaltung des Kreislehrgartens geplant wird.

Die ausführlichen Richtlinien für die Gewährung eines Zuschus-
ses sind über die Geschäftsstelle des Landesverbandes erhältlich.

2.5.5	 Beteiligung der Gartenbauvereine, Kreis-  
	 und Bezirksverbände an Gartenschauen
Ausstellungsbeiträge von Vereinen und Verbänden auf Landes-
gartenschauen werden seit 2022 vom Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz gefördert in einer Höhe von 
€ 5.000 bis € 50.000. Der Landesverband steht bei Fragen hierzu 
beratend zur Verfügung.
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Der verbandseigene Obst- und Gartenbauverlag unterstützt  
als Dienstleistungseinrichtung die Vereine in ihrer Bildungs- 
und Beratungstätigkeit u. a. durch die Herausgabe des  
Verbandsorgans „Der praktische Gartenratgeber“, das  
umfangreiche Angebot an Vereinsbedarf-Artikeln sowie an 
Gartenliteratur, -werkzeug und -zubehör.

2.6.1	 „Der praktische Gartenratgeber“
„Der praktische Gartenratgeber“ ist das Haupt- und Vorzeige-
produkt des Obst- und Gartenbauverlages und erscheint als 
Fachzeitschrift für Gartenfreunde sowie als Verbandsorgan des 
Bayerischen Landesverbandes für Gartenbau und Landespflege 
monatlich. 

Schwerpunkt ist der ausführliche Arbeitskalender für die  
Bereiche Ziergarten, Balkon und Terrasse, Gemüsegarten und 
Obstgarten. Dazu kommen Berichte über gärtnerische, gesund-
heitliche, landeskulturelle und Artenvielfalts-Themen sowie 
Informationen aus dem Verbandsgeschehen und beispielhafte, 
nachahmenswerte Aktivitäten der Gartenbauvereine.

Alle 1. Vorsitzenden der Gartenbauvereine, der Kreis- und Bezirks-
verbände und alle Kreisfachberater ebenso wie die Geschäfts-
führungen der Kreis- und Bezirksverbände sowie die Bezirksver-
bands-Jugendbeauftragten erhalten die Zeitschrift kostenlos. 

Es bietet sich an, durch das Abonnement (siehe Kapitel „3.6 Bezug 
des Verbandsorgans“) von „Der praktische Gartenratgeber“ alle 
Vereinsmitglieder kontinuierlich mit fachlichen und organisa-
torischen Informationen zu versorgen. Dadurch kann man den 
Mitgliedern das Gefühl geben, Teil einer großen, aktiven Gemein-
schaft zu sein, in der man regelmäßig betreut wird.

Für die Bewerbung der Zeitschrift kann man auf die Website 
des „Gartenratgebers“ zugreifen (www.gartenratgeber.de) oder 
Vereine können auf Anforderung den Flyer „Der praktische 
Gartenratgeber“ und einzelne Ausgaben der Zeitschrift kosten-
los beziehen. Passend dazu gibt es kostenlose Aufsteller, mit 
denen der Flyer präsentiert werden können.

2.6	
Obst- und 
Gartenbauverlag 
des Landesverbandes
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2.6.2	 Verlagseigene Bücher
Der Obst- und Gartenbauverlag hat rund 25 Buchtitel im eigenen 
Verlagsangebot, die u. a. die Bereiche Obst, Gemüse, Kräuter, Ver-
wertung, Stauden, Giftpflanzen, Bodenfruchtbarkeit, Pflanzen-
schutz, Gartengestaltung, Dorfverschönerung, heimische Pflan-
zen- und Tierwelt sowie ökologische Zusammenhänge abdecken.

2.6.3	 „Der praktische Gartenkalender“
„Der praktische Gartenkalender“ wird vom Obst- und Gartenbau-
verlag zu jährlich wechselnden Schwerpunktthemen herausge-
geben. Neben den stimmungsvollen Monatsbildern enthält der 
praktische Begleiter durch‘s Gartenjahr ein ausführliches Kalen-
darium mit allen Namenstagen, den Ferienterminen in Bayern, 
Zeiten von Sonnenauf- und -untergang, die Mondphasen,  
Prophezeiungen des 100- jährigen Kalenders und zahlreiche 
überlieferte Erkenntnisse vieler Bauernregeln. Kurze Tipps  
erinnern an die monatlich wichtigsten Gartenarbeiten
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Neben den verlagseigenen Produkten kann man über die  
Garten- und Versandbuchhandlung und insbesondere über 
deren Online-Shop (https://shop.gartenratgeber.de/) auch eine 
reiche Auswahl an weiteren Fachbüchern anderer Verlage, Ver-
einsbedarf, Sämereien, Gartenzubehör und -werkzeug kaufen.

2.7.1	 Bücher und sonstige Verlagsprodukte
Unter den rund 2.000 Büchern, CDs, DVDs und Spielen zu Frei-
zeitgartenbau, Natur, Umwelt, Artenvielfalt, Gesundheit, Kochen/
Backen und Kinder- und Jugendaktivitäten bietet die Garten- 
und Versandbuchhandlung auch Bücher aus dem Segment 
„Modernes Antiquariat“. Dabei handelt es sich um besonders 
preisgünstige Bücher, bei denen entweder die Buchpreisbindung 
aufgehoben wurde oder die als preisgünstige Sonderausgaben 
auf den Markt kommen.

2.7.2	 Vereinsbedarf, Urkunden, Schmuckblätter
Zum Sortiment der Buchhandlung gehören auch „Hilfen für  
die Vereinsführung“. Diese umfassen eine große Auswahl an 
Urkunden, Ehrungsplaketten, Schmuckblättern, Buttons, Einla-
dungsplakaten, Doppelkarten, Mappen und Schreibwaren, die  
die Vereinsarbeit unterstützen und erleichtern sollen.

2.7.3	 Scheren, Sägen, Messer, Nisthilfen, Sämereien
Zur Unterstützung der praktischen Gartenarbeit hat die Garten- 
und Versandbuchhandlung Scheren, Sägen, Messer, sonstiges 
Gartenzubehör und Nisthilfen im Angebot. Speziell auf den Frei-
zeitgartenbau abgestellt ist der Verkauf ausgewählter Sämerei-
en jeweils von Januar bis April jeden Jahres, also vor Beginn der 
Gartensaison.

2.7.4	 Vergünstigte Eintrittskarten für Gartenschauen
Als besonderen Service können alle Mitglieder aus den Ver-
bänden des Freizeitgartenbaus über die Garten- und Versand-
buchhandlung ermäßigte Eintrittskarten für Bayerische Garten-
schauen beziehen.

2.7.	
Buchhandlung  
und Online-Shop  
des Landesverbandes
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2.7.5	 Repräsentationsfläche, Veranstaltungen,  
	 Sitzungen
Das Ladengeschäft der Garten- und Versandbuchhandlung samt 
angrenzendem Raum dient auch als Repräsentationsfläche und 
kann nach Rücksprache mit der Geschäftsstelle für Veranstaltun-
gen, Lesungen und Sitzungen genutzt werden.
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2.8.1	 „VIELFALTSMACHER - (G)ARTEN.REICH.NATUR“
Mit „VIELFALTSMACHER - (G)ARTEN.REICH.NATUR“ hat der 
Landesverband ein Projekt initiiert, durch das er Menschen dafür 
begeistern möchte, ihren Garten zu einem Reich der Artenviel-
falt und der Natur zu machen. Er will mit diesem Projekt sowohl 
Einsteigern als auch erfahrenen Gartenbegeisterten und ganz 
besonders Kindern und Jugendlichen die schier unendlichen 
Möglichkeiten zeigen, mehr biologische Vielfalt in die Umge-
bung zu bringen. Die Botschaft ist: Gärtnern ist ein idealer Bei-
trag, die Artenvielfalt zu fördern, es macht Spaß und es bringt 
Erfüllung. Und je dichter das Netz an Gärten, desto besser für die 
Artenvielfalt.

Mit diesem Projekt sollen Gartenbauvereine in ihrer Arbeit 
unterstützt werden. Manche stehen mit diesem Thema gerade 
am Anfang, andere haben bereits fantastische Projekte zu Arten-
vielfalt und Biodiversität angestoßen und arbeiten mit anderen 
Partnern und Initiativen daran, Gärten und Grünflächen aus 
einem neuen Blickwinkel zu betrachten.

Herzstück ist die Website www.vielfaltsmacher.de – hier befinden 
sich Tipps und Informationen für den Vielfaltsgarten in den 
Rubriken:
•	 VielfaltsGarten
•	 VielfaltsMacher
•	 VielfaltMitMachen
•	 VielfaltWächst.

Darüber hinaus gibt es kostenlose, über den Landesverband zu 
beziehende „Vielfaltsmacher-Infomaterialien“, die Broschüre 
„Erfolgsrezepte“ und den Flyer „Sind Sie Vielfaltsmacher?“.

Bei der Garten- und Versandbuchhandlung des Landesverbandes 
kann die Vielfaltsmacher-Box gekauft werden, die Samenpäck-
chen, Pflanzenetiketten, eine Duftseife und Infomaterial enthält.

2.8	
Projekte des  
Landesverbandes
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2.8.2	 Gartenzertifizierung  
	 „Bayern blüht – Naturgarten“
Naturnah gestaltete, mit vielfältigen Lebensräumen ausgestat-
tete und ökologisch bewirtschaftete Gärten setzen ein Zeichen 
gegen Versiegelung und Aufheizung der Siedlungen durch  
unnötige flächige Verwendung von „Stein“ in jeglicher Form  
und leisten mit ihrer Vielfalt einen Beitrag gegen den Rückgang 
von Pflanzen- und Tierarten.

Der Landesverband möchte gemäß seinem Satzungsauftrag 
„Umwelt- und Naturschutz und Erhaltung einer intakten Kultur-
landschaft“ durch das Projekt der Gartenzertifizierung seinen 
Teil zur Bewahrung der Artenvielfalt sowie zum schonenden 
Umgang mit natürlichen Ressourcen beisteuern.

Deshalb können Besitzer naturnaher Gärten diese durch  
ausgebildete Gartenzertifizierer der am Projekt teilnehmenden 
Kreisverbände zertifizieren lassen und bekommen dann auf  
Beantragung vom Landesverband eine Urkunde und Plakette – 
für Mitglieder in Obst- und Gartenbauvereinen sind diese  
kostenfrei.

Die Auszeichnung erhalten Gärten, die alle Kern- und eine  
Mindestzahl an Kann-Kriterien einhalten:

Kernkriterien
•	 Verzicht auf chemische Pflanzenschutzmittel
•	 Verzicht auf chemisch-synthetische Dünger
•	 Kein Torf zur Bodenverbesserung
•	 Hohe ökologische Vielfalt – Biodiversität

Kann-Kriterien
•	 Naturgartenelemente
•	 Bewirtschaftung & Nutzgarten – Regionale Materialien  

und biologische Kreisläufe

Details samt Erläuterungen der Kriterien der Naturgarten- 
zertifizierung sowie Informationen zu Ablauf und Beantragung 
der Plakette und Urkunde finden sich auf der Website des 
Landesverbandes (www.gartenbauvereine.org).
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Durch die Nutzung der Marke „Bayern blüht – Naturgarten“  
bietet der Landesverband seinen Vereinen ein zusätzliches  
Instrument zur Erhöhung der Attraktivität, Mitgliederbindung 
und Gewinnung neuer Mitglieder.
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2.8.3	 Streuobst-Informationsplattform im Internet –  
	 Koordinierungsstelle Streuobst
Der Landesverband hat mit Hilfe einer Projektförderung des 
Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Forsten und Tourismus eine Website zu „Streuobst in Bayern“ 
erstellt (https://www.streuobst-in-bayern.de/) und wird diese 
weiterhin betreuen und fortlaufend erweitern. Der Internetauf-
tritt soll als zentrale Informationsplattform und Kontaktbörse 
für verschiedene Gruppen von Akteuren im Bereich Streuobst 
dienen.

Warum eine zentrale Informationsplattform zu Streuobst? 

In Bayern gibt es zahlreiche Personen, Vereine, Verbände, Behör-
den oder Streuobstinitiativen, die sich mit großem Engagement 
für den Schutz, die Erhaltung, die fachgerechte Pflege und Neu-
pflanzungen sowie für die Nutzung und sinnvolle Verwertung 
von Streuobst einsetzen. Diese Akteure benötigen Unterstüt-
zung. Auch viele unserer Bezirks- und Kreisverbände sowie zahl-
reiche Gartenbauvereine engagieren sich bereits für Streuobst 
oder planen zukünftig verstärkte Aktivitäten.

Entsprechend der Vielzahl an Personen und Organisationen, 
die in Bayern den Bereich Streuobst bearbeiten, gibt es auch 
mehrere Internetauftritte zu diesem Thema. Diese enthalten 
durchaus wertvolle, überregional bedeutende Informationen. 
Manche Bereiche werden jedoch nicht abgedeckt. Zudem sind 
diese Websites häufig zu unstrukturiert und unübersichtlich, nur 
regional bekannt und die Betreiber nicht ausreichend vernetzt. 
Die Folge sind unnötige Doppelarbeiten, Informationslücken 
und eine erschwerte, teilweise erfolglose Suche für den Nutzer. 
Selbst für Fachleute ist es oft nur mit einem größeren Aufwand 
möglich, sich einen Überblick zu verschaffen und an die erforder-
lichen Informationen zu gelangen. 

Ziele der Website zu „Streuobst in Bayern“

Lange fehlte eine zentrale, übersichtlich aufgebaute Informati-
onsplattform zu Streuobst in Bayern, über die Bewirtschafter von 
Streuobst, Mitglieder von Verbänden und Vereinen, Privat- 
personen, Kommunen, Akteure und Streuobstinteressierte aller 
Art einfach und schnell die gesuchten Informationen abrufen 
bzw. an die jeweiligen Fachleute und Einrichtungen vor Ort 
weitervermittelt werden können. Mit der Website „Streuobst in 
Bayern“ soll dies erreicht werden.
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Im Einzelnen verfolgt die Plattform folgende Ziele:
•	 	Sammlung, Bündelung, Ergänzung und Aufbereitung aller 

relevanten Informationen zu Streuobst in Bayern 
•	 Gezielte Bereitstellung dieser Informationen in gut  

strukturierter und leicht verständlicher Form
•	 Intensivierung der Vernetzung der Akteure, Verbesserung  

des Informationsaustausches
•	 Schnelle Vermittlung von Kontaktmöglichkeiten und passen-

den Ansprechpartnern für die angefragten Themen 
•	 Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung für den Wert  

von Streuobst
•	 Gewinnung neuer „Mitstreiter“ für Erhalt, Pflege, Neuanlage 

und Nutzung von Streuobstbeständen. 

Inhalte 

Auf der Plattform werden umfassend alle fachlich relevanten 
Informationen zu „Streuobst in Bayern“ gesammelt, gebündelt 
und aufbereitet zur Verfügung gestellt. Dabei handelt es sich 
neben Veröffentlichungen des Landesverbandes auch um zahl-
reiche Publikationen anderer Herausgeber und Autoren. Zu den 
Fachinformationen, die aus einer Datenbank abgerufen werden 
können, zählen unter anderem Gärtner wissen, Fach-, Merk- und 
Infoblätter, Fachartikel, Broschüren, Projektberichte und  
Forschungs- und Versuchsergebnisse ebenso wie ausgewählte 
Vortragsmaterialien von Tagungen und Symposien. 

Einen großen Schwerpunkt bildet der Aufbau einer umfang-
reichen Datenbank. Die Datensätze werden verortet und auf 
eigenen Detailseiten aufgeführt. Die einzelnen Seiten können 
über eine Listen- und Kartendarstellung sowie eine Suchfunktion 
leicht gefunden werden. 

Geplante Inhalte der Datenbank sind: 
•	 Lehrgärten und Sortengärten, Lehrpfade und Erlebniswege 

mit Streuobst als wesentlichem Inhalt
•	 Keltereien von Gartenbauvereinen, Erwerbskeltereien mit 

Obstannahme auch von Privatpersonen
•	 Brennereien mit Obstannahme auch von Privatpersonen
•	 Baumschulen mit einem Schwerpunkt auf Streuobstsorten
•	 Referenten, Kursleiter, Pomologen

Weitere Inhalte der Website sind u. a. Erläuterungen zu Aus- und 
Fortbildungsangeboten, eine Veranstaltungsübersicht und die 
Vorstellung von Akteuren und nachahmenswerten Beispielen.
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Um die Informationen und Daten zu sammeln und zu erfassen, 
wurden bereits Umfragen bei den Kreisverbänden, Gartenbau-
vereinen und verschiedenen Akteuren durchgeführt, weitere 
werden regelmäßig erfolgen. Die Akteure können aber auch 
selbstständig neue Veranstaltungen, ihre Betriebe, Einrichtun-
gen und Aktivitäten melden sowie Änderungen mitteilen. Hierzu 
stehen auf der Website mehrere direkt ausfüllbare Formulare 
zur Verfügung. 

Weitere Streuobst-Aktivitäten

Für das Fortbildungsangebot zum „Gästeführer Streuobst Bay-
ern“ hat der Landesverband das Gesamtkonzept, die Ausbil-
dungsinhalte mit detailliertem Programmablauf, umfangreiche 
Schulungsunterlagen, die Prüfungsmaterialien sowie sämtliche 
Unterlagen für Bewerbung, Ausschreibung und Anmeldung er-
arbeitet. Die Fortbildung wird von der Bayerischen Landesanstalt 
für Weinbau und Gartenbau in Veitshöchheim angeboten. 
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2.8.4 Verstärkung der Baumwartausbildung in Bayern
Mit der Koordination und Förderung der Baumwartausbildung 
(mit finanzieller Förderung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus, StMELF), 
übernimmt der Landesverband Verantwortung im Rahmen des 
„Bayerischen Streuobstpaktes“, dessen mitunterzeichnender 
Partner er ist.

Hauptziele

Durch das Projekt „Baumwartausbildung“ soll die Zahl der Per- 
sonen erhöht werden, die für die Pflege der Streuobstbestände 
in Bayern zur Verfügung stehen – vor allem im Hinblick auf die 
1 Million Streuobstbäume, die innerhalb des „Bayerischen 
Streuobstpaktes“ bis 2035 neu zu pflanzen sind.

Ein weiteres Ziel ist die Schaffung eines zentralen Überblicks 
über verfügbare Kapazitäten von Baumwarten in ganz Bayern.

Aufgabenschwerpunkte

Die Hauptziele des Projektes werden verfolgt durch diese 
Aufgabenschwerpunkte:
•	 Festlegung von Mindestanforderungen an die Ausbildung 

„Baumwart“, um ein einheitliches Qualitätsniveau bei der 
Streuobstbestandspflege sicherzustellen

•	 Schaffung zusätzlicher Ausbildungsangebote durch Aufbau 
neuer Ausbildungsstandorte 

•	 Koordination der Baumwartausbildung im Landesverband mit 
dem Ziel einer Erhöhung der Anzahl der Baumwarte in den 
Mitgliedsvereinen des Landesverbandes. 

•	 Aufbau einer zentralen Baumwartübersicht online und mit 
Umkreissuche auf der Internetplattform: https//www.streu-
obst-in-bayern.de für alle Baumwarte in Bayern (unabhängig 
von der Vereins-/Verbandszugehörigkeit), die entsprechend 
der definierten Mindestanforderungen an die Ausbildung 
qualifiziert sind.
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Der Landesverband initiiert und unterstützt regelmäßig  
landesweite Aktionen inkl. Wettbewerbe im Bereich Garten-
kultur, Landespflege und Umwelt, durch die das Ansehen der 
Gartenbauvereine, Kreisverbände und Bezirksverbände sowie 
deren Wahrnehmung in der Öffentlichkeit gesteigert werden.

2.9.1	 Landesweite Wettbewerbe
Wettbewerbe sind ein fester Bestandteil der Arbeit des Verban-
des. Durch sie werden die verschiedensten Aspekte einer natur-
nahen, vielfältigen Gestaltung, Pflege und Nutzung von Garten, 
Siedlung und Landschaft aufgegriffen, der Bevölkerung auf  
anschauliche Weise vermittelt und ins Bewusstsein von  
(politischen) Entscheidungsträger gerückt.

Deshalb führt der Landesverband im Abstand weniger Jahre in 
ganz Bayern Wettbewerbe durch, z. B. „Lebendiges Grün in Stadt 
und Land“, „Grüne Begegnungs- und Erlebnis(t)räume“, „Unser 
Friedhof – Ort der Würde, Kultur und Natur“, „Streuobst-Vielfalt – 
Beiß rein!“ oder die „Vielfaltsmeisterschaft“.

Alle Teilnehmer erhalten für die Vorbereitung und Abwicklung 
umfangreiche Informationen und Materialien. Die Sieger be-
kommen vom Landesverband finanzierte Preise und werden im 
Rahmen einer bayernweiten Veranstaltung geehrt.

2.9.2	 „Tag der offenen Gartentür“
Der „Tag der offenen Gartentür“ ist eine Gemeinschaftsaktion 
der bayerischen Gartenbauvereine, Bezirks- und Kreisverbände, 
Kreisfachberatungen an den Landratsämtern und der Abteilun-
gen Gartenbau an den Ämtern für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten.

Er ist eine hervorragende Möglichkeit darzustellen, wie wertvoll 
private Gärten mit ihrer Vielfalt und wie wichtig die Aktivitäten 
von Gartenbauvereinen in ihren Gemeinden sind. Der „Tag der 
offenen Gartentür“ gehört zu den öffentlichkeitswirksamsten 
Veranstaltungen, an denen sich Gartenbauvereine beteiligen 
können. 

Der Landesverband unterstützt die Aktion durch die Bereitstel-
lung kostenloser oder vergünstigter Materialien wie Merkblätter, 
Fachblätter, Gärtner wissen, Flyer und Präsentationshilfen sowie 
durch die Veröffentlichung aller teilnehmenden Gärten auf der 
Landesverbands-Homepage und Beiträge in der Verbandszeit-
schrift „Der praktische Gartenratgeber“.

2.9	
Bayernweite 
Aktionen des 
Landesverbandes
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2.9.3	 Dorfwettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“
Der Landesverband unterstützt den staatlichen Dorfwettbewerb, 
indem er beteiligten Gartenbauvereinen seine Informations-  
und Beratungsunterlagen zur Verfügung stellt und Veröffent-
lichungen zum Wettbewerb in der Verbandszeitschrift „Der 
praktische Gartenratgeber“ herausgibt.
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Über das bisher vorgestellte vielfältige Dienstleistungsan- 
gebot des Landesverbandes für die ihm angeschlossenen  
Vereine hinaus gibt es auch für jedes Mitglied in den Garten-
bauvereinen selbst materielle Vorteile.

2.10.1	  Mitgliedervorteilsprogramm
Der Landesverband hat mit einigen Unternehmen wie z. B. 
CarFleet24, BayWa-Baustoffe, DICTUM Gartenwerkzeug und 
ELEO Vereinbarungen getroffen, die Vereinsmitgliedern unmit-
telbare Vorteile bringen. Der Kreis solcher Unternehmen wird 
stetig erweitert.

Die Bedingungen zur Nutzung der Vorteile finden sich im Down-
loadbereich der Online-Mitgliederdatenbank.

2.10.2	 Vergünstigter Bezug  
	 „Der praktische Gartenratgeber“
Das Einzelabonnement der Verbandszeitschrift „Der praktische 
Gartenratgeber“ kostet jährlich normalerweise € 24,00 inkl. 
Postversand innerhalb Deutschlands. Für Mitglieder in einem 
Gartenbauverein des Landesverbandes ermäßigt sich die Gebühr 
um € 2,50 auf € 21,50. Der Versand erfolgt monatlich direkt an 
das Mitglied.

Das Online-Abo des „Gartenratgebers“ ist für Mitglieder um 
€ 4,00 billiger und kostet statt € 15,80 nur € 11,80 pro Jahr.

2.10.3	 Vergünstigte Eintrittskarten für  
	 bayerische Gartenschauen
Über die Garten- und Versandbuchhandlung des Landesverban-
des können alle Mitglieder aus Gartenbauvereinen ermäßigte 
Eintrittskarten für bayerische (Landes-)Gartenschauen beziehen. 
Die Vergünstigung beträgt in der Regel € 2,00 bis € 3,50.

2.10.4	 Vergünstigte Eintrittskarten für  
	 „Die Garten Tulln“
Mitglieder aus Gartenbauvereinen des Landesverbandes erhal-
ten bei Vorlage ihres Mitgliedsausweises einen Nachlass von 
€ 1,50 auf den Eintritt der niederösterreichischen Gartenschau 
GARTEN TULLN, sowohl als Einzelbesucher auf die Erwachsenen-
Tageskarte als auch auf die Gruppen-Karte ab 20 Personen.

2.10	
Vorteile  
für Mitglieder in  
Gartenbauvereinen  
des Landesverbandes
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2.10.5	 Vergünstigte Fachblätter und Gärtner wissen
Gartenbauvereinsmitglieder können über die Garten- und  
Versandbuchhandlung des Landesverbandes Fachblätter und  
Gärtner wissen (siehe 2.1.5) vergünstigt für nur € 0,50 beziehen, 
während sie für Nicht-Mitglieder € 1,00 kosten.
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Im Folgenden werden einige wesentliche Punkte aufgeführt, 
welche Voraussetzungen, Methoden und persönliche  
Eigenschaften bzw. Verhaltensweisen nötig sind, um einen 
Gartenbauverein erfolgreich zu führen, dadurch Mitglieder zu 
gewinnen und an den Verein zu binden, ehrenamtliche Helfer  
zu motivieren und Nachfolger in der Vorstandschaft bzw. der 
Vereinsleitung zu finden.

Ziele der Vereinsführung

Eine gute Vereinsführung sollte auf zwei Dinge hinauslaufen. 
Das erste ist sozusagen eine innere Angelegenheit: Die Vereins-
leitung muss danach trachten, dass in den eigenen Reihen der 
Vereinsmitglieder Zustimmung und Zufriedenheit mit der  
geleisteten Arbeit herrscht. 

Der zweite Aspekt ist – natürlich auch eine indirekte Folge des 
Erstgenannten – die positive Außenwirkung des Vereins, seine 
Wahrnehmung und seine Akzeptanz in der Gemeinde und  
Gesellschaft.

Erreichen der Ziele

Um erfolgreich und attraktiv zu sein, benötigt der Verein eine  
zukunftsträchtige Ausrichtung der Vereinsaktivitäten, die  
Meinungsvielfalt und Ideen sowie das Engagement seiner  
Mitglieder. Mit ihren Vorschlägen und Aktivitäten steht und 
fällt, lebt und wächst der Verein. Vorrangige Aufgabe für den 
Vorstand ist es daher, die Motivation der Mitglieder zu wecken, 
damit möglichst viele hinter dem Vereinszweck stehen, dabei 
ihre eigenen Ideen einbringen, das Vereinsleben bereichern  
und auch zur Mitarbeit bereit sind.

Eigenschaften von Vorsitzenden

Vorsitzende von Gartenbauvereinen brauchen keine Ausbildung 
in Gartenbau, Umwelt-/Naturschutz, Botanik oder Biologie. 
Selbstverständlich ist eine derartige berufliche Ausrichtung 
nicht von Nachteil, jedoch ist es viel hilfreicher, über andere 
Eigenschaften zu verfügen wie Team-, Kommunikations-, Kritik-
fähigkeit, Einfühlungsvermögen, analytische Herangehensweise, 
Strukturiertheit, (Selbst-)Disziplin, Konsequenz, Transparenz, 
Flexibilität, Kreativität sowie Organisations- und Delegations- 
vermögen. 

3.1	
Führung eines 
Gartenbauvereins – 
Gewinnung von 
Mitgliedern, 
ehrenamtlichen 
Helfern und 
Nachfolgern
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Damit einhergeht, dass Vorsitzende gerecht und verlässlich sind, 
andere überzeugen und gewinnen können, Sympathie und Res-
pekt genießen. „Autoritäre“ Führungspersonen, die anderen ihre 
Meinung überstülpen und davon um keinen Preis abrücken, sind 
in der heutigen Vereinslandschaft fehl am Platz.

Hilfreiche Führungs-Instrumente

Zur richtigen Menschenführung und Nutzung der vorhandenen 
menschlichen Ressourcen in Gartenbauvereinen sind die vier 
großen „M“ hilfreich:
•	 Mitfühlen: gegenseitiges Vertrauen und Verständnis in der 

Vereinsleitung fördern das Engagement.
•	 Mitwissen: rechtzeitig, umfassend, verständlich und gegen-

seitig informieren. Wer nicht Bescheid weiß, kann nur eine 
passive Rolle in der Vereinsleitung spielen.

•	 Mitsprechen: Mitsprache ist demokratisches Grundrecht  
und Grundlage für notwendige Kooperation. Man muss sich 
auch für Kritik aufgeschlossen zeigen und Fehlentwicklungen 
zeitnah korrigieren.

•	 Mitverantwortung: Sie ist Voraussetzung für die notwendige 
Arbeitsteilung im Verein.

Richtiger Einsatz der Instrumente

Die vier großen „M“ dienen dazu, das ganze Wissen eines Vereins 
 – verteilt auf die Köpfe der gesamten Vereinsleitung und aller 
Mitglieder – zu nutzen. Es kommt darauf an, dieses „Kapital“ 
effektiv einzusetzen, intelligent zu vernetzen und „arbeiten“ zu 
lassen, d. h. es offen für Wünsche und Ergänzungen von außen 
zu lassen und im Inneren für jeden zugänglich und transparent 
zu halten.

Offenheit und Transparenz

Ausschließlich durch diese Offenheit und Weitergabe von Infor-
mation ist es möglich, dass die Vereinsleitung funktioniert und 
somit daraus auch dem ganzen Verein Vorteile erwachsen.  
Die transparente Handhabung des Wissens ist eine wesentliche 
Führungskompetenz und Ausdruck eines offenen Führungsstils.
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Früchte eines offenen Führungsstils

Erfolgreiche Führungskräfte wissen, dass eine gemeinsame  
Leistung größer ist als die Summe der Einzelleistungen. Sie  
akzeptieren und nutzen, dass es Mitglieder gibt, die auf  
bestimmten Gebieten ein größeres Wissen und Können haben, 
als man selbst besitzt. Diese Personen gilt es zu begeistern und 
zur Mitarbeit zu bewegen.

Zur Führung gehört Delegieren

Um erfolgreich zu führen, muss man außerdem auch Aufgaben 
und Kompetenzen abgeben. Delegieren heißt, nicht nur Auf-
gaben zu verteilen, sondern vor allem Verantwortung zu über-
tragen und die Arbeit anderer anzuerkennen. Dadurch lässt sich 
auch automatisch einer häufig beklagten Überlastung der Vor-
sitzenden entgegenwirken und – durch die Verteilung auf meh-
rere Schultern – die Mitgliederbetreuung optimal organisieren.

Gewinnung ehrenamtlicher Helfer und Mitglieder der  
Vereinsleitung

Mögliche neue Helfer sind am ehesten bereit, sich für einen Ver-
ein zu engagieren, wenn sie persönlich angesprochen werden. 
Dabei ist zu bedenken, dass die Bereitschaft, sich länger an einen 
Verein zu binden, heutzutage abnimmt. Beliebter sind vielmehr 
kurzfristige, begrenzte, klar umrissene Tätigkeiten – sozusagen 
ein „Ehrenamt auf Zeit“ und dies v. a. in kleineren, überschau- 
baren Gemeinden.

Die Tätigkeiten sollten den persönlichen Interessen und Veranla-
gungen der künftigen Helfer entsprechen und Spaß machen. Die 
Helfer wollen von ihrem Handeln auch etwas zurückbekommen, 
z. B. Selbstverwirklichung, Erfolgserlebnisse, Gemeinschaftser-
fahrungen, Anerkennung vom Vorstand. Außerdem möchten die 
Engagierten dabei nicht ausschließlich reine Befehlsempfänger 
sein, sondern mitbestimmen und mitgestalten. 

Dies führt dann vielleicht dazu, dass aus ursprünglich „kurzfris-
tigen Helfern“ Kandidaten für ein Wahlamt der Vereinsleitung 
werden, die sich eventuell doch länger für den Gartenbauverein 
engagieren.
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Vereinsleitungs-Funktionen je nach Eignung

Was das Werben um neue Mitglieder der Vereinsleitung auch 
noch erleichtern kann, ist die Vielfalt der Aufgabenbereiche. So 
kann sich jeder seinen Neigungen und Fähigkeiten entsprechend 
einbringen, z. B. in
•	 Verwaltung  

(Mitgliederdaten, Buchhaltung, Schriftführung etc.)
•	 rechtliche und steuerliche Fragen
•	 Repräsentation und Kontaktpflege
•	 Öffentlichkeitsarbeit
•	 Neue/Soziale Medien
•	 fachliche Aus- und Weiterbildung (z. B. Gartenpfleger)
•	 Ehrungen, Planung und Durchführung geselliger  

Veranstaltungen.

Gewinnung neuer Vorsitzender

Für die Suche nach neuen Vorsitzenden gelten im Prinzip  
dieselben Voraussetzungen wie für die Neubesetzung der  
sonstigen Vereinsleitungs-Ämter. Kandidaten sind i. d. R. umso 
leichter zu finden, je strukturierter die Arbeit in der gesamten 
Vereinsleitung ist (d. h. geordnete Verhältnisse bzgl. Mitglieder-
verwaltung, Kasse, Dokumente, Protokolle etc.), je zufriedener die 
Mitglieder sind und je besser der Ruf bzw. je höher das Ansehen 
des Gartenbauvereins im Umfeld ist. Und dies wiederum kann 
als Ergebnis einer schon bisher offenen, kooperativen und  
motivierenden Vereinsführung betrachtet werden.

Sollten dennoch bei Kandidaten Ängste hinsichtlich Übernahme 
von Verantwortung bzw. Haftung bestehen, so können diese 
entkräftet werden mit dem Hinweis auf die vom Landesverband 
für seine Vereine abgeschlossenen Versicherungen (Haftpflicht-, 
Unfall-, Vermögensschaden-, D&O-Versicherung).
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Tipps zur Nachfolger-Suche

Die Nachfolger-Suche sollte rechtzeitig beginnen. Rechtzeitig 
heißt, nicht erst Wochen oder gar wenige Tage vor der entschei-
denden Mitgliederversammlung, sondern schon Monate oder 
Jahre vorher.

Potenzielle Kandidaten für das Amt der Vorsitzenden kann man 
z. B. bereits frühzeitig in die Vereinsleitung wählen lassen, damit 
sie einen Überblick darüber gewinnen, welche Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten in diesem Amt auf sie zukommen.

Manche Gartenbauvereine haben sogar eingeführt, dass in die 
Vereinsleitung immer wieder neue Mitglieder gewählt werden, 
selbst wenn die bestehende Mannschaft noch Lust hätte, weiter 
zu machen. Durch diese Rotation schaffen sich die Vereine einen 
großen „Fundus“ an Personen, die für Führungsaufgaben in 
Frage kommen, weil sie in das Geschäft der Vereinsleitung schon 
mehr als nur „hineingeschnuppert“ haben.

Schonfrist ist selbstverständlich

Neue Vorsitzende können nicht von Beginn an die oben  
aufgezählten, fürs Ehrenamt wünschenswerten Fähigkeiten  
mitbringen – überhaupt wird es wohl kaum einen Menschen 
geben, der jemals alle genannten Eigenschaften in sich vereint. 
So muss einem neuen Funktionsträger selbstverständlich eine 
Schonfrist eingeräumt werden, innerhalb derer er seinen Weg 
und seinen Stil finden darf. Ideal ist es natürlich, wenn sich die 
Vorstandschaft untereinander gut versteht, sich gegenseitig 
berät, abspricht und als Team Sitzungen und Veranstaltungen 
leitet.

Auch ist es sicherlich manchmal hilfreich, wenn sich eine neu  
gewählte Vorstandschaft hin und wieder den Rat und die  
Erfahrung der Vorgänger zunutze macht oder sogar einen  
„Sachverständigenrat“ aus Ehemaligen bildet.

Der umgekehrte Fall allerdings, dass der ausgeschiedene  
Vorstand sich (ungefragt) in die Amtsführung der neuen  
Mannschaft einmischt, sollte allerdings unterbleiben, auch  
wenn dies manchem – langjährigen – Vorstand schwerfällt. 
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Anerkennung für engagierte Mitglieder und ehrenamtliche  
Helfer in den Vereinen sollte Teil jeder Vereinskultur sein – 
ohne zur Routine zu werden! Anerkennung lässt sich ausdrü-
cken durch kleine Geschenke (eine Theaterkarte, ein Bücher-
gutschein etc.), durch ein informelles „Dankeschön“, durch 
materielle Vergünstigungen oder durch öffentliche Ehrung mit 
Abzeichen oder Urkunde. Viele Vereine – nicht nur unsere Obst- 
und Gartenbauvereine – haben Probleme, Personen zu finden, 
die sich engagieren. Wir möchten Ihnen im Folgenden einen 
Überblick und Anregungen geben, wie Sie in Ihren Vereinen 
engagierte Personen fördern und ihnen die verdiente Anerken-
nung ausdrücken können. 

 

Danksagung und Ehrung

Individuelle Ehrungen und Danksagungen sollten eine feste  
Größe in jedem Verein sein.

Gründe für Danksagungen und Ehrungen können sowohl  
leistungsbezogen (z. B. die Mitarbeit im Vorstand oder in einem 
Gremium, die Mitarbeit in einem Projekt, die Bereitschaft, sich 
für kleine Dienste zur Verfügung zu stellen oder der Einsatz, der 
das Ansehen des Vereins verbessert hat) als auch ohne aktuellen  
Leistungsbezug sein (z. B. der Eintritt in den Verein oder eine 
langjährige Mitgliedschaft). 

Ehrungen brauchen Öffentlichkeit – sorgen Sie für einen  
würdigen Rahmen. Jahreshauptversammlungen und Feste  
stellen sicherlich den besten Rahmen dar, Mitglieder zu ehren. 
Aber beachten sie, dass Ehrungen im Verein nicht „am Band“ 
ausgesprochen werden. Vielleicht gelingt es Ihnen auch,  
Gelegenheiten zu schaffen, bei denen Sie Danksagungen und  
Ehrungen sehr gut einbinden können. Zeigen Sie, dass es  
Ihnen und Ihrem Verein wichtig ist, Dank und Anerkennung  
auszusprechen.

Aufwendungsersatz an ehrenamtlich Tätige

Selbstverständlich können ehrenamtlich tätigen Personen die 
Aufwendungen, die sie in Ausübung ihrer ehrenamtlichen  
Tätigkeit geleistet haben, erstattet werden.

Aufwendungen sind tatsächliche und nachgewiesene Vermö-
gensopfer, die Erstattung der tatsächlichen Kosten ist zulässig. 
Dies können z. B. sein: Nutzung privater PKWs oder Telefone,  
Verauslagung von Porto- und Reisekosten oder Kosten für  
Büromaterial. 

3.2	
Wertschätzung 
im Verein
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Aufwendungen dieser Art können ohne steuerliche sowie  
sozialabgabenrechtliche Folgen für die Beteiligten zurück- 
erstattet werden. Es gibt keine summenmäßige Höchstgrenze 
der erstattungsfähigen Auslagen.

Voraussetzungen für die Zahlung von Aufwendungsersatz sind:
•	 Aufwendungen durch Einzelnachweise gegenüber dem  

Verein belegbar.
•	 Aufwendungen umfassen nicht die eigene Arbeitszeit und 

Arbeitskraft des Ehrenamtlichen; Arbeitszeit und Arbeitskraft 
sind keine Aufwendungen.

Ehrenamtspauschale

(Aufwandsentschädigung – Ehrenamtspauschale nach  
§ 3 Nr. 26a EStG)

Wer ehrenamtlich für steuerbegünstigte Körperschaften tätig 
ist, darf als Entschädigung für freiwillig geleistete Arbeit pro Jahr 
840 € steuerfrei und frei von Sozialversicherungsbeiträgen ein-
nehmen. Dabei handelt es sich um die sog. Ehrenamtspauschale. 

Begünstigt durch die Ehrenamtspauschale sind sämtliche Tätig-
keiten im gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Bereich, 
z. B. Vorstände, Kassiere, Schriftführer, Zeug- und Gerätewarte, 
Personen des Reinigungsdiensts oder auch Bürokräfte.

Folgende Voraussetzungen müssen für den Erhalt erfüllt sein:

1.	 Die ehrenamtliche Tätigkeit muss nebenberuflich ausgeübt 
werden. Der Zeitaufwand darf also nicht mehr als ein Drittel 
(13 Stunden) einer vergleichbaren Vollzeitbeschäftigung  
(40 Stunden) betragen.

2.	 Die Tätigkeit muss im Rahmen einer Funktion (z. B. Schrift-
führer, Kassier) oder eines Auftragsamtes (z. B. Gerätewart) 
erbracht werden.

3.	 Die Tätigkeit muss im steuerbegünstigten Bereich des Vereins 
ausgeübt werden. 

4.	 Die gezahlte Vergütung darf im Vergleich zur erbrachten  
Leistung nicht unangemessen hoch sein.

5.	 Die Ehrenamtspauschale darf nur einmal im Jahr in Anspruch 
genommen werden.

6.	 Die Satzung des auszahlenden Vereins muss eine entspre-
chende Regelung zur Ehrenamtspauschale für den Vorstand 
enthalten.
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ACHTUNG: Der auszahlende Verein sollte sich vom Empfänger 
bestätigen lassen, dass dieser nicht bereits von anderer Stelle 
eine entsprechende Zahlung als Ehrenamtspauschale erhalten 
hat (siehe Anhang). Anderenfalls droht dem Verein hier eine  
Haftung für Steuern und Sozialabgaben.

Ehrenamtskarte

Eine weitere Möglichkeit, Engagement in Ihren Vereinen zu 
honorieren, ist es, ehrenamtlich Tätige bei der Beantragung der 
Bayerischen Ehrenamtskarte zu unterstützen.

Die Bayerische Ehrenamtskarte ist ein sichtbares Zeichen der  
Anerkennung für besonderes Bürgerschaftliches Engagement. 
Der Freistaat Bayern, die kreisfreien Städte und die Landkreise 
Bayerns arbeiten bei der Förderung des Ehrenamtes zusammen, 
um mit der bayernweit gültigen Ehrenamtskarte ein „Danke-
schön“ an die besonders engagierten Bürger zu richten.

Die Bayerische Ehrenamtskarte drückt die Wertschätzung für 
den besonderen Einsatz im Ehrenamt aus. Rund 4.000 Akzep-
tanzpartner auf regionaler Ebene gibt es in ganz Bayern.

Folgende Vorteile erhalten Ehrenamtskartenbesitzer zum Beispiel:
•	 Attraktive Preisenachlässe von großen Marken und  

Herstellern
•	 Vergünstigungen z. B. bei Eintrittspreisen staatlicher Einrich-

tungen wie Museen, Burgen, Schlösser und der Seeschifffahrt
•	 Vergünstigungen beim Besuch von Kultur- und Freizeitein-

richtungen (z. B. Theater, Freizeitpark)
•	 Rabatte und Nachlässe bei kommunalen Anbietern und  

Einrichtungen

Details dazu finden Sie auf dem Ehrenamtsportal: 
www.ehrenamt.bayern.de/.

Die blaue Ehrenamtskarte erhalten im Prinzip alle Bürgerinnen 
und Bürger ab 16 Jahren, die
•	 sich seit mindestens zwei Jahren freiwillig durchschnittlich 

fünf Stunden pro Woche oder bei Projektarbeiten mindestens 
250 Stunden jährlich engagieren oder

•	 Inhaber einer Juleica (Jugendleitercard) sind.

Zuständig für die Ausstellung der Ehrenamtskarte sind die Land-
kreise und kreisfreien Städte. Eine Übersicht über die teilneh-
menden Landkreise und kreisfreien Städte und zum jeweiligen 
Beantragungsverfahren finden Sie wiederum auf der Website 
www.ehrenamt.bayern.de/.
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Geschenke an Mitglieder

Das grundsätzliche Verbot von Geschenken an Mitglieder gilt 
nicht, soweit es sich um allgemein übliche und nach allgemeiner 
Verkehrsauffassung als angemessen anzusehende Annehmlich-
keiten handelt. Eine allgemeine Betragsgrenze des Zulässigen 
ist in Bayern nicht festgelegt, aber in der Finanzverwaltung hat 
sich über die Jahre ein Betrag von 40 € etabliert, der grundsätz-
lich unbedenklich ist. 60 € sind laut Lohnsteuer-Richtlinien zwar 
auch möglich – hierfür gibt es aber in Bayern keine Verwaltungs-
praxis und der Jahresmitgliedsbeitrag im Verein müsste mindes-
tens 60 € betragen.

Voraussetzungen für die Gewährung von Annehmlichkeiten sind 
demnach:
•	 Sachgeschenke, keine Geldgeschenke, z. B. Blumen, Bücher, 

Restaurantbesuch, Warengutschein.
•	 persönliche Anlässe, z. B. Geburtstag, Hochzeit, Jubiläum  

oder bestandene Prüfung – die Annehmlichkeit darf je  
Anlass gewährt werden.

•	 Vereinsanlässe wie (Weihnachts-)Feier oder Vereinsausflug 
– die Annehmlichkeiten dürfen pro Kalenderjahr und Person 
in der Summe den oben genannten Orientierungswert nicht 
überschreiten.

Geschenke (Annehmlichkeiten) an ehrenamtlich Tätige

Grundsatz: Geschenke oder Dankeschön-Veranstaltungen für 
ehrenamtlich Tätige sind als sogenannter geldwerter Vorteil auf 
den Ehrenamtsfreibetrag (840,- € pro Kalenderjahr und Person, 
siehe oben) anzurechnen.

AUSNAHME: Aufmerksamkeiten bei persönlichen Anlässen oder 
bei Vereinsanlässen sind unter den in „Geschenke an Mitglieder“ 
genannten Voraussetzungen zusätzlich möglich.
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Der Schutz personenbezogener Daten wurde in einigen  
Mitgliedstaaten der Europäischen Union bereits sehr früh  
geregelt. So trat in Deutschland – und zwar in Hessen – im  
Jahre 1970 das weltweit erste Datenschutzgesetz in Kraft.  
In allen heutigen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union gilt 
die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) seit 25. Mai 2018, 
um nationale Datenschutzgesetze für alle EU-Mitgliedsstaaten 
zu homogenisieren.

Personenbezogene Daten – Informationelle Selbstbestimmung

Unter dem Begriff „informationelle Selbstbestimmung“ versteht 
man das Recht des Einzelnen, selbst und höchstpersönlich über 
den Umgang mit seinen personenbezogenen Daten zu bestim-
men. Der Einzelne soll nach dem Willen des Gesetzgebers als 
Individuum darüber bestimmen können, ob und welche Infor-
mationen über ihn verarbeitet und welche Informationen durch 
Dritte gespeichert werden sollen. Die informationelle Selbstbe-
stimmung wurde durch das Bundesverfassungsgericht in den 
Stand der Grundrechte erhoben.

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmba-
ren natürlichen Person. Dazu gehören unter anderem:
•	 allgemeine Personendaten (Name, Geburtsdatum, Alter,  

Geburtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefonnummer)
•	 Kennnummern (Sozialversicherungsnummer, Steueridenti-

fikationsnummer, Nummer bei der Krankenversicherung, 
Personalausweisnummer)

•	 Bankdaten (Kontonummern, Kreditinformationen)
•	 Online-Daten (IP-Adresse, Standortdaten)
•	 physische Merkmale (Geschlecht, Haut-, Haar- und  

Augenfarbe, Statur, Kleidergröße)
•	 Besitzmerkmale (Fahrzeug- und Immobilieneigentum,  

Grundbucheintragungen, Kfz-Kennzeichen, Zulassungsdaten)
•	 Kundendaten (Bestellungen, Adressdaten, Kontodaten)

3.3	
Datenschutz:  
ein Grundrecht  
– auch im Verein
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Datenschutzrechtliche Anwendung der  
EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO)

Mit Wirkung vom 25. Mai 2018 ist die EU-DSGVO durch jede 
öffentliche sowie nicht-öffentliche Stelle ohne Übergangsfrist 
umzusetzen. Das bedeutet, dass natürliche Personen, Einzel-
unternehmen (Vereine, Verbände), Personengesellschaften (GbR, 
OHG) und Kapitalgesellschaften (GmbH, AG), beim Umgang mit 
personenbezogenen Daten gemäß den Vorgaben der EU-DSGVO 
handeln müssen. 

Vereine und Verbände sind daher – genauso wie Unternehmen 
– verpflichtet, ihren Datenverarbeitungsprozess den gesetzlichen 
Vorschriften anzupassen und zu dokumentieren.

Die Vorschriften der EU-DSGVO regeln die Verarbeitung  
personenbezogener Informationen auf EU-Ebene. Sie gilt für  
die komplette oder teilweise automatisierte Verarbeitung  
personenbezogener Daten, sowie für die nicht-automatisierte 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem IT-System 
gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. 

Auswirkungen für Vereine und Verbände

Erhebt oder verarbeitet ein Verein/Verband personenbezogene  
Daten seiner Mitglieder, fällt dies seit 25. Mai 2018 unter die 
EU-Datenschutz-Grundverordnung. Mitgliederdaten dürfen im 
Rahmen der Vereinstätigkeit erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden. Die Vereinssatzung gilt hierbei als Grundlage für die 
Tätigkeit (Zweck) des Vereins und dem hieraus resultierenden 
Umfang der Datenerhebung. Zuständig für den Schutz  
personenbezogener Daten ist der Vorstand.

Die wichtigsten fünf Punkte, die zu erledigen sind:

1. Informationspflichten

Neumitglieder müssen bereits bei der Aufnahme in den Verein 
und der damit verknüpften Datenerhebung bestimmte Informa-
tionen über die Verarbeitung ihrer Daten erhalten. Diese Infos 
sollten in der Beitrittserklärung gegeben werden. Mitglieder, die 
schon vor dem 25.5.2018 eingetreten sind, müssen nicht rück-
wirkend gemäß DSGVO informiert werden. Für die Verarbeitung 
der Daten in der Mitgliederverwaltung ist keine Einwilligung der 
Mitglieder notwendig. Ebenso ist keine Einwilligung nötig für die 
Übermittlung der Daten an den Landesverband, weil sie für be-
stimmte Dienstleistungen nötig sind (z. B. Teilnahme an Kursen/
Seminaren, Gewähren von Versicherungsschutz, Verleihen von 
Ehrungen, Versand von Informationen, Zustellung der Mitglie-
derzeitschrift „Der praktische Gartenratgeber“).
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2. Bestellung „Datenschutzbeauftragter“

Unter Umständen muss ein Datenschutzbeauftragter benannt 
werden. Die Pflicht zur Benennung eines Datenschutzbeauf-
tragten wurde in Art. 37 der DSGVO und in § 38 Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) normiert. Nach dieser Vorschrift haben 
Unternehmen, Vereine und Verbände als „Verantwortliche“ und 
„Auftragsverarbeiter“ die Pflicht, einen Datenschutzbeauftragten 
unter folgender Voraussetzung zu benennen: Mindestens  
20 Personen sind ständig mit der automatisierten Verarbeitung 
personenbezogener Daten beschäftigt. Hierzu gehören Voll-  
und Teilzeitmitarbeiter, Vorstände, Geschäftsführer und ehren-
amtlich tätige Personen. 
Sollten in Ihrem Verein weniger als 20 Personen ständig mit der 
Verarbeitung personenbezogener Daten betraut sein, ist zwar 
kein Datenschutzbeauftragter zu bestellen, allerdings sind die 
Anforderungen der DSGVO trotzdem umzusetzen.

3.  Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten nach Art. 30 DSGVO  
     (Verfahrensverzeichnisse):

Wer personenbezogene Daten verarbeitet, muss dies dokumen-
tieren. Auf Nachfrage ist diese Dokumentation an die Daten-
schutz-Aufsichtsbehörde herauszugeben, damit sie sich ein 
schnelles Bild verschaffen kann. Das Verzeichnis dient lediglich 
der Behörde und eventuell eigenen Zwecken – an Dritte muss  
es jedoch nicht herausgegeben werden. Die Inhalte, die das Ver-
zeichnis der Verarbeitungstätigkeiten enthalten muss, listet  
Art. 30 DSGVO im Detail auf. Auch wenn es etwas nach  
bürokratischer Arbeit aussieht – das aktuelle Verzeichnis der  
Verarbeitungstätigkeiten sollte in jedem Verein vorgehalten 
werden (oder zumindest innerhalb kürzester Zeit erstellt werden 
können).

 

4. Erfassung der Auftragsverarbeiter nach Art. 28 DSGVO  
     (Einbindung Externer)

Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Verantwortlichen, 
so arbeitet dieser nur mit Auftragsverarbeitern, die hinreichend 
Garantien dafür bieten, dass geeignete technische und  
organisatorische Maßnahmen so durchgeführt werden, dass  
die Verarbeitung im Einklang mit den Anforderungen dieser 
Verordnung erfolgt und den Schutz der Rechte der betroffenen 
Person gewährleistet. Auftragsverarbeiter sind schriftlich zu  
verpflichten.
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5. Informationspflicht und Sicherstellung der Betroffenenrechte  
    Art. 15 DSGVO

Nach Art. 15 Abs. 1 DSGVO haben betroffene Personen das Recht, 
von Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob 
sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Ist 
das der Fall, haben die betroffenen Personen ein Recht auf Aus-
kunft über diese Daten und darüberhinausgehende Informatio-
nen zu deren Verarbeitung. 
Das Auskunftsrecht untergliedert sich demnach in zwei Stufen. 
Zunächst können betroffene Personen von dem Verantwortlichen 
eine Bestätigung darüber verlangen, ob überhaupt personen-
bezogene Daten von ihnen verarbeitet werden. Werden keine 
personenbezogenen Daten eines Antragstellers verarbeitet, ist 
der Antragsteller darüber zu informieren. Werden personen- 
bezogene Daten eines Antragstellers verarbeitet, hat dieser 
grundsätzlich ein Recht auf Auskunft über diese Daten.

Weitere Informationen

Der Bayerische Landesverband für Gartenbau und Landespflege 
e. V. hat einen externen Datenschutzbeauftragten bestellt, dies 
ist die WGM Consulting/Walter Gerner.

Kontaktdaten: WGM Consulting, Herr Walter Gerner,  
info@wgm-consulting.de, www.wgm-consulting.de. 

Gartenbauvereine, Kreis- und Bezirksverbände im Landesverband 
erhalten auf Anfrage bei diesem Sonderkonditionen für Schu-
lungen oder Vorträge. Ebenso können bei Bedarf über die WGM 
Consulting die Bestellung eines externen Datenschutzbeauf-
tragten, Schulungen, Audits und weitere datenschutzrelevante 
Tätigkeiten erfolgen. 
Die WGM Consulting bietet an, individuelle, an die Bedürfnisse 
der Vereine und Verbände angepasste Datenschutzprozesse zu 
erarbeiten. Darüber hinaus kann sie als externer Datenschutz-
beauftragter vor Ort Datenschutzaudits und Schulungen durch-
führen und sowohl der Geschäftsführung/dem Vorstand, den 
Mitarbeitern und Mitgliedern, als auch den Aufsichtsbehörden 
als Ansprechpartner zur Verfügung zu stehen.
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Der Bayerische Landesverband für Gartenbau und Landespflege 
e. V. verarbeitet als Dachverband Daten der Mitglieder seiner 
Gartenbauvereine. Zum Verarbeiten gehören laut Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) Erheben, Erfassen, Organisation, 
Ordnen, Speicherung, Anpassung oder Veränderung, Auslesen, 
Abfragen, Verwendung, Abgleich oder Verknüpfung, Löschen 
oder Vernichtung der Daten.

Welche personenbezogenen Daten werden verarbeitet?

Folgende Mitgliedsdaten werden von den Obst- und Garten-
bauvereinen an den Landesverband übermittelt und von diesem 
verarbeitet:

Pflichtdaten	 Freiwillige Daten
Name	 Telefonnummer
Vorname	 E-Mail-Adresse
Geburtsdatum	
Vollständige Anschrift	
Eintrittsdatum	
Funktion im Verein,  
Dauer der Funktion	

Wozu werden personenbezogene Daten verarbeitet?

Die Daten der Gartenbauvereinsmitglieder werden vom  
Landesverband benötigt für:
•	 Gewährung von Versicherungsschutz in der Unfallversiche-

rung und im Immobilien-Rechtsschutz bezogen auf nachbar-
schaftsrechtliche Streitigkeiten

•	 Verleihen von Ehrungen für die Dauer der Mitgliedschaft: 
Ehrennadel in Gold (40 Jahre), Ehrennadel mit Kranz (50 Jahre), 
Ehrennadel am Band (60 Jahre)

•	 Verleihen von Ehrungen für Funktionen im Verein: Ehrennadel 
in Gold (25 Jahre), Ehrennadel mit Kranz (35 Jahre), Ehrennadel 
am Band (40 Jahre)

•	 Zulassung zur Teilnahme an Seminaren und Kursen: Garten-
pflege-Kurse, Jugendleiterausbildung, Keltereikurse

3.4	
Datenverarbeitung 
durch den  
Landesverband
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Eine Datenübermittlung an Dritte im Sinne der DSGVO außer-
halb des Kreis-, Bezirks- und/oder Landesverbandes findet nicht 
statt, sehr wohl aber an Auftragsverarbeiter (z. B. für Versand des 
Informationsdienstes und der Mitgliederzeitschrift „Der prakti-
sche Gartenratgeber“). Hierfür hat der Landesverband Auftrags-
verarbeiter ausgewählt, die hinreichend Garantien dafür bieten, 
dass geeignete technische und organisatorische Maßnahmen so 
durchgeführt werden, dass die Verarbeitung im Einklang mit den 
Anforderungen der DSGVO erfolgt und den Schutz der Rechte 
der betroffenen Person gewährleistet. Die Verarbeitung durch 
Auftragsverarbeiter erfolgt auf der Grundlage von Verträgen.

Eine Datennutzung für Werbezwecke findet nicht statt.

Der Landesverband ergreift darüber hinaus folgende Maßnah-
men zur Umsetzung der DSGVO: Beratung durch einen externen 
Datenschutzbeauftragten, Durchführung wirksamer technischer 
und organisatorischer Maßnahmen zur Gewährleistung der  
Sicherheit der Datenverarbeitung, regelmäßige Durchführung 
von Audits zum Datenschutz und zur Datensicherheit.

Landesverband ist kein Auftragsverarbeiter für  
Gartenbauvereine

Laut Auskunft des Bayerischen Landesamtes für Datenschutz-
aufsicht (LDA) ist der Landesverband hinsichtlich der oben  
genannten Zwecke der verarbeiteten Mitgliedsdaten kein  
Auftragsverarbeiter für Gartenbauvereine im Sinne des  
Art. 4, Nr. 8, DSGVO. Hintergrund ist, dass Auftragsverarbeitung 
nur dann vorliegt, wenn die Daten als Unterstützungsleistung 
für eine andere Stelle verarbeitet werden, also wenn der Verband 
das tut, was „eigentlich“ Aufgabe der einzelnen Vereine wäre. 
Dies ist jedoch nicht der Fall, da der Landesverband die Daten  
für bestimmte eigene Zwecke benötigt (siehe oben). Somit ist  
es nicht erforderlich, dass Gartenbauvereine mit dem Landes-
verband einen Vertrag zur Auftragsverarbeitung abschließen.
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Jeder Verein, der Mitglied des Bayerischen Landesverbandes  
für Gartenbau und Landespflege e. V. ist, kann dessen umfang-
reiches Dienstleistungs-, Beratungs- und Informationsangebot 
in Anspruch nehmen. Dazu gehören insbesondere ein verbillig-
ter Bezug des Verbandsorgans „Der praktische Gartenratgeber“  
als Sammel- oder Vereinsabo, eine Vielzahl von Seminaren  
bzw. Kursen, schriftliche Unterlagen, Ehrungen sowie eine  
Vereinshaftpflicht-, Vermögensschadenhaftpflicht-, D&O- und 
Gartenunfallversicherung. Damit die Dachorganisation diese 
Leistungen bereitstellen kann, ist von jedem Verein ein Beitrag 
abzuführen. 

Beitragshöhe

Der Beitrag pro Vereinsmitglied und Jahr beträgt € 4,50. 
In diesem Beitrag sind enthalten:
•	 € 2,70 für den Landesverband
•	 € 0,45 für den jeweiligen Bezirksverband.
•	 € 1,35 für den jeweiligen Kreisverband

Für Vereine mit dem Vereinsabonnement (Postversand) des Ver-
bandsorgans „Der praktische Gartenratgeber“ für alle Mitglieder 
erhöht sich der Beitrag um € 11,80.

Um neu gegründeten Vereinen die Bildung einer finanziellen 
Basis für ihre gartenkulturellen und landespflegerischen Auf-
gaben zu erleichtern, wird „Der praktische Gartenratgeber“ im 
ersten Jahr kostenlos zugestellt, weswegen pro Mitglied nur der 
Beitragsanteil von € 4,50 an den Landesverband abzuführen 
ist. Wird in Ausnahmefällen nach Ablauf des ersten Jahres das 
Vereinsabo für alle Mitglieder nicht gewünscht, dann kann der 
Bezug nur zu einem höheren Preis als oben genannt angeboten 
werden (siehe auch 3.6 Bezug des Verbandsorgans „Der prak-
tische Gartenratgeber“). Für Familienmitglieder, die im selben 
Haushalt wohnen, ist generell nur der Beitragsanteil von € 4,50 
zu überweisen.

3.5	
Informationen 
zur Beitragsabführung 
an den Landesverband
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Beispiel für Vereine mit Vereinsabo (Postversand) des Verbands-
organs „Der praktische Gartenratgeber“ für alle Mitglieder

Mitglieder-Meldungen und Ablauf des Zahlungsverkehrs

Mitgliedsbeitragsrechnungen und Rechnungen für das 
Sammel- oder Vereinsabo „Der praktische Gartenratgeber“ 
werden getrennt voneinander gestellt:

Stichtag für Änderungen der Mitgliederdaten ist der 31.3. für Ver-
eine, die die Online-Mitgliederdatenbank des Landesverbandes 
nutzen. Vereine, die noch nicht mit dieser Mitgliederdatenbank 
arbeiten, melden ihre Mitgliederdaten-Änderungen bitte bis 
zum 28.2. an die Mitgliederverwaltung der Landesverbands- 
geschäftsstelle, damit diese sie in die Datenbank einpflegen 
kann – danach eingehende Meldungen werden für die Mitglieds-
beitragsrechnung nicht mehr berücksichtigt.

Durch die Fristsetzung bis Ende März bzw. Ende Februar erhalten 
alle Vereine die Möglichkeit, ihre Datenbestände in den ersten 
Monaten des Jahres zu aktualisieren (beispielsweise Todesfälle, 
späte Kündigungen, Umzug von Mitgliedern).

Basierend auf dem Mitgliederbestand zum 31.3. werden die 
Beitragsrechnungen erstellt und allen Vereinen Anfang April 
zugesandt. Zahlungsziel ist Ende April.

Änderungsmeldungen

Um alle Dienstleistungen des Landesverbandes, insbesondere 
personenbezogene Versicherungen, Seminarangebote, Ehrungen 
und die reibungslose Zustellung des Verbandsorgans „Der prak-
tische Gartenratgeber“ zu gewährleisten, ist es notwendig, dass 
alle Neumitglieder dem Landesverband zeitnah mitgeteilt wer-
den – Selbiges gilt für Abgänge. 
Für Meldungen steht jedem Verein die Mitgliederdatenbank auf 
der Website des Landesverbandes zur Verfügung (www.garten-
bauvereine.org).

Normalbeitrag Familienmitglied Ehrenmitglied Kind/Jugendlicher

Mitgliedsbeitrag € 25,00 € 8,50 € 16,30* € 6,50

davon:	 Vereinsanteil €   8,70 € 4,00 entfällt € 2,00

	 Verbandsanteil** €   4,50 € 4,50 €   4,50 € 4,50

	 Verbandsorgan € 11,80 entfällt € 11,80 entfällt
* kann vom Verein übernommen werden      ** davon € 1,35 für den Kreisverband und € 0,45 für den Bezirksverband
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Neben dem „normalen“ Einzelabonnement des Verbands-
organs „Der praktische Gartenratgeber“ gibt es vergünstigte 
Bezugsarten und Vereinsabonnements, die im Folgenden vor-
gestellt werden. Die Mehrwertsteuer ist in den Bezugspreisen 
enthalten. Für das Ausland werden die jeweils gültigen Ver-
sandgebühren in Rechnung gestellt.

Einzelabonnement

Das Einzelabonnement kostet jährlich € 24,00 inkl. Postversand 
innerhalb Deutschlands. Diese Bezugsart steht jedem offen.

Vergünstigter Bezug

1. Einzelabo für Mitglieder in Obst- und Gartenbauvereinen  
für € 21,50 inkl. Postversand innerhalb Deutschlands 
Voraussetzung: Abonnent ist Mitglied in einem Gartenbau- 
verein des Bayerischen Landesverbandes für Gartenbau und  
Landespflege e. V.  Der Versand erfolgt monatlich direkt an das 
Mitglied, die Rechnung geht direkt an das Mitglied.

2. Sammelabo für Vereine für € 17,80 inkl. Postversand innerhalb 
Deutschlands 
Voraussetzung: Mindestens 30 Vereinsmitglieder bzw. min-
destens 20 % der Mitglieder, wenn der Verein weniger als 150 
Mitglieder hat, abonnieren die Fachzeitschrift. Versand erfolgt 
monatlich direkt an die Mitglieder, Rechnung geht als Sammel-
rechnung an den Verein.

Vereinsabonnement

1. Vereinsabo mit Versand für € 11,80 inkl. Postversand innerhalb 
Deutschlands 
Voraussetzung: Alle Mitglieder (Ausnahmen: 1. Vorsitzende(r), 
Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre sowie Familienmitglieder, 
die im gleichen Haushalt wohnen) beziehen die Fachzeitschrift. 
Versand erfolgt monatlich direkt an die Mitglieder, Rechnung 
geht als Sammelrechnung an den Verein. 
Wichtig: Bei Beginn des Abos muss eine vollständige Mitglieder-
liste des Vereins vorgelegt werden, alle Änderungen wie Zu-/
Abgänge, Namens- und Adressenänderungen sind zeitnah mit-
zuteilen. Neue Mitglieder/Abonnenten sind auch während des 
Jahres zu melden, die Berechnung erfolgt dann anteilig je nach 
Bezugsbeginn.

3.6	
Bezug des 
Verbandsorgans 
„Der praktische 
  Gartenratgeber“
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2. Vereinsabo ohne Versand für € 6,50

Voraussetzung: Alle Mitglieder (Ausnahmen: siehe 1. Vereinsabo) 
beziehen die Fachzeitschrift. Gesammelter Versand an eine  
Lieferadresse des Vereins, anschließend Verteilung in eigener  
Zuständigkeit des Vereins, Rechnung geht als Sammelrechnung 
an den Verein. Neue Mitglieder/Abonnenten sind auch während 
des Jahres zu melden, die Berechnung erfolgt dann anteilig je 
nach Bezugsbeginn.

Sonderform des Vereinsabos: Probeabonnement 

Für Vereine, die den „Gartenratgeber“ einführen wollen, besteht 
die Möglichkeit eines kostenlosen 3-monatigen Probeabonne-
ments für alle Mitglieder (Ausnahmen: siehe 1. Vereinsabo). Ein 
Probeabonnement im gleichen Verein ist auch mehrmals mög-
lich, allerdings nur in Abständen von mindestens 3 Jahren.

Bezugsmodalitäten und Kündigung

Auskunft und Bestellung erfolgen beim 

Obst- und Gartenbauverlag  
Postfach 15 03 09  
80043 München 
Telefon (089) 54 43 05-24 
Fax (089) 54 43 05-41 
E-Mail abo@gartenbauvereine.org. 

Die Bezugsdauer beträgt mindestens ein Jahr. Abbestellungen 
müssen 2 Monate vor Jahresschluss eingegangen sein. Nach 
Ablauf der Kündigungsfrist verlängert sich das Abonnement 
automatisch um ein weiteres Jahr.

„Gartenratgeber“-Online-Abo

„Den praktischen Gartenratgeber“ gibt es auch als Online-Abo 
mit vielen Vorteilen (z. B. E-Paper zum Blättern, praktische Such-
funktion, Artikelarchiv, kostenloser Download von Gärtner wissen 
und Fachblättern). Das Online-Abo kann ausschließlich über die 
Website www.gartenratgeber.de abgeschlossen werden.

Wie auch bei der Print-Ausgabe gibt es für Vereinsmitglieder ver-
günstigte Konditionen (hierfür bitte bei Abschluss des Online-
Abos die 10-stellige Mitgliedsnummer bereithalten): Statt € 15,80 
kostet es für Vereinsmitglieder nur € 11,80. 
Wer bereits das gedruckte Heft bezieht, kann das Online-Abo 
schon für 5,00 € jährlich dazubestellen.
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Dieses Kapitel stellt in komprimierter Form wesentliche 
Kriterien von Vereinen – e. V. und nicht e. V. – vor, die sich auf 
die Broschüren „Vereinsrecht – Rund um den eingetragenen 
Verein (e. V.)“ von Dr. Thomas Baumann (Herausgeber: Baye-
risches Staatsministerium der Justiz), „Grundlagen der Ver-
einspraxis“ der Hanns-Seidel-Stiftung und das Bürgerliche 
Gesetzbuch stützen. Die vorliegenden Erläuterungen sind nicht 
erschöpfend und können kein Ersatz für juristische Beratung 
mit Rechtssicherheit sein.

Definition eines Vereins

Aus zivilrechtlicher Sicht gehört der Verein zu den sogenannten 
Körperschaften und:
•	 ist ein Zusammenschluss mehrerer Personen,
•	 ist regelmäßig nicht auf einen wirtschaftlichen  

Geschäftsgewinn gerichtet,
•	 kennt die Möglichkeit des Mitgliederwechsels,
•	 tritt als Einheit unter einem Gesamtnamen auf, 
•	 wird durch einen Vorstand vertreten und 
•	 die Meinungsbildung erfolgt durch Beschlussfassung der  

Mitgliederversammlung nach Stimmenmehrheit.

Obige Punkte sind in der Vereinssatzung zu verankern, d. h., sie 
muss enthalten den Vereinsnamen (und – wenn beabsichtigt 
– einen Hinweis darauf, dass der Verein ins Vereinsregister des 
Amtsgerichts xy eingetragen werden soll), den Sitz des Vereins, 
den Vereinszweck, Regelungen über den Eintritt und Austritt der 
Mitglieder, Bestimmungen darüber, ob und welche Beiträge  
von den Mitgliedern zu leisten sind, Bestimmungen über die  
Bildung des Vorstandes und die Voraussetzungen, unter denen 
die Mitgliederversammlung einzuberufen ist, über die Form  
ihrer Einberufung und die „Beurkundung“ (Protokollierung) ihrer  
Beschlüsse.

Satzung als „Verfassung“ des Vereins

Alle oben aufgelisteten Inhalte finden sich in der vom Landes-
verband zur Verfügung gestellten, mit Hilfe eines Rechtsanwalts 
erarbeiteten und vom Bayerischen Landesamt für Steuern  
geprüften Mustersatzung für Gartenbauvereine (siehe Anhang 
und www.gartenbauvereine.org).

3.7	
Vereinsrecht: 
nicht eingetragener – 
eingetragener Verein 
(e. V.)
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Ergänzend hierzu noch zwei Hinweise:

1. 	 Die Wahl der Form der Einberufung zur Mitgliederversamm-
lung bleibt dem einzelnen Verein überlassen, sie muss aber in 
der Satzung eindeutig genannt werden. Außerdem muss  
sichergestellt sein, dass allen Mitgliedern die Gelegenheit  
gegeben wird, sämtliche notwendigen Informationen zur  
Mitgliederversammlung rechtzeitig zu erfahren. Die Nennung 
mehrerer alternativer Einberufungsmöglichkeiten ist umstrit-
ten. Deshalb sollte aus den in der Mustersatzung genannten  
verschiedenen Einberufungsmöglichkeiten eine konkrete, auf 
die Eigenart des Vereins zugeschnittene Möglichkeit ausge-
wählt werden.

2. 	Da durch Rechtspfleger am Registergericht manchmal  
kleine Änderungen der Satzung gefordert werden, ist es rat-
sam, diese vor der beschießenden Mitgliederversammlung 
prüfen zu lassen.

Vorgehensweise der Eintragung ins Vereinsregister

Sowohl neu gegründete als auch bestehende Vereine können 
sich ins Vereinsregister eintragen lassen und dadurch zu einem 
rechtsfähigen eingetragenen Verein (e. V.) werden. Hierfür sind 
einige wichtige Schritte zu beachten:

Die Eintragung in das Vereinsregister setzt die Vorlage einer 
schriftlichen Satzung und einer „Urkunde“ über die Bestellung 
des Vorstandes voraus. 
Da die Eintragung nur erfolgt, wenn der Verein mindestens 
sieben Mitglieder hat, sollte die Satzung von mindestens sieben 
Mitgliedern unterzeichnet werden und außerdem die Angabe 
des Tages der Errichtung enthalten. 
Daneben ist eine „Urkunde über die Wahl des Vorstandes“, also 
ein Wahlprotokoll vorzulegen. 
Die Anmeldung muss vom Vorstand (in vertretungsberechtigter 
Zahl) vorgenommen werden. Diese Anmeldung bedarf der Be-
glaubigung eines Notars, der sich dann auch um die Anmeldung 
beim örtlich zuständigen Amtsgericht kümmert. Den Text der 
Anmeldung kann der Notar erstellen oder aber Vereine verfassen 
den Text selbst (Musterformulierung finden sich im Internet  
z. B. in der Broschüre „Vereinsrecht – Rund um den eingetrage-
nen Verein (e. V.)“ – www.justiz.bayern.de/service/broschueren), 
wodurch sie sich einen Teil der Kosten sparen (siehe rechts). 
Das Vereinsregister prüft den Antrag, danach erfolgt die Register- 
eintragung. Hierüber wird eine Eintragungsnachricht direkt an 
den Verein (an die in der Anmeldung genannte Adresse) gesandt, 
ggfs. erfolgt die Benachrichtigung auch über den die Registeran-
meldung betreibenden Notar.
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Kosten der Eintragung

Die Kosten für Notar und Registergericht sind durch das  
Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG) geregelt. Neben der 
Neueintragung eines Vereins sind auch Satzungsänderungen 
und Vorstandswechsel melde- und kostenpflichtig.

 

Gebühren laut Gerichts- und Notarkostengesetz 

Vergleich: eingetragener – nicht eingetragener Verein

Eingetragene Vereine sind „juristische Personen“. Eine juristische 
Person kann ebenso wie eine „natürliche Person“ (jeder Mensch), 
Träger von Rechten und Pflichten, also z. B. Vertragspartner, 
Arbeitgeber, Steuerschuldner, Erbe sein oder Eigentum erwerben, 
Vermögen bilden, klagen und verklagt werden. Gemäß dieser 
Definition träfe all das für einen nicht e. V. nicht zu. Jedoch  
werden nach heutiger Rechtsprechung nicht eingetragene  
Vereine grundsätzlich wie eingetragene (rechtsfähige) Vereine 
behandelt. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass der nicht e. V.  
unter anderem eine Satzung und einen Gesamtnamen hat.  
Das bedeutet, dass nach herrschender Meinung auch nicht  
eingetragene Vereine z. B. Träger von Grundrechten, aktiv  
parteifähig (d. h. sie können selbst Klage erheben) und erbfähig 
sind sowie i. d. R. eigene Konten (unter Vorlage der Satzung und 
Legitimation des Vorstands) eröffnen und führen können.

Wesentliche Unterschiede zwischen e. V. und nicht e.V.

Trotzdem bestehen weiterhin einige wesentliche Unterschiede 
zwischen den beiden Rechtsformen:

Handelndenhaftung: Wenn ein Vorstand für einen e. V. einen 
Vertrag im Rahmen der Vertretungsmacht nach der Satzung 
abschließt, wird dadurch ausschließlich der Verein aus diesem 
Vertrag berechtigt und verpflichtet, wohingegen beim nicht  
e. V. laut § 54 BGB der Handelnde persönlich haftet.

Vorgang          Notar Vereinsregister
nur Beglaubigung mit Texterstellung

Neugründung € 20,00 € 30,00 € 75,00 zzgl. Veröffentlichung
Satzungsänderung € 20,00 € 30,00 € 50,00 
Vorstandswechsel € 20,00 € 30,00 € 50,00 
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Der Grund dafür ist in der Sicherheit des Rechtsverkehrs zu 
sehen, da der e. V. gegenüber dem Vertragspartner über das 
Vereinsregister eindeutig seine Vertretung nachweisen kann. Die 
Personen, die im Register eingetragen sind − und nur sie −, sind 
vertretungsberechtigt. 
Dieser Nachweise scheidet beim nicht e. V. aus, weshalb der 
Vertragspartner (zuerst) an denjenigen herantritt, der mit ihm 
den Vertrag geschlossen hat. Unerheblich ist, ob es sich bei dem 
Handelnden um den Vorstand oder ein beauftragtes bzw. bevoll-
mächtigtes Mitglied/Nichtmitglied handelt. Im Innenverhältnis 
sollte zwischen dem Verein und dem für ihn Handelnden jedoch 
ein Ausgleich stattfinden, so dass der Handelnde nicht persön-
lich für die Vertragserfüllung aufkommen muss (siehe § 31 a BGB 
und § 670 BGB).

Tipp: Um handelnde Personen bei Verbindlichkeiten des Vereins 
von der Haftung freizustellen, bietet sich die Eintragung des  
Vereins in das Vereinsregister mit Erwerb der eigenen Rechts- 
fähigkeit an.

Grundstückserwerb: Bei Grundstückserwerb, z. B. für Lehrgarten, 
Streuobstwiese, Vereinsheim, Mosterei o. ä., kann im Falle eines 
nicht eingetragenen Vereins nicht der Verein allein unter seinem 
Vereinsnamen ins Grundbuch eingetragen werden, sondern es 
wird auch die Eintragung sämtlicher Mitglieder verlangt. Dies 
bedeutet, dass sich Vereine, die eine Immobilie erwerben möch-
ten, sinnvollerweise ins Vereinsregister eintragen lassen sollten.

Unterschied bei Versicherungsschutz durch die  
D&O-Versicherung

Die vom Landesverband für seine Gartenbauvereine abgeschlos-
sene D&O-Versicherung (Vermögensschadenhaftpflicht- 
Versicherung für Organe wie Vorstände) gilt nur für eingetragene 
Vereine. Die Eingrenzung auf e. V. besteht deswegen, da eine 
D&O-Versicherung nur für juristische Personen zur Verfügung 
gestellt werden kann.

Kein Unterschied bei Versicherungsschutz durch die  
Vermögensschadenhaftpflicht-Versicherung

Kein Unterschied besteht hingegen zwischen e. V. und nicht e. V. 
 bei der ebenfalls vom Landesverband für seine Vereine abge-
schlossenen Vermögensschadenhaftpflicht-Versicherung (VH).
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Kein Unterschied bei Versicherungsschutz im Falle „unerlaubter 
Handlungen“ 

Auch die Vereinshaftpflichtversicherung für sogenannte  
unerlaubte Handlungen wie Verstöße gegen die Verkehrssiche-
rungs- und die Aufsichtspflicht, die vom Landesverband für seine 
Gartenbauvereine abgeschlossen worden ist, unterscheidet 
nicht zwischen eingetragenem und nicht eingetragenem Verein.

Kein Unterschied bei Haftung der Vereinsmitglieder

Kein Unterschied besteht grundsätzlich ebenso zwischen  
Mitgliedern eines e. V. und nicht e. V. für die Verbindlichkeiten 
und Schulden ihres Vereins, d. h., dass weder beim eingetragenen 
noch beim nicht eingetragenen Verein die Mitglieder mit ihrem 
eigenen Vermögen haften.

Kein Unterschied bei Steuerrecht und  
Sozialversicherungsbeiträgen

Bezüglich Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen besteht 
ebenfalls grundsätzlich kein Unterschied zwischen e. V. und nicht 
e. V., da der Vorstand in jedem Fall die steuerlichen und sozialver-
sicherungsrechtlichen Pflichten zu erfüllen hat. Die Beantragung 
der Gemeinnützigkeit hat nichts mit e. V. zu tun – sie ist ein rein 
steuerlicher Tatbestand.
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In den §§ 51-68 der Abgabenordnung (AO) sind die Vorausset-
zungen für die steuerliche Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
zusammengefasst und festgelegt. Die notwendigen Punkte 
sind in der Mustersatzung für die Gartenbauvereine berück-
sichtigt (siehe Anhang und www.gartenbauvereine.org/ 
service/service-downloads). Damit bietet sich für alle dem  
Landesverband angeschlossenen Gartenbauvereine die Mög-
lichkeit, einen Feststellungsbescheid beim zuständigen Finanz-
amt zu erwirken und als „gemeinnützig“ anerkannt zu sein.

Vorteile der Anerkennung der Gemeinnützigkeit
•	 Steigerung des Ansehens und der Wertschätzung des  

Vereins in der Öffentlichkeit
•	 Vielfach Steuerbefreiungen, z. B. bei:

	› Körperschaftsteuer: § 5 Abs.1 Nr. 9 Satz 1 KStG 
	› Gewerbesteuer: § 3 Nr. 6 Satz 1 GewStG 
	› Grundsteuer: § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b GrStG 
	› Erbschaftsteuer und Schenkungsteuer: § 13 Abs. 1 Nr. 16 

Buchst. b ErbStG
	› Grunderwerbsteuer: § 3 Nr. 2 GrEStG, wenn Schenkung oder 

Erbschaft vorliegt

•	 Ermäßigter Umsatzsteuersatz im Zweckbetrieb bei vollem 
Vorsteuerabzug (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG) und Möglich-
keit zum pauschalierten Vorsteuerabzug (§ 23a UStG)

•	 Erleichterter Zugang zu öffentlichen Mitteln und Zuschüssen
•	 Übungsleiter- und Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr. 26, 26a Ein-

kommensteuergesetz) können genutzt werden
•	 Gemeinnützig anerkannte Vereine können Zuwendungen 

(Spenden) selbst entgegennehmen und Zuwendungsbestäti-
gungen (Spendenbescheinigungen) ausstellen (§ 63 Abs. 5 AO, 
§ 50 Abs. 1 Einkommensteuer-Durchführungsverordnung)

•	 Gemeinnützig anerkannte Vereine können gewählte oder 
beauftragte Ehrenamtsträger freiwillig bei der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft zu günstigen Bedingungen unfallver-
sichern. 

Beantragung der Gemeinnützigkeit
•	 Bei Vereinsneugründungen sollte die Mustersatzung des  

Landesverbandes der Mitgliederversammlung zugänglich  
gemacht und durch Beschluss zur Satzung des Vereins  
bestimmt werden.

3.8	
Gemeinnützigkeit 
– Vorteile und 
Beantragung
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•	 Bestehende Vereine beschließen in ihrer Mitgliederversamm-
lung unter dem Tagesordnungspunkt „Satzungsänderung“ die 
notwendigen Änderungen ihrer bisherigen Satzung bzw. die 
Übernahme der ganzen Mustersatzung.

•	 Mit einem formlosen Antrag unter Angabe der Anschrift (am 
besten inkl. Telefonnummer) des Vorstands wird beim zustän-
digen Finanzamt für Körperschaften um Anerkennung der 
steuerlichen Gemeinnützigkeit nachgesucht.

•	 Folgender Wortlaut kann gewählt werden:  
„Der Gartenbauverein ............... hat seine Satzung den Richtlinien 
der Abgabenordnung angeglichen und bittet um die Anerken-
nung der steuerlichen Gemeinnützigkeit.“

•	 Dem Antrag muss beigefügt werden:
	› Neue Satzung des Vereins
	› Protokoll über die beschlossene Satzung bzw. die Satzungs-

änderung anlässlich der Mitgliederversammlung

•	 Das Finanzamt prüft die Satzung und erteilt dann einen  
sogenannten Feststellungsbescheid (außer es liegen bereits 
Erkenntnisse vor, dass die tatsächliche Geschäftsführung 
gegen die satzungsmäßigen Voraussetzungen verstößt), 
in dem rechtsverbindlich festgestellt wird, dass die Satzung 
den Bestimmungen des Gemeinnützigkeitsrechts entspricht. 
Damit wird aber nicht bestätigt, dass der Verein tatsächlich 
gemeinnützig tätig ist – dies erfolgt ausschließlich durch die 
Gemeinnützigkeitsüberprüfung (i. d. R. alle drei Jahre) und den 
dabei erlassenen Freistellungsbescheid bzw. eine Anlage zum 
Körperschaftssteuerbescheid über die Gemeinnützigkeit.

•	 Zur Erlangung der Gemeinnützigkeit ist es nicht notwendig, 
dass der Verein in das Vereinsregister eingetragen ist und 
damit die Bezeichnung „e. V.“ trägt.

•	 Vereine, die einen auf Gewinn ausgerichteten wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb unterhalten, können ebenfalls als 
gemeinnützig anerkannt werden.

Weitere Informationen zu Gemeinnützigkeit und Steuerrecht

Die für Vereine wichtigsten Steuervorschriften hat das Bayeri-
sche Finanzministerium in der Broschüre „Steuertipps für 
Vereine“ (https://www.finanzamt.bayern.de/Informationen/ 
Steuerinfos/Broschueren/) zusammengefasst. Sollten darüber 
hinaus Unklarheiten auftauchen, so geben die Finanzämter  
jederzeit gerne Auskunft.
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Neue bzw. Soziale Medien umfassen eine Vielzahl an digitalen 
Übermittlungsmöglichkeiten, Plattformen und Kommunika-
tionswegen oder Online-Communitys. Hierzu zählen die  
vereinseigene Webseite, Newsletter, Facebook, Instagram,  
WhatsApp, Snapchat, Twitter, YouTube, XING und andere.

Nutzerzahlen der Neuen Medien

Laut ARD/ZDF-Onlinestudie 2019 nutzen rund 90 % der  
Bevölkerung das Internet zumindest gelegentlich und 71 %  
der Befragten gaben an, an einem normalen Tag online  
gewesen zu sein (sogenannte „Tagesreichweite“ des Internets). 
Bei den 14- bis 29-Jährigen beträgt die Tagesreichweite sogar  
98 %. Die unter 50-Jährigen nutzen zu etwas über 90 % das  
Internet zumindest gelegentlich auch unterwegs, die über 
70-Jährigen immerhin noch zu knapp einem Drittel. Gut drei 
Viertel der Bevölkerung kommunizieren täglich über WhatsApp, 
21 % nutzen Facebook und 13 % Instagram. Dabei weist Instag-
ram unter allen Soziale-Medien-Angeboten die höchste Nut-
zungssteigerung auf und wird vor allem von unter 30-Jährigen 
genutzt.

Chancen der Neuen Medien

All diese Nutzerzahlen zeigen, dass der Einsatz der Neuen  
Medien Gartenbauvereinen ungeahnte Möglichkeiten eröffnet, 
auf sich aufmerksam zu machen, zu kommunizieren, für sich zu 
werben und insbesondere auch jüngere Menschen anzuspre-
chen. In Einzelnen bedeutet dies:
•	 direkter und schneller Kontakt mit Mitgliedern und  

künftigen Mitgliedern
•	 direkter und schneller Kontakt mit anderen  

Gartenbauvereinen, Kreis-, Bezirksverbänden, Institutionen
•	 direkter und schneller Kontakt mit Besuchern/Teilnehmern 

von Veranstaltungen
•	 direkter und schneller Kontakt mit Gärtnereien, Betrieben, 

Förderern, Sponsoren
•	 direkter und schneller Kontakt mit Lokal-Redaktionen
•	 Informationsweitergabe (gärtnerisch-landespflegerisch;  

Sitzungs- und Versammlungs-Termine)
•	 Weitergabe schöner, emotionaler, positiv besetzter Inhalte
•	 Abfrage von Meinungen
•	 Positives, modernes Image des Gartenbauvereins.

3.9	
Neue Medien/ 
Soziale Medien  
im Gartenbauverein
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Einsatz der Neuen Medien

Bevor ein Gartenbauverein die vielfältigen Chancen der Neuen 
Medien für sich ergreifen will, sollte er einige grundlegende  
Dinge klären:
•	 Festlegung des Ziels, das man vorrangig mit den Medien  

erreichen möchte
•	 Auswahl der dem Ziel am besten dienenden Art der Medien 

und Anbieter (Website, Facebook, Instagram, Twitter, YouTube, 
Newsletter…)

•	 Auswahl von Medienbeauftragten bzw. -verantwortlichen 
(mind. 2-3 Personen)

•	 Festlegung der Inhalte und Häufigkeit der Posts.

Rechtliche Aspekte des Einsatzes Neuer Medien

Neben den vielen Möglichkeiten, die Neue Medien bieten,  
bestehen auch einige Risiken bzw. rechtliche Auflagen, die man 
einhalten muss. Hierzu gehören unter anderem:
•	 Nutzungsbedingungen des gewählten Mediums bzw. des  

Anbieters
•	 Impressumspflicht für die eingerichtete Seite
•	 Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 

(UrhG)
•	 Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden 

Künste und der Photographie (KunstUrhG)
•	 Recht am eigenen Bild.

Hilfe bei Fragen rund um Neue Medien

Prinzipiell sollte ein Gartenbauverein Neue Medien nur dann ein-
setzen, wenn aus den Reihen der Vereinsleitung oder der 
engagierten Mitglieder eine verantwortungsbewusste Person 
mit gewisser Erfahrung im Umgang mit den digitalen Medien 
die Aufgabe übernimmt.

Hilfreiche Anregungen, Tipps und auch Online-Workshops gibt 
z. B. „digital verein(t)“ – ein Projekt der Landesarbeitsgemein-
schaft der Freiwilligenagenturen und -zentren (lagfa bayern e. 
V.) in Kooperation mit „Deutschland sicher im Netz e. V.“. Geför-
dert wird diese Initiative vom Bayerischen Staatsministerium für 
Digitales.
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Durch Kinder- und Jugendaktivitäten von Gartenbauvereinen  
soll bei jungen Menschen Interesse an Natur und Umwelt 
geweckt und ihr Wissen über ökologische Zusammenhänge 
ausgebaut werden. Ein weiteres Ziel ist, bei allen Beteiligten 
Gemeinschaftssinn, soziales, solidarisches Verhalten, Kamerad-
schaft und Freundschaft zu fördern. Zu guter Letzt stellen  
Aktionen mit der jungen Generation natürlich auch die  
Möglichkeit dar, neue Vereinsmitglieder zu gewinnen – nicht 
nur Kinder und Jugendliche, sondern auch Eltern. Somit sind  
Kinder-Jugend-Veranstaltungen grundsätzlich als Bereicherung 
für die Teilnehmer selbst als auch für das gesamte Vereins- 
leben zu sehen.

Art, Ausmaß und Häufigkeit der Aktivitäten

Bei der Durchführung von Aktivitäten stehen Gartenbauvereinen 
eine Vielzahl von Möglichkeiten zur Verfügung. 

Je nach personeller und materieller Situation kann man 
•	 über das Jahr verteilt einzelne oder einige wenige Kinder- und 

Jugendveranstaltungen planen
•	 im Rahmen des Ferienprogramms der Gemeinde Aktionen 

anbieten
•	 mehr oder weniger regelmäßige Treffen durchführen
•	 eine Gruppe mit festen Terminen, regelmäßigen Treffen und 

einem eigenen Jahresprogramm ins Leben rufen.

Je häufiger und regelmäßiger Kinder- und Jugendarbeit betrie-
ben wird, umso höher ist einerseits der notwendige Aufwand, 
andererseits kann man gerade dadurch die jungen Leute dauer-
haft und eng an den Verein binden.

Unterstützung des Landesverbandes für Aktivitäten der  
Gartenbauvereine

Der Landesverband bietet seinen Gartenbauvereinen als Dienst-
leistung außerdem eine ganze Palette unterstützender Maßnah-
men für die Kinder- und Jugendarbeit an:
•	 Kindermerkblätter z. B. „Mein Gartenbeet“, Lebensraum Hecke, 

Apfel, Linde, Zauberkräuter, Bienen, Schmetterlinge, Maulwurf, 
Färben mit Naturfarben, Orientierung in der Natur, Palm- und 
Kräuterbuschen, Wohnraum für Tiere, Becorns – Die Welt mit 
Kinderaugen sehen

•	 Fachblätter und Gärtner wissen wie „Garten- und Naturerlebnis-
se für Kinder“, „Gärten für Kinder“, „Pflanzengeheimnisse“, „Floris 
Obstbaum“, „Naschobst für Kinder“, „Fleißige Bienen – Be-
stäuber in unseren Gärten“ (Poster), „Flatternde Schönheiten 
– Schmetterlinge in unseren Gärten“ (Poster), „Käfer-Quartett“

3.10	
Kinder- und  
Jugendarbeit im Verein 
– Ziele der Arbeit  
mit Kindern und  
Jugendlichen
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•	 Floris Schnitz- und Brotzeitmesser, Flori-Cap, Flori-Schlüssel-
band, Flori-Button, Kinder-Gartentasche

•	 Kinder- und Jugendschmuckblätter bzw. -urkunden
•	 Eigene Rubrik „Jugendarbeit“ auf der Landesverbands- 

Website
•	 Flori-Kinderseite in der Verbandszeitschrift „Der praktische 

Gartenratgeber“ 
•	 Darstellung nachahmenswerter Aktivitäten in „Der praktische 

Gartenratgeber“ und auf der Landesverbands-Website unter 
„Jugendarbeit“

•	 „Ideen von Vereinen für Vereine“ aus dem Wettbewerb 
„Streuobst-Vielfalt – Beiß rein!“ auf der Jugend-Webseite

•	 „Leitfaden für die Kinder- und Jugendarbeit“ inklusive Garten-
pädagogik-Praxisteil auf der Jugend-Webseite

•	 Gemeinsame Absichtserklärung zu Ganztagsschulen mit dem 
Bayerischen Kultusministerium

•	 Abhalten von Kursen für Betreuungspersonen in der Kinder- 
und Jugendarbeit

•	 Landesweites Jugendsymposium für Jugendbeauftragte/ 
-betreuer

•	 Beteiligung an Seminaren der Bezirksverbände in Form von 
Vorträgen und finanzieller Unterstützung.

Für Fragen – auch zum Beitritt von Kreisjugendorganisationen 
in die landesweite Jugendorganisation „Jugend der bayerischen 
Gartenbauvereine“ – steht der/die Jugendansprechpartner/in 
des Landesverbandes zur Verfügung.

Mitgliedsbeitrag für Kinder und Jugendliche

Die Beitragshöhe kann von den Gartenbauvereinen entspre-
chend ihrer finanziellen Situation in eigener Regie festgelegt 
werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass an den Landesver-
band € 4,50 pro Mitglied abgeführt werden müssen (ohne Bezug 
von „Der praktische Gartenratgeber“). Die Beitragsgestaltung 
kann folgendermaßen aussehen:
•	 Kinder und Jugendliche zahlen keinen Vereinsbeitrag. Das 

heißt, der Gartenbauverein zahlt den Verbandsanteil von 
€ 4,50 aus der Vereinskasse.

•	 Kinder und Jugendliche zahlen einen gegenüber Erwachsenen 
reduzierten Beitrag, aus dem der Anteil an den Landesverband 
abgeführt wird (Empfehlung des Landesverbandes: € 6,50).

•	 Kinder und Jugendliche zahlen den normalen Vereinsbeitrag.
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Kinder und Jugendliche sind durchaus bereit, einen Mitglieds-
beitrag zu zahlen, da sie dadurch ihre vollwertige Mitgliedschaft 
und Zugehörigkeit zum Verein dokumentiert sehen. Um neu 
gegründeten Kinder- und Jugendgruppen die Bildung einer soli-
den finanziellen Basis zu ermöglichen, muss im Gründungsjahr 
der Beitrag von € 4,50 pro Gruppenmitglied nicht an den Landes-
verband abgeführt werden, sondern kann in der Jugendkasse 
verbleiben. 
In vielen Bezirks- und Kreisverbänden werden außerdem Förder-
mittel für Gruppengründungen oder Kinder- und Jugendaktivi-
täten vergeben, deren Höhe und Vergabemodalitäten individuell 
geregelt und entsprechend zu erfragen sind.

Vorgehensweise bei der Gründung einer Kinder- und  
Jugendgruppe

Vor Gründung einer Gruppe müssen einige Rahmenbedingun-
gen geklärt sein, damit das gesamte Unterfangen erfolgreich 
starten und auf Dauer Fuß fassen kann:
•	 Suche nach Betreuungspersonen: Betreuungspersonen  

müssen keine pädagogische Ausbildung haben. Wichtig ist, 
dass sie mit gesundem Menschenverstand ausgestattet sind, 
Freude am Umgang mit Kindern und Jugendlichen in der  
Natur haben, sowie die Fähigkeit besitzen, sich in junge  
Menschen hineinzuversetzen. Empfehlenswert aus Gründen 
der Aufsichtspflicht sind mindestens 2 Personen. Man sollte 
sie am besten persönlich ansprechen und vorab in andere  
Kinder- und Jugendgruppen oder Kindergärten „hinein 
schnuppern“ lassen, um bei ihnen die Hemmschwelle für die 
Übernahme von Betreuungsaufgaben zu senken.

•	 Suche nach Räumlichkeiten: Obwohl sich ein Großteil der 
Aktivitäten im Freien abspielt, ist es dennoch sinnvoll, einen 
Gruppenraum zu haben. Manche Aktionen benötigen näm-
lich geschlossene Räume, außerdem kann die Witterung eine 
Gruppenstunde unter Dach erzwingen. Abgesehen davon 
bietet ein fester Treffpunkt die Möglichkeit klarer Absprachen 
und einer einfachen Organisation. Darüber hinaus kann ein 
Gruppenraum zur Aufbewahrung von Materialen dienen und 
von den Kindern und Jugendlichen selbst geschmückt oder 
ausgestaltet werden. Des Weiteren haben Kinder gerne einen 
festen Bezugspunkt und mögen es, wenn ihre Treffen in ver-
trauter Umgebung stattfinden.
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•	 Klärung der Finanzierung: Der Gruppe sollte ein gewisser Etat 
zugestanden werden, den sie selbst verwaltet und darüber 
ein Kassenbuch führt. Ein eigenes Konto ist nicht notwendig. 
Selbstverständlich sollten Einnahmen, die die Kinder- und 
Jugendgruppe selbst „erwirtschaftet“ ihr auch wieder zur  
Verfügung stehen. Zudem gewähren schon einige Bezirks- 
und Kreisverbände für Gartenbau und Landespflege  
Zuschüsse pro Teilnehmer und Aktion. Außerdem sind  
Gemeinden verpflichtet, die Jugendarbeit zu fördern,  
weshalb hartnäckiges Nachfragen nach Fördermitteln bei 
Kommunen und auch beim Landkreis empfehlenswert ist.

Einbindung von Kindern und Jugendlichen in den Verein

Um die Kinder- und Jugendarbeit im Verein öffentlich bekannt 
zu machen und quasi zu legitimieren, bietet es sich an, sie auf 
der Mitgliederversammlung vorzustellen und darüber einen  
Beschluss zu fassen. 

Kinder und Jugendliche sollten sofort eine enge Bindung an  
den Verein erfahren, z. B. durch Arbeitseinsätze gemeinsam  
mit Erwachsenen, Gestalten von Informationsständen auf  
Vereinsveranstaltungen, Dekorationen für Feste, Theater- oder 
Musikaufführungen auf Vereinsfeiern, Bastelarbeiten für einen 
Vereinsbasar. Selbstverständlich sind Kinder- und Jugendaktio-
nen auch ins Vereinsjahresprogramm aufzunehmen.

Günstig für die Einbindung, den Informationsaustausch und 
eine gemeinsame Planung des Vereinslebens ist es, Kinder und 
Jugendliche einen eigenen Vertreter in die Vereinsleitung  
wählen zu lassen. Ein Jugendvertreter ist z. B. auch Vorausset-
zung für die Anerkennung einer Gruppe durch den Kreisjugend-
ring und die daran geknüpften Förderungen.

Organisation und Gestaltung des Gruppenlebens

Planung und Festlegung eines Programms sollen der Gruppe 
nicht von oben übergestülpt werden, sondern immer mit mög-
lichst großer Beteiligung der Kinder und Jugendlichen erfolgen. 
Dadurch stellt man sicher, dass sich die „Jungen“ ernst genom-
men fühlen und zudem Aktivitäten ausgewählt werden, die 
einen hohen Zuspruch finden.

Hilfreich ist es, regelmäßige Treffen zu vereinbaren: Erstens  
mögen Kinder und Jugendliche die Vertrautheit geregelter  
Abläufe. Zweitens wird ein fester zeitlicher Rahmen geschaffen, 
der den Gruppenmitgliedern eine klare Planung ihrer Freizeitak-
tivitäten ermöglicht. Regelmäßigkeit bedeutet jedoch nicht, dass 
sich die Gruppe jede Woche treffen muss. 
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Aufsichtspflicht – Haftpflichtversicherung – Unfallversicherung

Aufsichtspflicht beinhaltet, dass Minderjährige einerseits vor 
Schäden jeder Art zu bewahren und andererseits daran zu  
hindern sind, Dritte zu schädigen. Dies bedeutet, dass Aufsichts-
pflichtige über die persönlichen Umstände der Aufsichtsbe-
dürftigen Bescheid wissen, über geplante Aktionen und damit 
verbundene Gefahren in angemessener, verständlicher Weise 
informieren, überprüfen, ob diese Informationen von allen ver-
standen und befolgt werden und nötigenfalls auch eingreifen. 
Die Aufsichtspflicht stellt aber nicht den Zwang zu einer Dauer-
beobachtung dar, sondern ist eine „Nebenpflicht“, die nur ver-
nünftige, jedoch keine übertriebenen Anforderungen umfasst. 

Die Haftung aus Verletzung der Aufsichtspflicht ist durch  
die Vereinshaftpflichtversicherung des Landesverbandes  
grundsätzlich abgesichert. 

Ein Unfallversicherungsschutz über den Landesverband  
besteht in Form der personenbezogenen Unfallversicherung. Sie 
übernimmt Leistungen für Unfälle, die alle dem Landesverband 
gemeldeten Mitglieder im eigenen oder im Garten anderer  
gemeldeter Mitglieder erleiden und darüber hinaus auch bei 
Maßnahmen der Kinder- und Jugendarbeit. Für unmittelbare 
Arzt- und Heilungskosten kommt die jeweilige Kranken- 
versicherung auf.

Ausführliche Informationen zur Versicherung siehe im Kapitel 
„3.21 Versicherungsschutz bei der Kinder- und Jugendarbeit“.

Ansprechpartner

Auf Bezirks- und Kreisverbandsebene gibt es vielfach bereits  
Jugendbeauftragte, -arbeitskreise und entsprechende Förder-
richtlinien. Der Landesverband als Dachorganisation der  
Gartenbauvereine bietet die zu Beginn des Kapitels genannte 
Unterstützung an. Weitere Ansprechpartner sind u. a. der  
Bayerische Jugendring mit den ihm angeschlossenen Kreis- oder 
Stadtjugendringen. Auch durch Kontakte oder Zusammenarbeit 
mit anderen Verbänden, die Jugendarbeit betreiben, kann man 
sich oft nützliche Ratschläge und Tipps einholen.
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Ganztagsschulen gewinnen zur Stärkung der schulischen und 
außerschulischen Bildung immer mehr an Bedeutung. Da in die 
Förderung und Betreuung der Kinder am Nachmittag auch freie 
gemeinnützige Träger und Vereine eingebunden werden kön-
nen, bietet sich hier eine große Chance für Gartenbauvereine, 
Aufgaben von hoher gesellschaftlicher Wertigkeit zu überneh-
men. Schon 2008 hat der Landesverband mit dem Bayerischen 
Kultusministerium eine Absichtserklärung zu Ganztagsschulen 
vereinbart. Da mit dem Schuljahr 2026/27 der Anspruch auf 
Ganztagsbetreuung an Grundschulen rechtskräftig ist, gewinnt 
die Einbringung von gartenpädagogischen Angeboten in das 
Ganztagsangebot durch unsere Mitglieder an neuer Bedeu-
tung. Der Landesverband möchte Gartenbauvereine dazu 
ermuntern, diesen neuen Schwung zu nutzen.

Formen der Ganztagsbetreuung

Ganztagsschulen werden in Bayern seit dem Schuljahr 
2009/2010 bedarfsgerecht eingerichtet und ausgebaut.  
Formen der Ganztagsbetreuung können sein:
•	 Schulen mit Angeboten der ganztägigen Förderung und Be-

treuung im direkten Anschluss an den stundenplanmäßigen 
Unterricht („offene Ganztagsschulen“) oder

•	 Schulen, die einen durchgehend strukturierten Aufenthalt in 
der Schule vorsehen und an denen der Unterricht in eigenen 
Ganztagsklassen erteilt wird  („gebundene Ganztagsschule“).

In der gebundenen Ganztagsschule werden überwiegend Lehr-
kräfte eingesetzt. Dazu kommen externe Kräfte für die Betreu-
ung der Mittagszeit sowie weitere Förder- und Betreuungsmaß-
nahmen. Offene Ganztagsschulen realisieren ihre Angebote 
meist in Kooperation mit Verbänden, Vereinen, freien Trägern 
der Jugendhilfe oder den Kommunen.

Das Ziel von Ganztagsschulen ist neben einer besseren Verein-
barkeit von Familie und Beruf auch die Erhöhung der Chancen-
gerechtigkeit sowie die Verbesserung der individuellen För-
derung für Schüler/innen. Dabei sollen unter anderem mehr 
Möglichkeiten für ein verweilendes und vertiefendes Lernen 
sowie für Angebote der Begegnung, des Gestaltens und des 
Spielens geschaffen werden.

In Bayern gibt es momentan mehr als 3.000 Ganztagsschulen 
verteilt über alle Schularten.

3.11	
Gartenbauvereine und 
Ganztagsbetreuung 
in Bayern
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Wertvolle Betätigung der Gartenbauvereine

Unabhängig von gesetzten Schwerpunkten und der Nutzung des 
Dienstleistungsangebotes des Landesverbandes, können Garten-
bauvereine durch Übernahme von Zusatzangeboten in Ganz-
tagsschulen maßgeblich dazu beitragen, bei Kindern möglichst 
frühzeitig das Auge für Lebendiges zu schulen, das Verständnis 
für natürliche Zusammenhänge zu fördern, überliefertes Wissen 
weiterzugeben und Traditionen zu erhalten. Von Bedeutung ist 
dies insbesondere, weil gerade im Kindesalter die Grundsteine 
für das spätere Verhältnis des erwachsenen Menschen zur Natur 
gelegt werden.

Möglichkeiten des Engagements von Gartenbauvereinen in 
Ganztagsschulen

Das Angebot der Ganztagsschulen umfasst die Betreuung der 
Mittagszeit, der Lernzeit sowie der Förder- und Freizeit. Während 
letzterer darf unter bestimmten Voraussetzungen das Schul-
gebäude vorübergehend auch verlassen werden. Gerade hier 
können Gartenbauvereine tätig werden.

Mindestanforderungen an vom Verein vermittelte Personen 
sind:
•	 Persönliche Eignung
•	 Erforderliche Fachkompetenz (fachlich, pädagogisch geschult 

und/oder ausreichend Erfahrung, die anerkannt wird)
•	 Sichere Beherrschung der deutschen Sprache
•	 Erweitertes Führungszeugnis.

In der freien Natur, im vorhandenen oder noch anzulegenden 
Schulgarten, können Kindern gärtnerische und landeskulturelle 
Themen praxisbezogen und optimal nahegebracht werden. 
Themenblöcke, die sich idealerweise auch über mehrere Wochen, 
ein halbes oder sogar ein ganzes Schuljahr behandeln lassen, 
wären zum Beispiel: 
•	 Artenvielfalt und Ökologie, gemeinsames Bauen von Nisthilfen, 

Nützlingshotels, Trockenmauern, Beobachten von Insekten, 
Amphibien, Reptilien und Bestimmen von Vögeln

•	 Gemüse anbauen, ernten, gemeinsam kochen: Je nach ausge-
wählten Arten und Sorten Gemüseanbau über das ganze Jahr, 
z. B. früher Kohlrabi (Aussaat im Januar), später Rosen- oder 
Grünkohl und Lauch (Ernte im Winter)

•	 Wissenswertes über Bienen, gemeinsamer Besuch beim Imker, 
Honig schleudern, Basteln mit Wachs
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•	 Wunderwelt des Bodenlebens, Bodenbewertung mittels 
Regenwurmtest, Regenwurmkasten bauen, Erosionstest, 
Bodenbearbeitung, Kompostierung

•	 Anlage von Kräuterschnecke, Paletten- oder Kistengarten, 
Anbau von Heil- und Gewürzkräutern, Herstellen medizinisch 
wirksamer Tees, Salben, Tinkturen und Trocknen von Küchen-
kräutern.

Dienstleistungsangebot des Landesverbandes

Die oben genannten Themen sind nur ein kleiner Ausschnitt an 
Durchführungsmöglichkeiten. Weitere Anregungen lassen sich 
dem großen Dienstleistungsangebot des Landesverbandes 
entnehmen:
•	 „Leitfaden für die Kinder- und Jugendarbeit“ mit umfang- 

reichem gartenpädagogischen Thementeil
•	 Merkblätter, Fachblätter, Gärtner wissen
•	 Flori-Seite in „Der praktische Gartenratgeber“
•	 unter www.gartenbauvereine.org – „Jugendarbeit“ – „Hand-

reichungen“
•	 auf der Internetseite www.vielfaltsmacher.de unter „Vielfalt-

Wächst“.

Wesentliche Inhalte der Absichtserklärung zwischen  
Landesverband und Staatsministerium

In der Absichtserklärung wird festgehalten, dass das Staats- 
ministerium die Bestrebungen des Landesverbandes unterstützt, 
Angebote der ihm angeschlossenen Vereine entsprechend den 
Grundlagen und Zielsetzungen von Ganztagsschulen in das 
pädagogische Konzept zu integrieren. Außerdem informiert 
das Kultusministerium die Schulleitungen über den Inhalt der 
Rahmenvereinbarung und weist auf die Angebote der Garten-
bauvereine in den Bereichen Gartenkultur, Landespflege, Um-
weltschutz, Erhaltung einer schönen Kulturlandschaft und der 
menschlichen Gesundheit hin.

Die Angebote werden zwischen Schulen, zuständigen Bezirks-
regierungen, gemeinnützigen, freien Trägern bzw. Kommunen 
und Gartenbauvereinen oder Einzelpersonen abgestimmt sowie 
Fragen zum Personaleinsatz geklärt.
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Möglichkeiten des Vertragsschlusses

Die eleganteste und einfachste Möglichkeit, einen Vertrag 
abzuschließen und dadurch den Gartenbauverein an der Schule 
präsent zu machen, besteht darin, Vereinsmitglieder von einem 
bereits vorhandenen Kooperationspartner der Schule, z. B. Kirche, 
Kommune, Gesellschaft zur Förderung beruflicher und sozialer 
Integration (GFI), Caritas oder Arbeiterwohlfahrt (AWO), als 
Betreuungspersonen anstellen zu lassen.

Der Kooperationspartner ist in diesem Fall Arbeitgeber, passt mit 
der Schule das angebotene Konzept an und übernimmt den Ver-
waltungsaufwand.

Daneben gibt es noch weitere Möglichkeiten der Kooperation:

Versicherung und Vergütung der Betreuungspersonen

Haftpflicht- und Unfallversicherungsschutz für die (befristet) 
Beschäftigten sind jeweils vom Arbeitgeber abzuklären. 
Kommunale Schulen sowie staatlich genehmigte und staatlich 
anerkannte Schulen in freier Trägerschaft können für den zu-
sätzlichen Personalaufwand staatliche Zuwendungen in Form 
von Festbeträgen erhalten.

Die tatsächliche Höhe der Vergütung liegt letztendlich in der 
Verantwortung des jeweiligen Kooperationspartners.

Abb. 1: 
Möglichkeiten der Kooperation 
für außerschulische Partner im 
Ganztag 
[Aus „Kooperation in der Ganz-
tagsschule“ des Staatsinstituts 
für Schulqualität und Bildungs-
forschung (ISB) und Bayerisches 
Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus]
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Ansprechpartner

Auf der Landesverbands-Website stehen unter „Jugendarbeit – 
Ganztagsbetreuung“ hilfreiche Informationen sowie eine Liste 
der Teilnehmer/innen, die die Ganztagsschulen-Kurse des Lan-
desverbandes besucht haben, zur Verfügung.

Bei Unklarheiten in schulischen Angelegenheiten sind je nach 
Vertragsschluss zunächst die Schulleitungen, ggf. die Schulträger 
oder der Arbeit gebende Kooperationspartner der Schule die 
Ansprechpartner. 
Zudem kann man sich an die jeweiligen Schulaufsichtsbehörden 
(Staatliche Schulämter, Bezirksregierungen, Dienst-stellen der 
Ministerialbeauftragten) wenden.

Hinsichtlich gärtnerischer und landeskultureller Fragen können 
Kreisfachberatungen und Kreisverbände weiterhelfen.

Auch die Jugendbeauftragten der Bezirksverbände und die 
Geschäftsstelle des Landesverbandes stehen gerne bei Bedarf 
zur Verfügung. 

Informationen rund um das Thema Ganztagsbetreuung liefert 
außerdem das Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungs- 
forschung. Nähere Informationen bei Ganztag (www.ganztag.isb.
bayern.de).

.

Informationen über Beschäftigungsverhältnisse  
und Möglichkeiten der Anstellung liefert das 
Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungs-
forschung (siehe Abb.) und die Broschüre „Ko-
operationen in der Ganztagsschule – Basiswis-
sen für schulische und außerschulische Partner“.

Kernstück des Angebotes des Landesverbandes ist 
der „Leitfaden für die Kinder- und Jugendarbeit“ 
inkl. eines Gartenpädagogik-Praxisteils, der de-
tailliert ausgearbeitete Aktivitäten für Schüler-
Innen enthält (https://online.flippingbook.com/
view/509602627/).

Die Durchführung von Betreuungsangeboten kann 
die Schulleitung entweder insgesamt einem Koope-
rationspartner übertragen, welcher „eigenes“ Per-
sonal einsetzt, oder es gibt die Zusammenarbeit 
mit Einzelpersonen. Ersteres ist die einfachste Mög-
lichkeit, Mitglieder von Gartenbauvereinen in der 
Ganztagsbetreuung zu beschäftigen, da der Koope-
rationspartner als Arbeitgeber fungiert und den Ver-
waltungsaufwand gegenüber der Schule übernimmt. 
Mögliche Kooperationspartner sind: Kommune, Kirche, 
Gesellschaft zur Förderung beruflicher und sozialer  
Integration, Caritas oder Arbeiterwohlfahrt. 

Quelle: ISB

Für alle Mitglieder von Gartenbauvereinen, die in der 
Ganztagsbetreuung tätig werden wollen, hält der Lan-
desverband ein vielfältiges Angebot bereit. Er führt 
selbst regelmäßig Jugendleiter-Kurse durch und fi-
nanziert Jugendseminare der Bezirksverbände mit. Bei  
entsprechender Nachfrage bietet der Landesverband 
Kurse für GTS-Interessierte an. Darüber hinaus gibt er 
Merkblätter, Fachblätter, Gärtner wissen und Infoblätter  
zu „grünen“ und organisatorischen Themen heraus,  
veröffentlicht monatlich in der Verbandszeitschrift Der 
praktische Gartenratgeber die Flori-Seite und betreibt die 
Jugend-Webseite www.gartenbauvereine.org/jugendarbeit/.

 

Bayerischer Landesverband für  
Gartenbau und Landespflege e. V.
Herzog-Heinrich-Str. 21
80336 München
Telefon:  089 / 54 43 05 - 0
Telefax:  089 / 54 43 05 - 34
E-Mail:  info@gartenbauvereine.org
Internet: www.gartenbauvereine.org 

4 Vielfältige Möglichkeiten der Zusammenarbeit

25Kooperationen in der Ganztagsschule – Basiswissen für schulische und außerschulische Partner

4.4.2  Abschluss von Einzelverträgen über die Schulleitung

Die Schulleitung kann in Übereinkunft mit dem Schulaufwandsträger und in Abstimmung 
mit dem Kooperationspartner auch den Einsatz von Einzelpersonen vorsehen. Hierzu wird 
ein Beschäftigungs- oder Dienstverhältnis zwischen der Einzelperson und dem Freistaat 
Bayern (vertreten durch die jeweils zuständige Regierung) geschlossen. Zum Einsatz von Ho-
norarkräften sind die entsprechenden Vorgaben des Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus zu beachten. (Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus: Offene Ganztagsangebote an Schulen für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstu-
fen 1 bis 4 vom 30. März 2020, Absatz 2.1.2.5 und 2.1.2.6, S.5)

Möglichkeiten der Kooperation für außerschulische Partner im Ganztag

Einzelperson

Mehrere SchulenEine Schule

Mehrerer SchulenEiner Schule

Zusätzliche Lern-  
und Förderangebote

Freizeit- und  
Neigungsangebote

Ganztagskoordinator 

Betreuung während der Mittagszeit

Hausaufgabenbetreuung

Zusätzliche Lern- und Förderangebote

Freizeit-  und Neigungsangebote

Einzelvertrag
 mit dem  

Freistaat Bayern 
(über zuständige 

Regierung)

Anstellung über/bei

Kooperations-
vertrag

 mit dem  
Freistaat Bayern 
(über zuständige 

Regierung)

Freier Träger/Verein/Verband/
Kommune

Kooperationspartner

Abb. 1: Möglichkeiten der Kooperation für außerschulische Partner im Ganztag 

0 

 

 Bayerischer Landesverband für Gartenbau und Landespflege e. V. ©  

 

Der Flyer „Gartenbauvereine & 
Ganztagsbetreuung“ steht auf 
der Website des Landesverbandes 
www.gartenbauvereine.org im 
Downloadbereich zur Verfügung.
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Das Vereinsleben besteht nicht aus spontanen Treffen und  
zufälligen Veranstaltungen, sondern aus geplanten und  
konkreten Aktivitäten. So ist es für Gartenbauvereine sinnvoll, 
die Arbeit für einen bestimmten Zeitraum vorauszuplanen und 
schriftlich in Form eines Jahresprogramms festzuhalten. Da 
langfristige Koordination und frühzeitige Bekanntmachung 
der Termine der Grundstein für eine erfolgreiche Vereinsarbeit 
sind, ist auf einige Grundlagen für das Erstellen eines Jahres-
programms besonders zu beachten.

Argumente für ein Jahresprogramm 

Der zur Erstellung eines attraktiven Programms notwendige 
Aufwand lohnt sich für den Verein in vielerlei Hinsicht, denn ein 
Jahresprogramm 
•	 zeigt, dass im Gartenbauverein mit Plan und Ziel gearbeitet 

wird. 
•	 liefert eine kurze Übersicht zu Thema, Zeitpunkt und Ort der 

verschiedenen Veranstaltungen im Verlauf eines Jahres und 
ist somit ein wertvoller Terminkalender für jedes Mitglied. 

•	 informiert auch Personen, die interessiert, aber noch nicht  
im Verein organisiert sind, über die Ziele sowie Aktivitäten 
und ist so ein wirkungsvolles Medium zur Werbung neuer  
Mitglieder. 

•	 unterstützt die Pressearbeit, da es bei Aushändigung an  
die zuständigen Redakteure die Presse vorab über geplante 
Vorhaben unterrichtet und dadurch hilft, die kontinuierliche 
Berichterstattung zu sichern. 

•	 rechtfertigt die ideelle, materielle oder finanzielle  
Unterstützung der gemeinnützigen Aufgaben. 

•	 dokumentiert die Schwerpunkte der Vereinsarbeit über einen 
längeren Zeitraum hinweg und ist aufzubewahren, weil es 
nicht nur die Arbeit in der Vergangenheit belegt, sondern 
auch bei der Planung der künftigen Arbeit hilft. 

Zusammenstellung des Programms 

Das Tätigkeitsfeld der Gartenbauvereine ist umfangreich und 
vielgestaltig. Bei der Planung des Jahresprogramms ist daher  
der Rahmen u. a. nach den finanziellen Möglichkeiten des  
Vereins abzustecken. Hier gilt der Grundsatz, dass einige sehr 
gute Veranstaltungen vielen mittelmäßigen vorzuziehen sind.

Zu bedenken ist, dass die Mitglieder die unterschiedlichsten 
Beweggründe für ihr Engagement im Verein haben. Dies ist bei 

3.12	
Jahresprogramm –  
eine Visitenkarte  
des Vereins
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der Zusammenstellung des Jahresprogramms durch eine ausge-
wogene, abwechslungsreiche und aktuelle Auswahl von Themen 
und Veranstaltungen zu berücksichtigen. Ist man sich nicht 
sicher, wie die unterschiedlichen Interessen gelagert sind, bietet 
sich die Durchführung einer Mitgliederbefragung an. Sie gibt 
den Vereinsmitgliedern nicht nur das Gefühl, aktiv an der  
Gestaltung des Vereinsgeschehens mitarbeiten zu können,  
sondern liefert auch neben den Programmwünschen weitere 
wichtige Erkenntnisse für die Vereinsarbeit.

Grundsätzlich ist bei der Programmerstellung auch zu berück-
sichtigen, dass Veranstaltungen mit geselligem Charakter das 
Zusammengehörigkeitsgefühl der Mitglieder stärken.

Der Schwerpunkt der Vereinsveranstaltungen sollte allerdings 
auf fachlichen Aktivitäten in Theorie und Praxis liegen.  
Zusätzlich steigern sichtbare Aktionen, beispielsweise die  
Pflanzung von Obstbäumen oder Feldhecken im öffentlichen  
Bereich, das Ansehen und den Bekanntheitsgrad des Vereins. 
Auch ein „Blick über den Gartenzaun“ lohnt sich bei der Zusam-
menstellung des Programms. 

Darüber hinaus lässt sich das Schwerpunktthema der Vereins-
arbeit (z. B. „Vielfaltsmacher“, „Streuobst“, „Selbstversorgung“ 
oder „Schulgarten“) erläutern und mit den betreffenden Veran-
staltungen in Verbindung bringen. Ein großes Ereignis im Jahr  
(z. B. Gründungsjubiläum oder Mitgliederehrungen) kann so  
gewürdigt werden. 

Eine Aufstellung der Serviceleistungen (Geräteverleih, Mosterei/
Kelterei oder die Beratungstätigkeit durch Gartenpfleger)  
dokumentiert zusätzlich die Leistungsfähigkeit des Vereins. 

Inhaltliche Gestaltung 

Für die inhaltliche Gestaltung gibt es eine Fülle von Möglichkei-
ten, die man in die Überlegungen mit einbeziehen kann:
•	 Anregungen für Vortragsthemen sind beispielsweise im 

Referentenverzeichnis des Landesverbandes zu finden, das 
ständig aktualisiert wird und online mit einer Suchfunktion 
genutzt werden kann (www.gartenbauvereine.org – Service 
für Vereine). 
Darüber hinaus bieten viele Kreisverbände eigene Themen- 
und Referentenlisten an.

•	 Das Bilderserienverzeichnis des Landesverbandes (www. 
gartenbauvereine.org – Service für Vereine) weist auf eine 
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Vielzahl an Bildvorträgen mit vortragsreifem Begleittext hin. 
Die Serien können die Vereine kostenlos bei der Geschäfts-
stelle des Landesverbandes entleihen. Auch über die meisten 
Kreisverbände können Bilderserien ausgeliehen werden.

•	 Für einen Blick über den Gartenzaun hinaus gibt es eine Reihe 
von Institutionen (Kindergärten, Schulen, Vereine für Heimat- 
und Brauchtumspflege, Landesbund für Vogelschutz, Bund 
Naturschutz, aber auch Feuerwehr oder ortsansässige Gärtne-
reien und andere Unternehmen/Handwerker), die für eine Zu-
sammenarbeit mit den Gartenbauvereinen zu gewinnen sind.

Terminfestsetzung 

Bei der Festsetzung der Termine sind andere Veranstaltungen, 
die in Konkurrenz stehen können wie Stadt- und Gemeindefeste, 
Veranstaltungen anderer Vereine, aber auch Weltmeisterschaf-
ten, Olympische Spiele, wichtige Fußballspiele etc. zu berück-
sichtigen. Hinweise hierzu sind in der Verbandszeitschrift „Der 
praktische Gartenratgeber“ zu finden. Die Terminankündigung 
sollte folgende Fragen eindeutig beantworten: 
•	 Wann und Wo findet die Veranstaltung statt?
•	 Wie lautet das Thema?
•	 Wer ist Referent/Kursleiter? 

Alle Termine, die im Jahresprogramm veröffentlicht werden,  
sind verbindlich. Notwendige Änderungen sollten möglichst 
frühzeitig bekannt gegeben werden. Denn nichts ist ärgerlicher 
als eine Veranstaltung, an der man Interesse hat, die aber ohne 
rechtzeitige Ankündigung verlegt oder abgesagt wurde. 

Äußere Gestaltung 

Die äußere Gestaltung des Programms sollte sorgfältig vorge-
nommen werden, denn je attraktiver die optische Wirkung,  
desto größer ist die Bereitschaft des Empfängers, den Inhalt zu 
würdigen. 

Layout: Grundsätzlich soll das Programm über die Jahre hinweg 
durch ein einheitliches Erscheinungsbild (z. B. Briefkopf oder Ver-
einswappen auf Titelseite) geprägt sein. So kann man den Wie-
dererkennungseffekt nutzen. Der Leser nimmt auf den ersten 
Blick wahr: „Das ist ein Schreiben unseres Gartenbauvereins!“ 
Die unterschiedlichen Möglichkeiten reichen von einem  
einfachen DIN A4-Blatt über gefaltete Flyer bis hin zu mehr- 
seitigen Heften.
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Papier: Man kann zwischen einfachem Kopierpapier, Schmuck-
blättern oder farbigen Kartonagen in unterschiedlichen  
Formaten auswählen. Das DIN A4-Format hat den Vorteil,  
dass die Vervielfältigung einfach und kostengünstig ist.  
Ab einer bestimmten Auflagenhöhe kann der Druck in einer 
Druckerei günstiger sein und auch die Verwendung besonderer 
Papierformate ist nicht zwingend mit höheren Kosten verbun-
den. Jedoch ist eine frühzeitige Anfrage bei einer Druckerei not-
wendig. Darüber hinaus ist die Versandform zu beachten. Wird 
das Programm per Post verteilt, sollte man zusätzlich die unter-
schiedlichen Papiergewichte berücksichtigen und auf die  
Gewichtsbeschränkungen der jeweiligen Portoklassen achten.

Auflage und Empfänger 

Die Mindestauflage umfasst in erster Linie die Anzahl der  
Vereinsmitglieder. Da das Jahresprogramm eines der wirkungs-
vollsten Medien zur Mitgliederwerbung darstellt, sind auch  
zusätzliche Programme in ausreichender Menge zu vervielfälti-
gen, die an Förderer, Interessenten oder an Besucher bei  
Veranstaltungen überreicht werden können. In Kopierläden oder 
Druckereien gelten in der Regel Staffelpreise, d. h. mit steigender 
Auflagenzahl sinkt der Einzelpreis. 

Das Jahresprogramm wird zuerst den Mitgliedern überreicht, 
darüber hinaus allen, die am Vereinsgeschehen teilnehmen oder 
das Wirken des Vereins, in welcher Weise auch immer, unter-
stützen. Je größer der Personenkreis, der über den Verein und 
seine Aktivitäten unterrichtet ist, desto mehr Unterstützung darf 
erwartet werden. Selbstverständlich sollte das Programm, wenn 
die Möglichkeit besteht, auch auf der Vereins-Homepage, über 
Facebook oder durch einen vereinseigenen Newsletter bekannt 
gemacht werden. 
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Gartenbauvereine veranstalten aus den unterschiedlichsten 
Gründen Feste und Feiern. Hierbei sind etliche Dinge zu beach-
ten, die die Bayerische Staatsregierung im „Leitfaden für Ver-
einsfeiern“ in übersichtlicher Weise zusammengefasst hat und 
der unter dem Motto steht:

„Wer eine Feier organisiert, muss Vorschriften beachten. Das dient 
der Sicherheit sowie dem Schutz von Menschen, Natur und Um-
welt, darf aber kein Selbstzweck werden. Denn es kann nicht sein, 
dass wir diejenigen, die sich für die Gemeinschaft engagieren, mit 
unnötiger Bürokratie belasten. Der Staat soll helfen und nicht 
hemmen, er soll aktivieren und nicht kontrollieren!

Deshalb hat die Bayerische Staatsregierung eine Offensive zur  
Erleichterung von Brauchtums- und Vereinsfeiern gestartet.  
Gemeinsam mit den großen bayerischen Verbänden und  
Institutionen der Ehrenamtlichen wollen wir unnötige Hemmnisse 
abbauen, passgenaue Lösungen vor Ort ermöglichen und die  
Vereine bei der Ausrichtung von Feiern kompetent unterstützen. 
Seien Sie versichert: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Ämtern des Freistaats und in den Kommunen kennen sehr genau 
die Bedeutung des Ehrenamts für Bayern. Sie beraten die Vereine 
auf Wunsch auch schon im Vorfeld einer Feier und helfen mit,  
dass sie ein Erfolg wird. Unser Rat lautet daher:  
Setzen Sie sich stets frühzeitig mit den örtlichen Behörden in  
Verbindung und nutzen Sie auch deren Know-how.

Ein Baustein unserer Ehrenamtsoffensive ist der … praxisorientierte 
Leitfaden mit den wichtigsten Themen, wie Vereinsfeiern gelingen, 
ein anderer das „Sorgentelefon Ehrenamt“, das bei konkreten  
Problemen bei der Durchführung von Vereinsfeiern weiterhilft.“

Inhalte des Leitfadens sind u. a.:
•	 Welche Veranstaltung muss angezeigt werden?
•	 Welche Veranstaltung bedarf einer Erlaubnis?
•	 Veranstaltung in nicht dafür genehmigten Räumen
•	 Veranstaltung in Zelten, mit Bühnen und Hüpfburgen  

(sog. „fliegende Bauten“)
•	 Veranstaltung auf der Straße
•	 Ausschank von Alkohol
•	 Brauchtumsschützen
•	 Veranstaltung mit Feuer
•	 Veranstaltung mit Feuerwerk
•	 Veranstaltung mit Tieren
•	 Werbung für die Veranstaltung an Straßen
•	 Maibaumtransport

3.13	
Vereinsfeiern – 
Was ist zu beachten 
und Hilfe durch das 
„Sorgentelefon 
  Ehrenamt“
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•	 GEMA und GEMA-Gebühren
•	 Künstlersozialabgabe
•	 Lotterien und Ausspielungen (z. B. Tombolas)
•	 Spendensammlung
•	 Jugendschutz
•	 Lärmschutz
•	 Veranstaltung an Sonn- und Feiertagen
•	 Sicheres Dekorieren
•	 Lebensmittelhygiene/Allergenkennzeichnung/Trinkwasser/

Abfallvermeidung
•	 Sicherer Umgang mit Flüssiggas
•	 Brandsicherheitswache
•	 Sanitätsdienst
•	 Veranstaltung mit einer Höchstzahl an Besuchern
•	 Haftungsfragen

Den Leitfaden kann man herunterladen (https://www.bayern.
de/wp-content/uploads/2017/05/stk_ehrenamtsleitfaden2018_
bf.pdf) oder über www.bestellen.bayern.de als gedrucktes  
Exemplar bestellen.

Regelmäßige Aktualisierungen dieser Broschüre finden sich 
unter: www.bayern.de/Vereinsfeiern.

Seit Herbst 2016 gibt es außerdem in der Bayerischen Staats-
kanzlei ein „Sorgentelefon Ehrenamt“. Unter der Telefonnummer 
089/1 22 22 12 oder per E-Mail unter direkt@bayern.de kann sich 
jeder ehrenamtlich Tätige melden, wenn er konkrete Probleme 
bei der Planung und Organisation von Vereins- und Traditions-
feiern hat.
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Ein Verein ist nicht denkbar ohne Veranstaltungen, denn  
Aktivitäten mit Niveau fördern sein Ansehen. Es ist dabei zu  
beachten, dass der Erfolg aller Anstrengungen nicht nur von 
der professionellen Durchführung, sondern auch von einer 
durchdachten Vorbereitung abhängt. Aus diesem Grund ist 
großer Wert auf die äußere Form und die inhaltliche Gestal-
tung der Einladung zu legen. Alles, was vom Verein versandt 
wird, prägt sein Bild in der Öffentlichkeit. Dies gilt auch für  
die Einladung, die den ersten Eindruck über den Gastgeber  
vermittelt und bei entsprechender Sorgfalt und Phantasie zu 
einer Visitenkarte für den Verein wird.

Inhalt eines Einladungsschreibens

Folgende Fragen muss ein Einladungsschreiben beantworten:
•	 Wer lädt mich ein? (Verein, Ansprechperson, Adresse,  

Telefonnummer, Mailadresse) 
•	 Wozu bin ich eingeladen?  

(Festveranstaltung, Vortrag, Mitgliederversammlung) 
•	 Wann und wo findet die Veranstaltung statt?  

(Datum, Uhrzeit Beginn/Einlass, Ort) 
•	 Wie lange dauert sie voraussichtlich?  

(Uhrzeit Ende, nicht unbedingt erforderlich) 
•	 Kommen Kosten auf mich zu? (Sofern Eintrittsgeld verlangt 

wird, ist dies auf der Einladung zu vermerken.) 
•	 Wird eine Antwort erwartet? Wenn ja, bis zu welchem  

Termin? (Rückantwort per E-Mail, Fax oder telefonisch)
•	 Text für ein Antwortschreiben:

Rückantwort

:	 Ich nehme persönlich am Festabend teil und  
	 bringe noch ...... Person(en) mit.

:	 Ich bin verhindert und werde durch ...... (Name, Anschrift)  
	 vertreten, die/der noch ....... Person(en) mitbringt.

:	 Ich nehme nicht am Festabend teil.

	 ..................................	 ...................................

	 (Ort, Datum)	 (Unterschrift)

3.14	
Einladungen  
mit Niveau
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Äußere Gestaltung eines Einladungsschreibens

Vor allem persönliche Einladungsschreiben sind ein wichtiges 
Mittel bei der Mitgliederbetreuung. Die Bedeutung ihrer  
äußeren Gestaltung darf daher nicht unterschätzt werden.  
Benötigt man nur eine kleinere Anzahl von Einladungsschreiben, 
so können diese individuell am Computer angefertigt und aus-
gedruckt werden. Braucht man viele Exemplare, so bieten sich 
die Gestaltung und der Ausdruck über eine Druckerei an. Grund-
voraussetzung für die Gestaltung eines Einladungsschreibens 
ist auf jeden Fall eine saubere, übersichtliche und ansprechende 
Form.

Papier

Als Mindestvoraussetzung ist „ordentliches“ Papier im DIN A4-
Format zu verwenden, das mit Name und Adresse des Vereins 
versehen ist. Manche Vereine lassen sich darüber hinaus Brief-
papier mit eigenem Briefkopf drucken. Sofern die Ausstattung 
dafür vorhanden ist, kann dies auch selbst mit dem eigenen PC 
und Drucker gemacht werden. Auch Einladungsschreiben kann 
man mit geringem Aufwand ansprechend gestalten. So sind  
mit der Auswahl von Papierfarbe und -qualität gute Effekte zu 
erzielen. Neben weißem Papier steht auch Papier mit unter-
schiedlichen Farben, Stärken und Formaten zur Wahl. 

Schrift

Die Verwendung von Textverarbeitungsprogrammen mit  
verschiedenen Schriften ist Standard. Eine handgeschriebene 
Einladung ist nur in besonderen Fällen angebracht, dann aber  
in der Regel in Zierschrift oder sehr schöner, gleichmäßiger 
Schreibschrift. Die meisten Textverarbeitungsprogramme  
bieten unüberschaubar viele Schriftarten und -größen an. Man 
tut aber gut daran, sich hier zu beschränken. Folgende Kriterien 
können bei der Auswahl der Schriftart und -größe helfen:
•	 Die Schrift muss leicht zu lesen sein. Verzichten Sie deshalb 

auf ausgefallene Schnörkelschriften.
•	 Die Schrift sollte so groß sein, dass auch Personen mit  

schwächerer Sehkraft sie noch lesen können. 
•	 Das Schreiben ist übersichtlich zu gestalten.
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Versuchen Sie deshalb mit wenig Text auszukommen und  
verwenden Sie nur höchstens drei verschiedene Schriftgrößen  
in einem Schreiben (der Briefkopf zählt dabei nicht). Seien Sie 
sparsam mit Kursiv- oder Fettdruck. Vermeiden Sie möglichst das 
Unterstreichen von Wörtern und arbeiten Sie lieber mit  
größeren Abständen zwischen einzelnen Absätzen.

Form je nach Anlass

Die verschiedenen Anlässe, die Grund zu einer Vereinsveranstal-
tung bieten, haben unterschiedlichen Charakter: Die Einladung 
zu einer Faschingsveranstaltung sieht anders aus als die Einla-
dung zu einem Fachvortrag. Allen Veranstaltungen gemeinsam 
ist: Sie müssen exakt geplant werden. Das Einladungsschreiben 
ist ein Teil der vorbereitenden Maßnahmen und hat dabei einige 
Voraussetzungen zu erfüllen.

Einladung zu einer Jubiläumsveranstaltung

Diese bildet oft den Höhepunkt eines Festjahres. Deshalb ist auf 
ein entsprechendes Niveau zu achten. Für die Organisation einer 
solchen Festveranstaltung setzen einige Mitglieder immer sehr 
viel Zeit und Mühe ein. Dies sollte durch einen guten Besuch  
der Veranstaltung honoriert werden. Um dies zu erreichen,  
muss die Einladung auch der besonderen Qualität des Festaktes 
entsprechen und Lust zur Teilnahme wecken. Aus diesem Grund 
darf schon für das Einladungsschreiben an nichts gespart  
werden, vor allem nicht am Papier. 

Peinlich und wenig einladend wirken Rechtschreibfehler,  
grammatikalische Unebenheiten oder Unstimmigkeiten im 
Programm. Die Einladung sollte deshalb von mehreren Personen 
Korrektur gelesen und vor dem Versand noch einmal überprüft 
werden. Dies nimmt viel Zeit in Anspruch und oft bedarf es  
auch einer Portion Mut, das Werk eines anderen Menschen zu 
korrigieren, weil damit oftmals Kritik verbunden ist. Konstruktive 
Kritik ist aber nichts Negatives, sondern sehr fruchtbar und hebt 
die Qualität der gemeinsamen Arbeit. 

Ansprechend wirkt es, wenn das Programm der Festveranstal-
tung dem Einladungsschreiben beigelegt wird. Dies ist eine der 
wenigen Gelegenheiten, bei denen eine Zierschrift und auch 
Kursivstil angebracht sind. 
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Einladung zu einer Vereinsveranstaltung im Rahmen des  
Jahresprogramms

Alle Einladungen zu einer Veranstaltung eines Vereins sollten 
eine einheitliche Form haben, so dass sofort erkennbar ist, wer 
der einladende Verein ist (Wiedererkennungseffekt!). Neben  
Termin, Ort, Thema und Referenten kann hier auch eine kurze  
Inhaltsangabe aufgedruckt werden. Da das vollständige  
Jahresprogramm im Idealfall zu Beginn des Geschäftsjahres  
allen Mitgliedern ausgehändigt und auch weiteren Interessen-
ten zugesandt wurde, genügen für die Einladung zu Einzelveran-
staltungen einige Plakate an markanten Stellen im Ort.  
Zusätzlich können noch Handzettel im Format DIN A4 oder DIN 
A5 ausgelegt (z. B. Geschäfte, Vereinslokal, Gemeindeverwal-
tung), in den Neuen Medien (Facebook, Vereins-Newsletter etc.) 
Beiträge gepostet und Pressemitteilungen veröffentlicht werden.

Eine mögliche Pressemitteilung lautet beispielsweise:

Obstbaum-Schnittkurs des Gartenbauvereins ...

Es ist wieder Zeit, die Obstbäume zu schneiden. Damit der Obst-
baumschnitt so durchgeführt werden kann, dass die Bäume auch 
blühen und Früchte tragen, benötigt man einiges Fachwissen. Der 
Gartenbauverein ... lädt deshalb zum Obstbaum-Schnittkurs am ... 
(Datum) von ...(Uhrzeit Anfang) bis ... (Uhrzeit Ende) in ... (Ort) ein. 
Die Kursleitung liegt wieder in den Händen des Gartenpflegers ... 
(Name). Auf Ihr zahlreiches Kommen freut sich der Gartenbauver-
ein ... Rückfragen werden unter der Tel.-Nr. ... gerne beantwortet.

Zusammenfassung

Gerade das Erscheinungsbild einer Einladung ist eine wirkungs-
volle Art der Öffentlichkeitsarbeit: Es ist eine der Visitenkarten 
des Vereins, mit der hohes Niveau signalisiert werden kann. 
Selbstverständlich gelingt dies nicht ganz ohne den Einsatz  
von finanziellen Mitteln. Deshalb ist es keine Fehlinvestition  
und keine Verschwendung, in notwendigem Maße einen Teil  
der Mitgliedsbeiträge dafür zu verwenden. Der Landesverband  
unterstützt diese wichtige Arbeit der Vereine, indem er 
Schmuckpapier, Schmuckkarten und Plakate für verschiedene 
Anlässe zu günstigen Preisen zur Verfügung stellt. 
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Mit den Ehrenzeichen der Verbände werden verdiente  
Mitglieder zum Ausdruck der Anerkennung ihrer Leistungen 
und des persönlichen Einsatzes ausgezeichnet. Durch die  
Schaffung eines würdigen Rahmens der Ehrungsveranstaltung  
drückt der Verein seine besondere Wertschätzung den zu 
Ehrenden gegenüber aus und präsentiert sich gleichzeitig der 
Öffentlichkeit in einem positiven Licht. Deshalb sollte Folgen-
des beachtet werden:

Vorbereitung einer Ehrung

Von der Vereinsleitung werden die zu ehrenden Mitglieder  
rechtzeitig vor dem geplanten Ehrungstermin ausgewählt.  
Um den ideellen Wert der Ehrung nicht zu mindern, sollte die 
Anzahl der zu ehrenden Personen in einem angemessenen  
Rahmen bleiben. Vorrangiges Auswahlkriterium ist „Leistung  
für den Verein“, danach folgt „Treue zum Verein“. Wenn eine 
größere Anzahl von Mitgliedern diese Voraussetzungen erfüllt, 
sollten Persönlichkeiten vorgezogen werden, die sich besondere 
Verdienste um den Verein erworben haben. Die übrigen Aus-
zeichnungen können dann auf kommende Veranstaltungen 
verteilt werden. 

Antrag der Ehrung

Ist diese Auswahl getroffen, dann ist der Antrag rechtzeitig an 
den Kreisverband zu richten. So sollte beispielsweise für die  
Verleihung der Ehrennadeln in Gold, mit Kranz und am Band des 
Landesverbandes der schriftliche Antrag spätestens 8 Wochen 
vor dem Ehrungstermin erfolgen. 

Einladung der zu ehrenden Person

Bereits mit der Einladung wird der zu ehrenden Person  
vermittelt, dass sie eine besondere Wertschätzung innerhalb  
des Vereins erfährt. Deshalb erfolgt die Einladung zur Ehrungs-
veranstaltung schriftlich in einer angemessenen Form.  
Das heißt, dass neben dem Grund für die Einladung auch der Tag, 
die Uhrzeit der Veranstaltung sowie der Ort angegeben sind.  
Informationen, ob die betreffende Person selbst oder ein  
Vertreter an der Veranstaltung teilnehmen kann, sollten in der 
Einladung über eine Rückantwort per Telefon, Fax oder E-Mail 
kommuniziert werden können (siehe auch „3.14 Einladungen  
mit Niveau“).

3.15	
Planung und  
Durchführung einer 
Ehrungsveranstaltung
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Rahmen der Ehrungsveranstaltung

Der äußere Rahmen, in dem die Veranstaltung durchgeführt 
wird, sollte diesem Anlass auch entsprechen. Dazu gehören  
festlich geschmückte, ausreichend große und abtrennbare 
Räumlichkeiten. Eine niveauvolle Jubiläumsveranstaltung oder 
die ordentliche Mitgliederversammlung beispielsweise bieten 
gute Möglichkeiten, die Ehrung abzuhalten. 

Ehrungsliste aktualisieren

Anhand der Rückmeldungen kann bereits im Vorfeld der  
Veranstaltung eine aktuelle Aufstellung der Ehrungsempfänger 
geführt werden. Auf dieser Grundlage ist es wesentlich  
einfacher, die notwendigen Vorbereitungen wie Reservierungen 
mit Tischkarten, Bestellung von Blumensträußen rechtzeitig in 
die Wege zu leiten. Eine Selbstverständlichkeit ist es, die Ehren-
gäste und zu ehrende Persönlichkeiten von Bewirtungskosten 
zu entbinden. Sagt eine eingeladene Person ab, so wird für diese 
auch nicht reserviert, denn leere Plätze im vorderen Bereich eines 
Saales geben immer ein schlechtes Bild von der Veranstaltung. 

Begrüßung der Ehrengäste

Die Ehrengäste werden am Eingang durch ein ausgewähltes  
Mitglied der Vereinsleitung persönlich begrüßt und an den  
reservierten Platz geleitet. Günstig ist es, die zu ehrenden  
Persönlichkeiten in unmittelbarer Nähe zur Bühne zu platzieren. 
Dies hat den Vorteil, dass man sie im Blickfeld hat und die Wege 
bei der Ehrung kurz sind. Auch ist dadurch ein letzter Abgleich 
der Ehrungsliste mit den tatsächlich erschienenen Personen 
leicht möglich. Kommt ein geladener Gast trotz Zusage nicht,  
so wird er nicht zur Ehrung aufgerufen.

Letzte Vorbereitungen für die Ehrung

Anhand der aktualisierten Gästeliste können nun die Urkunden 
der Anwesenden entweder alphabetisch oder nach dem Rang 
der Ehrung (die höchste Auszeichnung sollte am Schluss erfol-
gen) geordnet und die Ehrenzeichen in richtiger Anzahl vorbe-
reitet werden. Der positive Eindruck einer Ehrung wird dadurch 
verstärkt, dass diese Vorbereitungen nicht unmittelbar vor dem 
Ehrungsakt in aller Öffentlichkeit, z. B. auf der Bühne getroffen 
werden, sondern rechtzeitig vorher alles Nötige zurechtgelegt 
wird.
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Möglicher Ablauf einer Ehrung

Die zu ehrenden Personen werden nach einer kurzen Einführung 
aufgerufen und auf die Bühne gebeten. Werden mehrere Persön-
lichkeiten geehrt, so erfolgt zuerst die niedrigste Ehrungsstufe, 
die höchste wird als Schlusspunkt durchgeführt. 

Nachdem die Ehrenzeichen angesteckt und die Urkunden  
verteilt sind, besteht die Möglichkeit, anerkennende Worte für 
alle Geehrten zu sprechen. Wird nur eine Person geehrt, so ist es 
üblich, ihr zu Ehren eine kurze Laudatio zu halten, in der die  
Verdienste dargestellt werden.

Pressearbeit

Um eine positive Darstellung in der Presse zu ermöglichen, sollte 
ein kurzer Pressetext vorbereitet werden und auch ein Foto mit 
allen Geehrten und Ehrengästen eingeplant sein. 

Ideen für eine Laudatio

Die große Schwierigkeit einer Laudatio ist, dass sie nicht wie ein 
Nachruf wirken darf. Deshalb werden hier einige Ideen für die 
Gestaltung einer Rede vorgestellt:

Namens-ABC

Hierzu werden die Buchstaben, aus denen sich der Name (Vor- 
und/oder Nachname) zusammensetzt, als Anfangsbuchstaben 
von Eigenschaften verwendet, die den Geehrten beschreiben. 
Anregungen hierzu finden sich in Wörterbüchern in ausreichen-
der Fülle. Auf diese Weise erhält man einen guten Einstieg in die 
Rede und hat die Person bereits ins rechte Licht gerückt.

Beispiel:

H ilfsbereit 		  A usdauernd
U nkompliziert	 L ustig
B lumenfreund 	 O ptimist
E inzigartig 		  I deenreich
R eiselustig 		  S olidarisch
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Vergleiche mit Pflanzen oder Gegenständen

Aber auch Namen von Pflanzen mit deren Eigenschaften bieten 
sich an, um die Person zu beschreiben. Vergleiche mit realen 
Gegenständen können ebenfalls die Persönlichkeit umschreiben 
und so ein Einstieg in eine Laudatio sein. Hier können sowohl  
natürliche Dinge als auch Gegenstände des täglichen Gebrau-
ches Verwendung finden.

Beispiel: 

Die Persönlichkeit ist wie ein großer Apfelbaum:
•	 sie steht fest verankert, ist bodenständig
•	 sie ist mit dem Verein gewachsen
•	 sie widersteht allen Stürmen
•	 sie wurde mit zunehmender Vereinszugehörigkeit  

„fruchtbarer“
•	 sie wirft Dinge, die nicht mehr zeitgemäß sind, ab (Laub), um 

wieder neue Aktivitäten zu starten (kompostieren)
•	 man hat noch lange Freude an ihr.

Dies können nur Anregungen sein, die als kleine Hilfestellungen 
gedacht sind. Die eigentliche Rede muss sowohl auf die geehrte 
Person als auch auf den Vortragenden passen. Kopieren Sie des-
halb nie die Reden anderer, sondern entnehmen Sie bestenfalls 
daraus Anregungen, die Sie in Ihre eigenen Reden einbeziehen. 
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Die ordentliche Mitgliederversammlung, oft als Hauptver-
sammlung bezeichnet, ist das wichtigste, zentrale Organ eines 
Vereins. Alle Mitglieder sind berechtigt, an ihr teilzunehmen, 
sie überwacht die übrigen Vereinsorgane und bietet den Mit-
gliedern die Möglichkeit, auf die Führung und die Tätigkeiten 
des Vereins Einfluss zu nehmen. Da auf der Mitgliederver-
sammlung die Weichen für das kommende Jahr zu stellen 
sind und darüber hinaus der Vorstandschaft die Möglichkeit 
gegeben ist, über ihre Arbeit Rechenschaft abzulegen, sollten 
bei der Vorbereitung und Durchführung einige Dinge beachtet 
werden. 

Aufgaben der Mitgliederversammlung 

In der Mustersatzung des Landesverbandes für die Gartenbau-
vereine sind die Aufgaben der Mitgliederversammlung zusam-
mengestellt. Für den einzelnen Verein ist ausschlaggebend, 
 as in der eigenen Vereinssatzung steht. Hat ein Verein keine 
Satzung, so sollte er sich möglichst schnell eine geben und sich 
dabei an der Mustersatzung orientieren (siehe Anhang oder 
www.gartenbauvereine.org – Downloadbereich).

Die wichtigsten Aufgaben der Mitgliederversammlung sind:
•	 die Wahl und Abberufung der Vereinsleitung
•	 die Beschlussfassung über gestellte Anträge
•	 die Festsetzung des Vereinsbeitrages und – in besonderen  

Fällen, in denen die regelmäßigen Beiträge nicht ausreichen – 
die Höhe von Umlagen

•	 die Bestellung von zwei Rechnungsprüfern aus dem Kreise  
der Mitglieder

•	 die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes und des 
Haushaltsabschlusses des abgelaufenen Geschäftsjahres so-
wie die Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes

•	 die Beschlussfassung über die Genehmigung des  
Ausgabenplans

•	 die Beschlussfassung über die Ernennung von  
Ehrenmitgliedern

•	 die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung oder  
die Auflösung des Vereins.

Aus dieser Aufstellung ergeben sich die Tagesordnungspunkte, 
die auf einer Mitgliederversammlung behandelt werden müssen. 
Einige Punkte sind jährlich (z. B. Rechenschaftsbericht, Haus-
haltsabschluss), andere alle 4 Jahre (z. B. Wahlen) oder einige 
auch nur bei Bedarf (z. B. Satzungsänderungen) notwendig. 

3.16	
Mitglieder-
versammlung – 
Vorbereitung und 
Durchführung
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Vorbereitung der Mitgliederversammlung 
•	 Der Terminrahmen der Mitgliederversammlung ist durch  

die Satzung definiert. In der Mustersatzung erfolgt dies in  
§ 7 Absatz 2. 

•	 Neben der rechtzeitigen Reservierung des Tagungslokales  
sollte die Referentensuche, falls ein Vortrag geplant ist, wie 
bei anderen Vereinsveranstaltungen auch, mindestens ein 
halbes Jahr vorher geschehen. 

•	 Die Einladung der Mitglieder und die Bekanntgabe der Tages-
ordnung müssen fristgerecht in der Form erfolgen, wie dies in 
der Satzung verankert ist, denn nur dann sind die Beschlüsse 
der Versammlung rechtskräftig.

•	 Nach Abschluss des Geschäftsjahres erstellt die Kassenfüh-
rung die Jahresrechnung. Die Schriftführung fertigt im Ein-
vernehmen mit dem Vorstand den Tätigkeitsbericht. Dabei 
können beispielsweise auch Statistiken über die Mitglieder-
entwicklung oder über andere, für das Vereinsleben interes-
sante Themen (z. B. Geräteverleih, Aktionen der Kindergruppe, 
Saftausstoß der Kelterei) erstellt werden. 

•	 Es ist zweckmäßig, kurze Zeit vor der Mitgliederversammlung 
eine Sitzung der Vereinsleitung anzuberaumen, um sich an-
gemessen vorbereiten zu können. 

•	 Der Kassenprüfung ist genügend Zeit einzuräumen, um die 
einzelnen Buchungen und die Verwendung der Gelder gewis-
senhaft prüfen zu können. 

•	 Stehen Wahlen an, wird die Wahl beschleunigt, wenn die  
Kandidatensuche vor der Versammlung abgeschlossen ist. 
Ebenso sollten eine Wahlleitung bestimmt und die  
notwendigen Vorbereitungen für die Durchführung der  
Wahl (z. B. Stimmzettel) veranlasst werden. 

•	 Da bei der Mitgliederversammlung nur namentlich gemelde-
te Mitglieder stimmberechtigt sind, muss eine aktuelle Mit-
gliederliste am Tag der Versammlung vorliegen. Ebenso wird 
eine Anwesenheitsliste vorbereitet, in der sich alle Mitglieder, 
die an der Mitgliederversammlung teilnehmen, eintragen. 
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Durchführung der Mitgliederversammlung

Ausschlaggebend ist hier der Inhalt der jeweiligen Vereinssat-
zung. In der Mustersatzung des Landesverbandes für Vereine mit 
„klassischem“ Vorstand (1. und 2. Vorsitzender) heißt es in § 8: 

(1)	Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden, 
soweit nicht eine qualifizierte Mehrheit in der Satzung fest-
gelegt ist, mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden 
Mitglieder gefasst. Stimmengleichheit zählt als Ablehnung. 
Abstimmungen werden grundsätzlich offen durch Handzeichen 
durchgeführt. Ein Antrag auf Vornahme einer geheimen  
Abstimmung bedarf der einfachen Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Enthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 
Auszählung nicht mit. Das Stimmrecht muss durch das Mitglied 
persönlich ausgeübt werden, bei juristischen Personen durch 
den gesetzlichen Vertreter. 

(2)	Die Mitgliederversammlung wird durch den 1. Vorsitzenden,  
bei dessen Verhinderung durch den 2. Vorsitzenden geleitet.  
Ist auch der 2. Vorsitzende verhindert, bestimmt die Mitglieder-
versammlung einen Versammlungsleiter. Ist der Versammlungs-
leiter vom Gegenstand der Beratung betroffen, so übernimmt 
für diesen Tagesordnungspunkt der 2. Vorsitzende, ersatzweise 
ein von der Mitgliederversammlung zu bestimmender Leiter  
die Versammlung. 

(3)	Über die Mitgliederversammlung und ihre Beschlüsse ist  
vom Schriftführer, bei dessen Verhinderung von einem vom  
Vorsitzenden zu bestimmenden Mitglied der Vereinsleitung,  
eine Niederschrift zu fertigen und vom Vorsitzenden und 
Schriftführer oder durch den vom Vorsitzenden bestimmten  
Vertreter zu unterzeichnen. 

Leitfaden für die Vereinsführung  | Hilfen und Ratschläge für die Praxis Seite  3-63



Wichtige Tagesordnungspunkte 

Mit einer guten Vorbereitung und straffen Sitzungsleitung  
lässt sich eine Mitgliederversammlung in einer knappen  
Stunde durchführen. Trotzdem sollten die Mitglieder im Laufe 
der Sitzung wiederholt aufgerufen werden, ihre Meinung  
kundzutun, Vorschläge einzubringen oder Kritik an der  
Vereinsleitung zu äußern. 
•	 Bei der Begrüßung sollte auf die frist- und formgerechte Ein-

ladung hingewiesen, die Beschlussfähigkeit festgestellt und 
abgefragt werden, ob Einwände zur Tagesordnung bestehen. 
Ebenso empfiehlt sich ein Hinweis auf die Anwesenheitsliste 
mit der Bitte um Eintragung. 

•	 Der Rechenschaftsbericht bietet der Vorstandschaft die  
Möglichkeit die Arbeit der Vereinsleitung darzustellen und 
Veranstaltungen des vergangenen Jahres zu erwähnen.  
Hier können besondere Ereignisse hervorgehoben werden. 
Das Totengedenken kann auch in diesem Tagesordnungs-
punkt erfolgen. 

•	 Den Kassenbericht (Haushaltsabschluss) trägt die Kassenfüh-
rung oder die Vorstandschaft vor. Dies kann in komprimier-
ter, zusammenfassender Weise erfolgen – das Verlesen aller 
Einzelposten des Kassenbuches ist weder zweckmäßig noch 
notwendig. 

•	 Darauf folgend wird der Kassenprüfungsbericht vorgetragen. 
Dies geschieht durch die Rechnungsprüfer oder durch das 
Verlesen des schriftlich vorliegenden Berichtes. Es ist sinnvoll, 
wenn sich an die Aussprache hierüber die Entlastung der  
Vorstandschaft anschließt. 

•	 Nachdem mit den bisherigen Formalien das vergangene Jahr 
abgeschlossen worden ist, ist jetzt der Zeitpunkt für Wahlen, 
wenn diese auf der Tagesordnung stehen. 

•	 Mit dem Ausgabenplan werden die geplanten Veranstaltun-
gen und Schwerpunkte sowie die damit verbundenen Ausga-
ben für das laufende Jahr vorgestellt. 

•	 Ist eine Satzungsänderung oder die Anpassung des Mitglieds-
beitrages geplant, so müssen diese Punkte eindeutig aus der 
Tagesordnung hervorgehen. Beschlüsse hierzu, die unter dem 
Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ getroffen wurden, 
sind nichtig. Geplante Satzungsänderungen oder die Anpas-
sung des Mitgliedbeitrags müssen bereits mit der Einladung 
schriftlich bekannt gegeben werden. 
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•	 Anträge, die Mitglieder an die Versammlung stellen, müssen 
bis zu einem festgesetzten Datum schriftlich bei der Vereins-
leitung eingegangen sein. Die schriftliche Form erleichtert 
die Diskussion über den Inhalt des Antrages, da dieser genau 
festgelegt ist. 

•	 Die Mitgliederversammlung kann auch zur Ehrung verdienter 
Mitglieder herangezogen werden. Ebenso sollte in diesem 
Rahmen der Dank an alle Mitarbeiter im Verein ausgespro-
chen werden. 

Im Anschluss daran kann ein kurzer Vortrag den Abend  
abrunden. 

Protokoll (Niederschrift) 

Die Protokollpflicht über den Ablauf und die Ergebnisse der  
Mitgliederversammlung ist in der Satzung verankert  
(siehe Mustersatzung § 8 Absatz 3).

Bestandteile des Protokolls sind die Anwesenheitsliste,  
der Rechenschaftsbericht, der Haushaltsabschluss, der  
Kassenprüfungsbericht mit Entlastung der Vorstandschaft  
und gegebenenfalls das Wahlprotokoll und die beschlossene  
Satzung(sänderung).

Das Protokoll wird vom Versammlungsleiter und dem Protokoll-
führer unterschrieben.
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Stehen in einem Gartenbauverein Wahlen an, so sind hierfür 
einige vorbereitende Maßnahmen notwendig. 
•	 Es ist darauf zu achten, dass der in der Satzung genannte  

Turnus für Wahlen eingehalten und dies in der Einladung  
und Tagungsordnung der Mitgliederversammlung  
berücksichtigt wird.

•	 Für die zu besetzenden Ämter sollte man schon vorher auf die 
Suche nach geeigneten Kandidaten gehen, damit man für alle 
Posten mindestens über einen Wahlvorschlag verfügt.

•	 Für die Mitgliederversammlung ist eine Wahlliste vorzube-
reiten, in die alle Kandidaten für sämtliche zu besetzenden 
Positionen und auch deren Wahlergebnis eingetragen werden 
können.

•	 Abstimmungen werden – laut Mustersatzung – grundsätz-
lich offen durch Handzeichen durchgeführt. Ein Antrag auf 
Vornahme einer geheimen Abstimmung bedarf der einfachen 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Wird eine schriftliche 
Abstimmung gewünscht, sollten für diesen Fall schon Wahl-
zettel vorbereitet sein.

•	 Zur Klärung der Abstimmungsberechtigung muss vor der 
Versammlung eine Liste mit dem aktuellen Mitgliederstand 
erstellt werden.

Auf der Mitgliederversammlung selbst ist eine Wahlleitung zu 
bestimmen, für deren Zusammensetzung und Eignung keine 
definierten Auflagen bestehen, außer es gäbe hierzu genaue Be-
stimmungen in der vereinseigenen Satzung. Als Mindestvoraus-
setzung gilt, dass sich die Wahlleitung aus verantwortungsvollen 
Personen zusammensetzt, die die Wahl sorgfältig durchführen 
und selbst nicht als Kandidaten zur Verfügung stehen.

Die Wahlleitung nimmt Wahlvorschläge entgegen, führt die 
Wahl durch, fragt die Gewählten, ob sie die Wahl annehmen, 
protokolliert die Ergebnisse genau und unterzeichnet die Wahl-
niederschrift.

Laut Mustersatzung ist gewählt, wer die einfache Stimmen-
mehrheit der anwesenden Mitglieder erhält (d. h., die Summe 
der Ja-Stimmen ist mindestens um eine Stimme größer als die 
Summe der Nein-Stimmen, Stimmenthaltungen dürfen nicht 
mitgezählt werden).

3.17	
Abhalten  
von Wahlen
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In Gartenbauvereinen stehen gelegentlich Satzungsänderungen 
an entweder aufgrund eigener, vereinsinterner Überlegungen 
oder wegen Aufforderungen des Finanzamtes – an gemein-
nützig anerkannte Vereine – bzw. des Registergerichtes – an 
eingetragene Vereine (e. V.). Die Beschlussfassung von Satzungs-
änderungen gehört üblicherweise zu den Aufgaben der Mitglie-
derversammlung. Deshalb müssen im Vorfeld der Versammlung 
einige wichtige Punkte geklärt bzw. beachtet werden.

Vorüberlegungen zur Satzungsänderung
Wenn möglich, sollte eine Vorabsprache zur Rechtmäßigkeit der geplanten 
Änderungen mit dem Rechtspfleger am Registergericht erfolgen, falls der Ver-
ein ein eingetragener Verein (e. V.) ist. Ebenso ratsam ist eine Vorabsprache 
über die steuerliche Auswirkung der geplanten Änderungen mit dem Finanz-
amt für Körperschaften, falls der Verein gemeinnützig anerkannt ist.

Durchführung Mitgliederversammlung zur Satzungsänderung
(1) Einladung
Die Einladung zur Mitgliederversammlung, in der die Satzungsänderung 
beschlossen werden soll, ist – wie sonst auch – satzungsgemäß, d. h. form- 
und fristgerecht, herauszugeben. 
In der Tagesordnung der Einladung ist die beabsichtigte Satzungsänderung 
so konkret anzugeben, dass den Mitgliedern eine sachgerechte Vorberei-
tung ermöglicht wird und sie die Entscheidung treffen können, ob sie an der 
Mitgliederversammlung teilnehmen möchten. Allein die Ankündigung einer 
„Satzungsänderung“ genügt nicht. Es muss aber nicht zwingend der exakte 
Wortlaut der Satzungsänderung vorab mitgeteilt werden, sondern es reicht 
aus, wenn der Gegenstand der Satzungsänderung bekanntgegeben wird. 
Um jedoch eine angemessene Vorbereitung der Mitglieder zu gewährleisten, 
empfiehlt es sich, den neuen Satzungstext als Vorschlag im Vorfeld mitzutei-
len – insbesondere, wenn es sich nicht nur um eine einfache Änderung han-
delt, sondern um eine Satzungsneufassung (umfassende Neuformulierung 
vieler Paragrafen oder der gesamten Satzung).
(2) Beschluss
Bei der Abstimmung in der Mitgliederversammlung über die Satzungsände-
rung muss eine in der Satzung vorgeschriebene Mehrheit erzielt werden (laut 
aktueller Mustersatzung eine 2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglieder). 
Aus dem Versammlungs-Protokoll muss – neben allen anderen sonstigen 
notwendigen Angaben – das Abstimmungsergebnis zur Satzungsänderung 
eindeutig hervorgehen, d. h. die Zahl der Ja-Stimmen, der Nein-Stimmen, der 
Stimmenthaltungen und der ungültigen Stimmen.

Musterformulierung des Beschlusses einer Satzungsänderung:
Die anwesenden Mitglieder haben mit [mindestens 2/3] der abgegebenen, 
stimmberechtigten Stimmen eine Änderung in § … der Satzung bezüglich 
Passus XY beschlossen (Nein-Stimmen: … Stimmenthaltungen: … Ungültig: …). 
Der Passus XY in § … der Satzung lautet nun wie folgt: …

(3) Protokollierung
Die Niederschrift/das Protokoll der beschließenden Versammlung sollte 
folgende Angaben enthalten:
•	 Ort und Tag der Versammlung
•	 Bezeichnung und Unterschrift des Versammlungsleiters und Protokollanten
•	 Zahl der anwesenden Mitglieder
•	 Feststellung der satzungsgemäßen Einberufung der Versammlung
•	 Tagesordnung mit Aussage, ob diese bei der Ladung zur Versammlung 

mitgeteilt worden ist

3.18	
Durchführen von  
Satzungsänderungen
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•	 Aussage, dass im Vorfeld einer zu beschließenden Satzungsänderung diese 
allen Mitgliedern bekanntgemacht worden ist

•	 Feststellung der Beschlussfähigkeit der Versammlung
•	 Ziffernmäßige Angabe der Abstimmungsergebnisse zur Vorstandswahl 

bzw. zur Satzungsänderung.

Anmeldung der Satzungsänderung eines eingetragenen Vereins 
(e. V.) beim Vereinsregister
Wenn die Satzungsänderung in einem eingetragenen Verein (e. V.) erfolgt, ist 
sie vom Vorstand in vertretungsberechtigter Anzahl der Vorstandsmitglieder 
unter Einreichung des Versammlungs-Protokolls sowie eines vollständigen 
Exemplars der aktuellen Satzung durch einen Notar beglaubigen zu lassen 
und dem Registergericht zur Eintragung ins Vereinsregister zu melden. Erst 
danach wird sie wirksam.
Hinweis I: In Abweichung dazu ist ein neu gewählter Vorstand – auch in 
eingetragenen Vereinen – sofort im Amt, sobald er gewählt ist und sein Amt 
angenommen hat.
Hinweis II: Bei nicht eingetragenen Vereinen wird die Satzungsänderung 
durch den Beschluss in der Mitgliederversammlung sofort wirksam.

Musterformulierung für eine Anmeldung zur Satzungsänderung:
An das: 
Amtsgericht XY - Registergericht - 
PLZ Stadt

Betreff: Gartenbauverein Streuobstfreunde e. V.
VR NR.; Satzungsänderung

Zur Eintragung ins Vereinsregister melde ich an:
Die Mitgliederversammlung vom tt.mm.jjjj hat die Änderung des § … der Sat-
zung (Gegenstand der Änderung benennen)/hat die Neufassung der Vereins- 
satzung beschlossen. Abschrift des Versammlungs-Protokolls vom tt.mm.jjjj 
sowie Wortlaut der Satzung sind beigefügt.

Unterschrift Vorstand	 Unterschriftsbeglaubigung durch einen Notar

Sonderfall Zweckänderung
Neben „normalen“ Satzungsänderungen gibt es den Sonderfall der Zweckän-
derung (was für Gartenbauvereine nicht notwendig und nicht erstrebenswert 
ist). Hier schreibt das Bürgerliche Gesetzbuch im § 33 vor: „Zur Änderung des 
Zweckes des Vereins ist die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich; die Zu-
stimmung der nicht erschienenen Mitglieder muss schriftlich erfolgen.“ Dies 
ist natürlich nur mit einem erheblichen Aufwand überhaupt durchführbar 
und in der Praxis kaum zu erreichen.
Hilfreich in diesem Dilemma ist hierbei die Rechtsprechung: Nach Ansicht von 
Richtern liegt eine Zweckänderung nur dann vor, wenn der Kernzweck, also die 
oberste Leitidee des Vereins geändert wird. In allen anderen Fällen handelt es sich 
nur um eine Erweiterung oder Modifizierung des bisherigen Vereinszweckes.

Kosten Notar und Registergericht für eingetragene Vereine (e. V.)
Die vom Vorstand eines eingetragenen Vereins durch Beglaubigung eines 
Notars beim Registergericht anzumeldende Satzungsänderung verursacht 
Kosten. Diese setzen sich zusammen aus den Gebühren für den Notar (i. d. R. 
20–30 €) und den im Kostenverzeichnis des „Gesetzes über Kosten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit für Gerichte und Notare“ (Gerichts- und Notarkosten-
gesetz – GnotKG, Nr. 13101) festgelegten Gebühren in Höhe von 50,00 €. 
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Aufgrund der vielfältigen Aktionen bieten Berichte aus den  
Gartenbauvereinen ein breites Spektrum an Themen für eine 
Veröffentlichung an. Keine Pressearbeit ist schlechte Presse-
arbeit! Um Ihnen die Erstellung eines Presseberichtes zu  
erleichtern, haben wir einige Punkte zusammengefasst, deren 
Beachtung die Chancen für eine Veröffentlichung erhöhen.

Pressemeldung in Lokalzeitungen

Tageszeitungen, Gemeindeblätter, lokale Rundfunksender so-
wie Werbeblätter sind im Grunde immer an Berichten oder kurz 
gefassten Tipps und Tricks aus Gartenbauvereinen interessiert. 
Wir sollten dieses Interesse für ein positives Bild des Vereins oder 
Kreisverbandes in der Öffentlichkeit nutzen. Wichtig ist dabei der 
(persönliche) Kontakt zum zuständigen Redakteur. Adressquellen 
und Presselisten bieten die Presse- und Informationsämter der 
Städte und Gemeinden (manchmal gegen Schutzgebühr) an. 
Geben Sie dem Redakteur die Termine des Vereins (Jahrespro-
gramm) rechtzeitig bekannt, erinnern Sie die Redaktion immer 
wieder an die Veranstaltungen und laden Sie den Journalisten 
zu den wichtigsten Anlässen ein. Lokalredakteure sind für alle 
Themenbereiche zuständig, vermeiden Sie daher Fach-Fremd-
wörter. Stimmen Sie den Presseversand auf die Bedürfnisse der 
Journalisten ab, Medien haben verschiedene Redaktionsschlüsse. 
Denken Sie daran, dass Kontaktdaten des Ansprechpartners  
für Rückfragen zur Mitteilung gehören. Das Internet ist für 
Journalisten eine wichtige Informationsquelle, deshalb sollten 
die wesentlichsten Eckdaten und Kontakte Ihres Vereins recher-
chierbar sein.

Presseverteiler im Internet nutzen

Eine Online-Pressemitteilung ist ein Pressebericht, der im  
Internet zu lesen ist und z. B. auf Web-Seiten, Presseportalen  
und über Soziale Medien veröffentlicht wird, ohne dass er vor-
her von Journalisten aufbereitet wurde. Hier werden neben 
Journalisten viele anderen Leser erreicht. Eine Online-Pressemit-
teilung unterscheidet sich vom klassischen Pressebericht in der 
Zielgruppe und infolgedessen in Aufbau und Gestaltung. Daher 
sollten Online-Pressemitteilungen sowohl angenehm zum Lesen 
am Bildschirm bzw. Smartphone als auch für die Aufnahme 
in Suchmaschinen optimiert sein. Das heißt, Schlüsselwörter 
(„keywords“) sind für Suchmaschinen und als Begriff poten-
zieller Leser relevant. Gerade die Lokalpresse auf den Soziale-
Medien-Plattformen ist nicht zu unterschätzen und sollte von 
den Vereinen genutzt werden, um ihre Aktivitäten und Projekte 
hervorzuheben. Öffentliche Stellen haben meist aktuelle Online-
Presseverteiler, die oft kostenlos genutzt werden können. 

3.19	
Berichte über 
Vereinsaktivitäten
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Manuskripte 

Bei der Texterstellung sollten folgende Punkte beachtet werden:
•	 Verwenden Sie ein gängiges Textverarbeitungsprogramm,  

z. B. Word (*.docx).
•	 Speichern Sie den Bericht in der Normalversion als Word-

Datei ab.
•	 Die Texte müssen unformatiert sein (keine Zeilenschaltung 

am Zeilenende sondern endlos schreiben, nur am Ende eines 
Absatzes steht ein Return, keine automatische oder manuelle 
Silbentrennung, keine Aufzählungszeichen, keine automati-
schen Absatzformatierungen etc.). Lediglich die Haupt- und 
Zwischenüberschriften werden fett, botanische Namen  
kursiv gekennzeichnet. 

•	 Die Bildlegenden sollen getrennt, entweder am Textende, 
auf einer neuen Seite oder in einer eigenen Datei gespeichert 
werden.

•	 Tabellen, Bilder und Grafiken müssen in eigenen Dateien ab-
gelegt werden. Digitale Bilder sollten mit mindestens 300 dpi  
gescannt und im Original-Grafikformat gespeichert werden  
(z. B. als EPS-, JPG- oder TIF-Datei). Bilder und Grafiken bitte 
nicht in das Textverarbeitungsprogramm importieren.

Urheberrecht und Recht am eigenen Bild

Der Autor muss gewährleisten, dass er über die urheberrecht-
lichen Nutzungsrechte für den Beitrag einschließlich der Bilder 
verfügt und dass keine Rechte Dritter verletzt werden. Sollten 
Sie in Ihrem Beitrag Textpassagen oder Bilder aus Fachbüchern, 
Zeitschriften, Internet etc. verwenden, erkundigen Sie sich bitte 
genau, ob dies zulässig ist, und holen Sie sich gegebenenfalls die 
Erlaubnis des Verlags oder Autors. Damit der Bericht auch an-
schaulich ist und gerne gelesen wird, sollte er mit einigen Bildern 
versehen werden. Am besten geeignet sind Digitalbilder in einer 
möglichst hohen Auflösung.

Bei Fotos von Personen besteht das Recht am eigenen Bild der 
abgebildeten Person. Deshalb sollte eine Einwilligung zur Veröf-
fentlichung vorliegen. Ein Muster der Einwilligungserklärung zur 
Bildrechtnutzung finden Sie auf der Website des Landesverbandes 
www.gartenbauvereine.org im Downloadbereich
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Pressebeauftragter im Verein

In jedem Verein sollte es eine Person geben, welche die Presse-
arbeit übernimmt. Die Informationen, die an die Presse weiter-
gegeben werden sollen, müssen Aktualität haben und dürfen 
den Leser bzw. Hörer nicht langweilen. Weil nur bei besonderen 
Aktivitäten die Veranstaltungen eines Vereins von der Presse 
wahrgenommen werden, muss die Zuarbeit für die Redaktionen 
durch den Pressebeauftragten gewährleistet sein. Er muss somit 
auch in der Lage sein, Texte fachlich und stilistisch gekonnt  
abzufassen. Dabei sind folgende Punkte zu beachten:
•	 Manuskripte müssen formal in Ordnung sein und sollten  

mit einem gängigen Textverarbeitungsprogramm  
geschrieben werden.

•	 Überschriften: Ein informativer Arbeitstitel für den Beitrag 
genügt, denn Schlagzeilen und Überschriften werden in den 
Redaktionen gemacht. 

•	 Logische Reihenfolge: Es ist ratsam, sich vor dem Verfassen 
eines Textes eine Gliederung zu erstellen, damit man beim 
Schreiben den „roten Faden“ immer vor sich hat.  
Informationen müssen sachlich und präzise erfasst werden, 
Zahlenangaben müssen stimmen.  
Bei Namensnennung werden Titel, Vorname, Name und  
Funktion der betreffenden Person angegeben. Die zentrale 
Nachricht gehört in den Anfang – Fragen, wer, was, wann,  
wo, wie und warum getan hat, sollten im ersten Absatz  
beantwortet werden.

•	 Stil und Inhalt: Schreiben Sie sachlich, mit vielen Verben und 
verwenden Sie kein Passiv.  Vermeiden Sie Wiederholungen, 
Füllwörter, Abkürzungen, Schachtelsätze sowie Eigenlob,  
Mutmaßungen und Superlative.

•	 Korrekturlesen: Der Text sollte vor der Abgabe – auch  
von einer zweiten Person – geprüft werden (Inhalt, Stil,  
Grammatik, Rechtschreibung, Interpunktion).

•	 E-Mailversand: Nutzen Sie eine aufmerksamkeitsstarke  
Betreffzeile, die aussagekräftig ist. Die Bedeutung der  
Maßnahme oder Veranstaltung wird kurz in der E-Mail  
erklärt mit der Bitte um Veröffentlichung. Die Länge der  
E-Mail sollte etwa eine DIN A4-Seite bzw. 300 Wörtern  
entsprechen. Der eigentliche Pressetext wird im Anhang  
verschickt. Weiterführende Informationen auf Anfrage  
versenden. Wird die E-Mail an weitere Kontakte geleitet,  
sollten diese in das Bcc-Feld eingefügt werden, denn  
persönliche E-Mail-Adressen anderer sind kein Allgemeingut.
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„Der praktische Gartenratgeber“

Da im Landesverband rund 3.200 Gartenbauvereine zusammen-
geschlossen sind, erhalten wir viele Berichte aus den Vereinen 
sowie den Kreis- und Bezirksverbänden, mit der Bitte um Ver-
öffentlichung in unserer Verbandszeitschrift. Es ist ein wichtiger 
Bestandteil unserer Arbeit, positive, nachahmenswerte Beispiele 
unseres landeskulturellen Auftrags einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. 

Wir müssen aber an dieser Stelle deutlich darauf hinweisen,  
dass dies aus Platzgründen und den vielen thematisch ähnlichen 
Veranstaltungen nicht immer möglich ist. Im Interesse aller  
Leser möchten wir Sie bitten, über Ereignisse zu schreiben, die 
beispielhaft und überregional für alle Vereine in Bayern inter-
essant sind und nicht nur von lokaler Bedeutung. Die Ereignisse 
sollten landeskulturellen Wert besitzen und Originalität zeigen.
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Gartenpfleger und andere Helfer übernehmen in Gartenbau-
vereinen eine ganz wichtige Funktion, weil sie durch ihre Fach-
kompetenz und ihr Engagement die Aktivität des Vereins unter 
Beweis stellen und somit dessen Ansehen insgesamt anheben. 
Als Gegenleistung für die durch die Helfer bewirkte Steigerung 
der Wertschätzung in den Augen der Allgemeinheit sollte der 
Gartenbauverein zumindest über den Versicherungsschutz  
Bescheid wissen und seine Helfer darüber informieren. 

Haftpflichtversicherungsschutz
Bei der Haftpflichtversicherung müssen zwei Arten des  
Tätigwerdens von Gartenpflegern und Helfern unterschieden 
werden: Zum einen Tätigkeiten im Auftrag des Vereins, zum  
anderen Tätigkeiten aufgrund einer freien Vereinbarung  
zwischen Helfern und anderen Personen.

Tätigkeiten im Auftrag des Gartenbauvereins

Werden Tätigkeiten im Auftrag des Vereins durchgeführt, so  
ist die gesetzliche Haftpflichtversicherung durch die über den 
Landesverband abgeschlossene Vereinshaftpflichtversicherung 
mit versichert, wenn es sich um satzungsgemäße oder sich aus 
dem Vereinszweck ergebende Aktionen handelt.

Tätigkeiten aufgrund freier Vereinbarungen

Führen Gartenpfleger oder Helfer Arbeiten aufgrund einer freien 
Vereinbarung – d. h. ohne Auftrag des Vereins – für Dritte aus, so 
greift die Vereinshaftpflichtversicherung nicht. 

Auch eine private Haftpflichtversicherung wird in der Regel nicht 
für Schäden einstehen, die aus solchen Tätigkeiten herrühren, da 
gemäß den Besonderen Bedingungen – Risikobeschreibungen und 
Erläuterungen zur Haftpflichtversicherung nur die gesetzliche 
Haftpflicht als Privatperson aus den Gefahren des täglichen Le-
bens, nicht aber aus den Gefahren eines Betriebes, Berufes oder 
Dienstes versichert ist. 

Außerdem bezieht sich laut den in den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) definier-
ten Ausschlüssen der Versicherungsschutz nicht auf Haftpflicht-
ansprüche wegen Schäden an fremden Sachen, die durch eine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit an oder mit diesen Sachen 
entstanden sind. 

3.20	
Versicherungsschutz 
für Gartenpfleger und 
Helfer des Vereins
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Dies bedeutet, dass bei Tätigkeiten aufgrund freier Vereinbarun-
gen mit Dritten in anderer Weise für Haftpflichtversicherungs-
schutz gesorgt werden muss, z. B. durch die über den Landesver-
band abzuschließende zusätzliche Haftpflichtversicherung für 
Gartenpfleger und Baumwarte. 

Unfallversicherungsschutz 
Auch beim Unfallversicherungsschutz für Gartenpfleger und 
Helfer sind mehrere Varianten in Betracht zu ziehen: 
•	 Tätigkeiten im Garten von Vereinsmitgliedern –  

Unfallversicherung des Landesverbandes
•	 Tätigkeiten für den Verein ohne Entlohnung
•	 Tätigkeiten für den Verein mit Entlohnung
•	 Tätigkeiten im Rahmen eines selbständigen Unternehmens 
•	 Tätigkeiten auf (privaten) Park- und Gartengrundstücken
•	 Tätigkeiten auf kommunalen Flächen 
•	 Tätigkeiten aufgrund freier Vereinbarungen in Privatgärten.

Je nach Art der Tätigkeiten können verschiedene gesetzliche 
Unfallversicherungsträger zuständig sein, z. B. die Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft (VBG), Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG), oder die Kommunale 
Unfallversicherung Bayern (KUVB).

Wer letztendlich zuständig ist, muss im Einzelfall von den  
gesetzlichen Unfallversicherungsträgern selbst geklärt werden, 
da die Definition ihrer Zuständigkeiten von vornherein keine 
scharfe Trennung zulässt. So gilt z. B. für die Verwaltungs-Berufs-
genossenschaft, dass sie dann zuständig ist, wenn der Verein 
kein Unternehmen des Gartenbaus ist und überwiegend Zwecke 
wie Förderung des Obst- und Gartenbaus im Rahmen des Na-
tur-schutzes und der Landespflege verfolgt bzw. die Hauptziel-
setzung des Vereins die Weitergabe von Wissen aus dem Bereich 
des Obst- und Gartenbaus sowie die Förderung des Naturschut-
zes und die Landespflege ist. Die SVLFG hingegen ist zuständig 
für Unternehmen, die unmittelbar der Förderung des Garten-
baues überwiegend dienen, wobei deren Zwecke auf den gärt-
nerischen Betrieb bzw. die gärtnerische Erzeugung ausgerichtet 
sind. In weiteren Fällen, z. B. bei Streuobstwiesen, kann auch die 
Zuständigkeit der SVLFG gegeben sein.
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Tätigkeiten im Garten von Vereinsmitgliedern –  
Unfallversicherung des Landesverbandes

Die über den Landesverband abgeschlossene Unfallversicherung 
gilt grundsätzlich für Unfälle, die namentlich beim Landesver-
band gemeldete Mitglieder während gärtnerischer Tätigkeit im 
eigenen oder im Garten eines anderen Mitgliedes erleiden.  
Darüber hinaus versichert sind Unfälle bei Veranstaltungen, die 
sich aus dem Vereinszweck ergeben. Bei Vollinvalidität beträgt 
die Deckungssumme € 80.000, im Todesfall € 10.000. Trotz die-
ser verbesserten Leistungen kann die Unfallversicherung des  
Landesverbandes nur ein kleines „Trostpflaster“, jedoch kein 
Ersatz für die gesetzliche oder eine eigene private Unfall- 
versicherung sein.

Tätigkeiten für den Verein ohne Entlohnung

Verrichten Gartenpfleger oder Helfer für den Verein Arbeiten 
ohne Entgelt, so können die Berufsgenossenschaften unter  
folgenden Bedingungen zuständig sein:
•	 	Es muss sich um eine ernstliche, dem fremden Unternehmen 

(= Verein) zu dienen bestimmte Tätigkeit handeln.
•	 Sie muss dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willen  

des Unternehmens entsprechen.
•	 Sie muss so beschaffen sein, dass sie von Beschäftigten eines 

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zugänglichen Berufes  
ausgeführt werden kann.

•	 Sie muss im konkreten Einzelfall „arbeitnehmerähnlich“ 
ausgeübt werden. Das bedeutet, die Tätigkeit darf nicht  
aufgrund mitgliedschaftlicher Verpflichtung, verwandtschaft-
licher oder nachbarschaftlicher Gefälligkeitsleistung oder 
unternehmerähnlich ausgeübt werden. 

Vom Versicherungsschutz sind folglich unentgeltliche Arbeits-
leistungen von Vereinsmitgliedern ausgenommen, die auf  
ausdrücklichen satzungsmäßigen Pflichten und Beschlüssen  
der Mitgliederversammlung oder des Vorstands beruhen.  
Außerdem gehören zu den unversicherten Tätigkeiten auch  
solche, die kraft allgemeiner Übung im Verein erbracht werden, 
d. h., die ein Verein aufgrund der Geringfügigkeit von seinen  
Mitgliedern erwarten kann.
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Eine Möglichkeit, Helfer trotzdem zu versichern, bietet die seit 
2005 bestehende gesetzliche Unfallversicherung im Ehrenamt. 
Gemeinnützig anerkannte Gartenbauvereine können für  
gewählte oder beauftragte Ehrenamtsträger auf freiwilliger  
Basis eine Unfallversicherung abschließen.  
Für diese freiwillige Versicherung muss ein Antrag bei der  
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft gestellt werden  
(siehe „3.23 Gesetzliche Unfallversicherung im Ehrenamt“).

Tätigkeiten für den Verein mit Entlohnung 

Werden Helfer für den als Arbeitgeber auftretenden Verein 
gegen Entlohnung tätig, d. h., geht ihre Tätigkeit über eine blo-
ße Gefälligkeit oder gelegentliche Hilfeleistung hinaus, so ist 
gesetzlicher Unfallversicherungsschutz grundsätzlich gegeben. 
Der Verein ist in diesem Fall Unternehmer, somit automatisch 
Mitglied bei der für ihn zuständigen Berufsgenossenschaft und 
seine „Beschäftigten“ unterliegen kraft Gesetzes der Pflichtversi-
cherung laut Sozialgesetzbuch VII. Versicherungsschutz besteht 
für alle Beschäftigten unabhängig von Alter, Höhe des Einkom-
mens, geringfügiger oder vorübergehender Tätigkeit. Der Garten-
bauverein ist verpflichtet, sich sofort bei einer Berufsgenossen-
schaft zu melden – naheliegend ist die SVLFG. Nach der Meldung 
bitten die Berufsgenossenschaften den Verein, einen Fragebogen 
auszufüllen, mit dessen Hilfe sie ihre versicherungsrechtliche  
Zuständigkeit überprüfen. 

Ist die Zuständigkeit gegeben, muss der Verein im Vordruck  
Arbeitswertnachweis bzw. Entgeltnachweis Angaben zur  
Gesamtzahl der Beschäftigten, der Arbeitstage bzw. -stunden 
und des Bruttoarbeitsentgeltes machen. Der Beitrag der SVLFG 
errechnet sich aus einem Grundbeitrag und einer Risikoauf- 
wendung. Der Mindestgrundbeitrag beträgt derzeit 80,80 €,  
die Risikogruppe wird im Einzelfall errechnet. 

Zu den Aufgaben einer Berufsgenossenschaft gehören einerseits 
nach Eintritt eines Versicherungsfalles die Wiederherstellung 
der Gesundheit der versicherten Gartenpfleger und Helfer sowie 
deren Wiedereingliederung in die Gesellschaft. Hierfür erbringt 
sie Leistungen der medizinischen Rehabilitation (z. B. Kranken-
pflege), Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben 
in der Gemeinschaft (z. B. berufliche Anpassung und Haushalts-
hilfe) und finanzielle Hilfen (z. B. Hinterbliebenenrente). Anderer-
seits hat sie auf die Vermeidung von Unfällen, Krankheiten und 
Gesundheitsgefahren hinzuwirken. Zu diesem Zweck erlässt sie 
Unfallverhütungs- und sicherheitstechnische Vorschriften mit 
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bindendem Charakter, deren Einhaltung jederzeit überwacht 
werden kann. Gartenbauvereine, in denen i. d. R. nur wenige 
Arbeitstage und geringe Gesamtbruttoarbeitsentgelte anfallen, 
werden selten von Fachkräften der Berufsgenossenschaften  
kontrolliert. Das kann bedeuten, dass diese Besuche, die eher  
als Beratung und Hilfestellung denn als „scharfe“ Kontrolle ein-
zustufen sind, nur einmal innerhalb mehrerer Jahre stattfinden. 

Um den Auflagen der Berufsgenossenschaften nachzukommen 
sollte man einige Punkte beachten: 
•	 Die beschäftigten Arbeitskräfte müssen in allen in Betracht 

kommenden Bestimmungen der Unfallverhütungsvorschrif-
ten unterwiesen werden, z. B. durch Ausgabe von Merkblät-
tern, Broschüren und offizieller Mitteilungsblätter der SVLFG 
oder der VBG.

•	 Die bei sämtlichen Tätigkeiten für den Gartenbauverein  
verwendeten Werkzeuge, Geräte und Anlagen sind in ein-
wandfreiem und funktionstüchtigem Zustand zu halten. 

•	 Wo notwendig, sind für Werkzeuge, Geräte und Anlagen  
Sicherheitsdatenblätter lesbar anzubringen.

•	 Ein Erste-Hilfe-Kasten ist an einer den Mitarbeitern bekannten 
Stelle aufzuhängen, ebenso ein von der Berufsgenossenschaft 
zu beziehendes Erste-Hilfe-Plakat und es sind ausreichend 
Ersthelfer auszubilden.

•	 Vereinsvorsitzende können an Seminaren der Berufsgenos-
senschaften teilnehmen.

•	 Manche Berufsgenossenschaften akzeptieren z. T. von Helfern 
unterschriebene Erklärungen wie: „Hiermit bestätige ich dem 
Gartenbauverein Musterdorf, dass ich bei den für ihn durch-
zuführenden Arbeiten die geltenden Unfallbestimmungen 
beachte. – Ort, Datum, Unterschrift“. 

Tätigkeiten als Unternehmen des Garten-, Landschaft- und 
Sportplatzbaues oder eines Baumwartunternehmens

Betreiben Gartenpfleger oder sonstige Mitglieder eines  
Gartenbauvereins ein selbständiges Unternehmen des Garten-, 
Landschafts- und Sportplatzbaues (Landschaftsgärtnereien)  
oder ein Baumwartunternehmen, sind sie ebenso wie andere 
Unternehmen verpflichtet, sich bei der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) anzumelden. 
Das bedeutet, nicht der Gartenbauverein ist für die ordnungsge-
mäße Meldung und den damit einhergehenden Versicherungs-
schutz verantwortlich, sondern sie selbst haben im Rahmen ihrer 
unternehmerischen Tätigkeit dafür Sorge zu tragen. 
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Tätigkeiten auf (privaten) Park- und Gartengrundstücken

Aus Sicht der gesetzlichen Unfallversicherung gehören zur priva-
ten Park- und Gartenpflege – mit Ausnahme von Haus-, Zier- und 
Kleingärten – sämtliche Park- und Gartengrundstücke, deren 
Pflege einen nicht unerheblichen Arbeitsaufwand erfordert. Von 
einem nicht unerheblichen Arbeitsaufwand wird ausgegangen, 
wenn für die Grundstückspflege jährlich mehr als 100 Arbeits-
stunden vom Gartenbesitzer, den Familienangehörigen oder von 
fremden Arbeitskräften (z. B. Aushilfen) aufgewendet werden. 
Das bedeutet, dass diese private Park- und Gartenpflege der Ver-
sicherungspflicht in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
(SVLFG, siehe oben) unterliegt.

Tätigkeiten auf kommunalen Flächen

Für Gartenpfleger und Helfer, die gemeindliche Grünflächen 
pflegen, ist der Träger der kommunalen Unfallversicherung in 
Bayern – die Kommunale Unfallversicherung Bayern (KUVB) – zu-
ständig, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
•	 Die betreute Grünanlage muss untrennbarer Bestandteil 

einer bei der KUVB versicherten Einrichtung sein, z. B. ein 
Kindergarten, eine Schule oder ein sonstiges gemeindliches 
Gebäude. Hingegen sind kommunale Grünflächen i. d. R. bei 
der SVLFG versichert, wenn sie größer als 5 ha sind. Welche 
Art der Versicherung für die jeweiligen Flächen besteht, sollte 
vor Beginn der Pflegemaßnahmen von der Gemeinde erfragt 
werden.

•	 Die erbrachte Arbeit muss für die Gemeinde von wirtschaftli-
chem Wert sein. Dies ist z. B. im Rahmen der Pflege von öffent-
lichem Grün eine Tätigkeit, für die sonst ein Gemeindearbeiter 
eingesetzt werden müsste.

•	 Die Personen müssen arbeitnehmerähnlich tätig sein, d. h., sie 
sind wie Beschäftigte der Gemeinde tätig und unmittelbar 
den Weisungen der Gemeinde unterworfen.

•	 Die Tätigkeit muss im ausdrücklichen oder zumindest 
 mutmaßlichen Auftrag der Gemeinde, die als Unternehmer 
fungiert, erfolgen. 

Vor der Tätigkeit ist eine Liste mit namentlicher Nennung der 
Helfer zu erstellen und bei der Gemeinde zu hinterlegen. Einer 
Meldung der von der Gemeinde vorübergehend beschäftigten 
Personen an die KUVB bedarf es nicht. Ohne Bedeutung für den 
Versicherungsschutz ist, ob die Tätigkeit gegen Entgelt oder  
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unentgeltlich verrichtet wird. Ist ein Unfall eingetreten, über-
nimmt die KUVB die Kosten für Transport, Arzt, Arzneimittel, 
Therapien und weitere Rehabilitationsmaßnahmen sowie die 
Zahlung von Verletztengeld, Renten bei bleibenden  
Gesundheitsschäden u. v. m.

Tätigkeiten aufgrund freier Vereinbarungen in Privatgärten 

Die KUVB ist außerdem zuständig für private Gartenhilfen  
(z. B. Gartenpfleger, die in Privathaushalten gärtnerische Arbeiten 
verrichten). Die gesetzliche Unfallversicherung ist für den Helfer 
beitragsfrei, da die Kosten vom Arbeitgeber, d. h. dem Haushalts-
führenden, zu tragen sind. Dieser hat die Pflicht, die Beschäfti-
gung der Gartenhilfe binnen einer Woche der KUVB zu melden. 
Es genügt eine formlose Anmeldung. Beitragspflicht besteht  
unabhängig davon, ob es sich um ein vorübergehendes oder 
dauerhaftes Beschäftigungsverhältnis handelt. Die wöchent-
lichen Arbeitsstunden sowie die Höhe des Arbeitsentgeltes bzw. 
Sozialversicherungspflicht spielen hierbei keine Rolle. Der  
Beitrag wird pauschal pro beschäftigter Person und Kalenderjahr 
erhoben. Für Helfer, die in einem Kalenderjahr nicht länger als für 
einen zusammenhängenden Zeitraum von 6 Monaten tätig  
waren oder bei denen der Umfang der Beschäftigung regel-
mäßig nicht mehr als 10 Stunden in der Woche betragen hat, 
ermäßigt sich der Beitrag um die Hälfte. Es werden folgende 
Jahresbeiträge erhoben: Voller Jahresbeitrag pro Haushaltshilfe: 
€ 80,– und ermäßigter Jahresbeitrag pro Haushaltshilfe: € 40,–. 

Kontaktadressen gesetzlicher Unfallversicherungsträger

Name Adresse; Telefon Internet
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft Barthstraße 20, 80339 München; 089/500 95-0 vbg.de
Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau

34105 Kassel: 0561/785-0 svlfg.de

Kommunale Unfallversicherung Bayern Ungererstraße 71, 80805 München; 089/3 60 93-0, kuvb.de
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Immer mehr Gartenbauvereine tragen sich mit dem Gedanken, 
Kinder- und Jugendaktivitäten durchzuführen bzw. Kinder- und 
Jugendgruppen zu gründen oder haben diese Überlegungen 
schon in die Tat umgesetzt. Die dabei von der Vereinsleitung 
und den Betreuungspersonen am häufigsten gestellten Fragen 
sind: Wofür bin ich bei der Betreuung von Kinder- und Jugend-
aktivitäten verantwortlich, was bedeutet Aufsichtspflicht,  
wofür kann ich haftbar gemacht werden, was passiert, wenn 
Aufsichtsbedürftige während einer Gruppenaktion selbst  
Schaden nehmen oder andere schädigen, wie bin ich als  
Betreuer gegen Unfälle abgesichert, welche Arten von  
Versicherungsschutz gibt es, was bietet diesbezüglich der  
Bayerische Landesverband seinen Vereinen an?

Verkehrssicherungspflicht und Aufsichtspflicht
Als Verkehrssicherungspflicht gilt die Pflicht, dafür Sorge zu 
tragen, dass durch eine Gefahrenquelle, die im Verantwortungs-
bereich eines Vereins besteht oder geschaffen wurde, niemand 
geschädigt wird, wenn der Schaden vorhersehbar und mit  
zumutbaren Mitteln zu verhindern ist.

Aufsichtspflicht beinhaltet, dass Minderjährige einerseits vor 
Schäden jeder Art zu bewahren und andererseits daran zu hin-
dern sind, Dritte zu schädigen. Betreuungspersonen überneh-
men automatisch die Aufsichtspflicht über die an Kinder- und 
Jugendaktivitäten teilnehmenden Minderjährigen. Hierfür ist 
kein schriftlicher, nicht einmal ein ausdrücklicher mündlicher 
Vertrag zwischen dem Verein/dem Betreuungspersonal und 
den Eltern notwendig: Allein dadurch, dass die Eltern ihre Kinder 
zu der Veranstaltung schicken ist schon der Wille der Eltern zur 
Übertragung der Aufsichtspflicht erkennbar. Folgende Kriterien 
sind bei der Ausübung der Aufsichtspflicht zu beachten:
•	 Alter, Entwicklungsstand und sonstige Eigenschaften  

der Aufsichtsbedürftigen
•	 Art/Gefahrenpotenzial der Tätigkeit
•	 Situation in der Gruppe
•	 Räumliche Gegebenheiten
•	 Gruppengröße.

Dies bedeutet, dass der Aufsichtspflichtige über die persön- 
lichen Umstände der Aufsichtsbedürftigen Bescheid weiß,  
über geplante Aktionen und damit verbundene Gefahren in  
angemessener, verständlicher Weise informiert, überprüft, ob 
diese Informationen von allen verstanden und befolgt werden 
und nötigenfalls auch eingreift. 

3.21	
Versicherungsschutz 
bei der Kinder- und  
Jugendarbeit
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Die Aufsichtspflicht stellt aber nicht den Zwang zu einer  
Dauerbeobachtung dar, sondern ist eine „Nebenpflicht“, die  
nur vernünftige, jedoch keine übertriebenen Anforderungen an 
die Betreuungspersonen umfasst. Vorrangig bei der Kinder- und 
Jugendarbeit ist zweifellos, den jungen Menschen Freiräume für 
ihre Entwicklung zu gewähren und sie zu Selbständigkeit und 
Mündigkeit zu erziehen.

Vereinshaftpflichtversicherung des Landesverbandes
Sollte es dennoch zu einer Verletzung der Verkehrssicherungs- 
und der Aufsichtspflicht kommen, so besteht dafür grundsätz-
lich eine Absicherung durch die über den Landesverband für  
alle Vereine abgeschlossene Vereinshaftpflichtversicherung.  
Das bedeutet, dass nicht der Verein, die Vereinsleitung oder die 
Betreuungsperson mit dem eigenen Vermögen haftet, sondern 
die Versicherung für den Schaden aufkommt.

Versicherungsumfang der Vereinshaftpflichtversicherung

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Vereins sowie aller 
Personen, die im Auftrag und in Verantwortung für den Verein 
tätig sind – unabhängig davon, ob Mitglied oder Nicht-Mitglied.

Die Vereinshaftpflichtversicherung umfasst nicht nur Tätig- 
keiten, die im unmittelbaren Zusammenhang mit einer gärtner-
ischen Betätigung stehen, sondern auch Veranstaltungen  
unterschiedlichster Art, sofern sie sich aus dem Vereinszweck  
ergeben. Dies können insbesondere auch Maßnahmen der  
Kinder- und Jugendarbeit sein wie:
•	 Spiele, Bastelnachmittage 
•	 Naturwanderungen
•	 Radtouren 
•	 Ferienfreizeiten
•	 Zeltlager
•	 Kinder- und Jugendfeste
•	 Sporttraining
•	 Umwelt-Säuberungs-Aktionen
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Versicherungsbeispiele

Zur Veranschaulichung der Thematik folgt eine Auflistung mit 
einigen Beispielen aus der Praxis, die unter den Versicherungs-
schutz der über den Landesverband abgeschlossenen Vereins-
haftpflichtversicherung fallen:
•	 Ein Gartenbauverein organisiert eine Sonnwendfeier für  

Kinder. Dabei ergibt es sich, dass die Kinder unbeaufsichtigt 
an der Feuerstelle gelassen werden. Ein Kind kommt zu  
Schaden und die Eltern stellen Schadenersatzansprüche  
an den Verein als Veranstalter.

•	 Ein Gartenbauverein unterhält einen Kinderspielplatz. Wegen 
ungenügender Wartung der Spielgeräte werden Kinder  
verletzt. Die Eltern stellen Ansprüche an den Verein als  
Betreiber des Spielplatzes.

•	 Ein Gartenbauverein organisiert eine Fete. Während der  
Veranstaltung bricht Feuer aus. Da die Notausgänge ver-
schlossen sind, kommt es zur Panik unter den Teilnehmern. 
Einige werden verletzt und stellen nunmehr Ansprüche  
gegen den Verein als Veranstalter.

•	 Bei einem Ausflug spielen die Mitglieder der Kindergruppe auf 
einem Abenteuerspielplatz. Die Betreuungspersonen weisen 
die Kinder nicht daraufhin, dass sie die Spielgeräte nicht  
benutzen dürfen, wenn es regnet. Ein Kind verletzt sich durch 
Herabfallen von einem regennassen Spielgerät schwer. 

•	 Im Rahmen eines Freizeitprogramms des Gartenbauvereins  
spielen Kinder Fußball, werden auf längere Zeit von den  
Betreuungspersonen unbeobachtet gelassen und schießen 
dabei eine Fensterscheibe ein.

Es gibt aber auch Schadensereignisse, in denen den Verein bzw. 
das Betreuungspersonal keine Schuld trifft, da die Verkehrssiche-
rungs- und die Aufsichtspflicht erfüllt wurden. In diesen Fällen 
kann der Geschädigte den Verein bzw. die Betreuungspersonen 
nicht auf Schadenersatz in Anspruch nehmen und die Vereins-
haftpflichtversicherung weist die unbegründeten Ansprüche 
zurück. 
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Auch hierzu einige Beispiele:
•	 Eine Kinder- und Jugendgruppe eines Gartenbauvereins fährt 

auf eine Freizeit in ein Freizeitheim. Die Betreuer weisen alle 
Kinder daraufhin, dass ab 22.00 Uhr Nachtruhe herrscht und 
sich alle im Zimmer befinden müssen. Diese Erläuterungen 
werden unter Zeugen vorgetragen. Ein Kind jedoch verlässt 
ohne Erlaubnis das Heim, wird überfahren und stirbt  
aufgrund der Unfallfolgen. 

•	 Im Rahmen eines Freizeitprogramms des Gartenbauvereins 
spielen Kinder Fußball und schießen dabei eine Fensterschei-
be ein, obwohl die Betreuungspersonen die Kinder ständig 
beobachteten oder sich zumindest im näheren Bereich  
aufhielten.

Unfallversicherung des Landesverbandes 
Unfallversicherungsschutz über den Landesverband besteht in 
Form der personenbezogenen Unfallversicherung. Sie erstreckt 
sich auf Unfälle, die dem Landesverband namentlich gemeldete 
Mitglieder – also auch Kinder und Jugendliche – bei Maßnahmen 
der Kinder- und Jugendarbeit erleiden. Die Unfallversicherung 
leistet Zahlungen bei Invalidität und Tod – Arzt- und Heilungs-
kosten übernimmt die jeweilige Krankenversicherung.
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Ein Schwerpunkt der Tätigkeit vieler Gartenbauvereine ist der 
Obstanbau, die Pflege oder Anlage landschaftsprägender  
Streuobstwiesen und die Förderung der menschlichen  
Gesundheit durch das Propagieren des Verzehres von Obst.  
Da etliche dieser Vereine über eine eigene Kelterei verfügen, in 
denen überwiegend Vereinsmitglieder als Helfer tätig werden, 
soll hiermit Auskunft über den diesbezüglichen Versicherungs-
schutz geben werden.

Haftpflichtversicherungsschutz
Für die von Gartenbauvereinen betriebenen Keltereien besteht 
automatisch Versicherungsschutz durch die über den Landesver-
band abgeschlossene Vereinshaftpflichtversicherung. Hierbei  
ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht des Vereins sowie 
aller Personen, die im Auftrag des Vereins tätig werden. Darin 
eingeschlossen ist darüber hinaus die gesetzliche Haftpflicht 
aus dem Produkt-Haftungsgesetz wegen Schäden, die durch in 
vereinseigenen Keltereieinrichtungen hergestellte Obstfertig-
produkte entstanden sind – was natürlich nicht die Kunden von 
deren eigener Verantwortung für die Hygiene der von ihnen  
angelieferten Früchte und Behältnisse entbindet.

Unfallversicherungsschutz 
Der Unfallversicherungsschutz für Helfer in Keltereien ist  
differenzierter zu betrachten, da es – unabhängig von der  
Unfallversicherung des Landesverbandes – aus sozialgesetzlicher 
Sicht zwei grundlegend verschiedene Arten der Tätigkeiten in 
vereinseigenen Keltereien gibt:
•	 Tätigkeiten von Vereinsmitgliedern ohne Entgelt im  

Rahmen von Mitgliedschaftspflichten
•	 Tätigkeiten von Vereinsmitgliedern ohne Entgelt über  

Mitgliedschaftspflichten hinaus oder gegen Entgelt.

Im ersten Fall besteht aufgrund des festgelegten Status eines 
Mitglieds in einem Verein und der daraus erwachsenden  
Pflichten kein gesetzlicher Unfallversicherungsschutz, wohl  
aber im zweiten Fall, der dem eines „normalen“ Beschäftigungs-
verhältnisses gleichkommt. Eine ausführlichere Erläuterung 
erfolgt weiter unten.

3.22	
Versicherungsschutz  
in Vereinskeltereien
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Unfallversicherung des Landesverbandes

Unfallversicherungsschutz für Helfer in Keltereien über den  
Landesverband ist zwar gegeben, da die im Mitgliedsbeitrag  
enthaltene Gartenunfallversicherung auch für Unfälle gilt, die 
namentlich gemeldete Mitglieder (Helfer) während ihrer  
Tätigkeit in der Vereinskelterei erleiden. Aber diese Versicherung 
bietet nur einen gewissen Versicherungsschutz und kann kein 
Ersatz für eine Unfallversicherung mit ausreichenden  
Leistungen sein. 

Tätigkeiten von Vereinsmitgliedern ohne Entgelt im Rahmen 
von Mitgliedschaftspflichten

Nicht unter den gesetzlichen Unfallversicherungsschutz fallen 
laut Urteil des Bundessozialgerichts unentgeltliche Arbeitsleis-
tungen von Vereinsmitgliedern, die auf ausdrücklichen satzungs-
mäßigen Pflichten oder Beschlüssen der Mitgliederversammlung 
bzw. des Vorstands beruhen. 

Außerdem gehören zu den unversicherten Tätigkeiten auch 
solche, die kraft allgemeiner Übung im Verein erbracht werden, 
d. h., die ein Verein aufgrund der Geringfügigkeit von seinen 
Mitgliedern erwarten kann. Dabei wird eine allgemeine Vereins-
übung nicht dadurch in Frage gestellt, dass nicht alle Vereins-
mitglieder, sondern nur einige von ihnen die für bestimmte 
Tätigkeiten erforderliche persönliche oder fachliche Eignung 
besitzen. Wesentlich ist allein, ob der Verein erwarten kann, dass 
bestimmte Aufgaben von geeigneten Mitgliedern wahrgenom-
men werden und diese regelmäßig der Erwartung des Vereins 
auch nachkommen. 

Das heißt mit anderen Worten, dass selbst die Tätigkeit von  
Mitgliedern, die eine besondere persönliche Eignung mitbringen 
und ausgebildet wurden z. B. technisch anspruchsvolle Obst-
mühlen, Pressen oder Abfüllanlagen zu bedienen und zu warten, 
nicht unter den gesetzlichen Unfallversicherungsschutz gestellt 
sind, wenn der Verein diese Tätigkeit von den Mitgliedern  
erwarten kann.

Die Beurteilung der Frage, was von den Mitgliedern gefordert 
werden kann, hängt bei umfangreichen Tätigkeiten – zu denen 
der Einsatz als Helfer in einer Kelterei zu zählen ist – von den 
Umständen des Einzelfalles ab und liegt in der Gestaltungsfrei-
heit des Vereins. Allgemein betrachtet ist die Grenze der Gering-
fügigkeit dort überschritten, wo sich eine Arbeitsleistung von 
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wirtschaftlichem Wert von dem Maß an vergleichbarer Aktivität 
abhebt, das die Vereinsmitglieder üblicherweise aufwenden. Das 
heißt, die Grenze verläuft da, wo die erbrachte Leistung nicht 
auf mitgliedschaftlicher Verpflichtung beruht, sondern darüber 
hinaus geht (siehe nächstes Kapitel).

Tätigkeiten von Vereinsmitgliedern ohne Entgelt über Mitglied-
schaftspflichten hinaus oder gegen Entgelt

Arbeiten Helfer in der Vereinskelterei ohne Entgelt, so kann  
dennoch unter folgenden Bedingungen gesetzlicher Unfallversi-
cherungsschutz einer Berufsgenossenschaft gegeben sein:
•	 Es muss sich um eine ernstliche, dem fremden Unternehmen 

(= Gartenbauverein) dienende Tätigkeit handeln.
•	 Sie muss dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willen des 

Unternehmens entsprechen.
•	 Sie muss so beschaffen sein, dass sie von Beschäftigten eines 

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zugänglichen Berufes  
ausgeführt werden kann.

•	 Sie muss im konkreten Einzelfall „arbeitnehmerähnlich“ aus-
geübt werden. Das bedeutet, die Tätigkeit darf nicht aufgrund 
mitgliedschaftlicher Verpflichtung, verwandtschaftlicher oder 
nachbarschaftlicher Gefälligkeitsleistung oder unternehmer-
ähnlich ausgeübt werden. 

Erfolgt die Tätigkeit gegen Entgelt aufgrund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses, dann ist der gesetzliche Unfallversiche-
rungsschutz zu bejahen. Der Verein ist in diesem Fall Unterneh-
mer und somit automatisch Mitglied bei der für ihn zuständigen 
Berufsgenossenschaft. Je nach Schwerpunkt der Tätigkeiten des 
Vereins können verschiedene gesetzliche Unfallversicherungs-
träger zuständig sein, z. B. die 
•	 Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG)
•	 Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und  

Gartenbau (SVLFG)
•	 Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und  

Gastgewerbe (BGN). 

Wer letztendlich zuständig ist, muss im Einzelfall von den  
gesetzlichen Unfallversicherungsträgern selbst geklärt werden, 
da die Definition ihrer Zuständigkeiten von vornherein keine 
scharfe Trennung zulässt.
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Meldepflicht von Gartenbauvereinen

Der Gartenbauverein ist verpflichtet, seine Kelterei sofort bei der 
BGN zu melden, falls nicht bereits eine Mitgliedschaft bei einer 
anderen Berufsgenossenschaft besteht. Nach der Meldung  
bittet die Berufsgenossenschaft den Verein, einen Fragebogen 
auszufüllen, mit dessen Hilfe sie ihre versicherungsrechtliche  
Zuständigkeit überprüft.

Ist die Zuständigkeit gegeben, muss der Verein einen digitalen 
Lohnnachweis bis zum 16. Februar bei der gesetzlichen  
Unfallversicherung einreichen, mit Angaben zur Gesamtzahl  
der Beschäftigten, der Arbeitstage bzw. -stunden und des  
Bruttoarbeitsentgeltes.  
Die Unfallversicherung errechnet dann unter Zuhilfenahme  
des Wertes der Arbeit, der Höhe der Unfallgefahr (Gefahrtarif) 
und des aus der jährlich durchgeführten Umlagerechnung  
ermittelten Beitragsfußes den zu entrichtenden Beitrag.  
Dieser Beitrag lässt sich auch mit Hilfe des im Internetauftritt 
der BGN zu findenden „Beitragsrechners“ selbst bestimmen. 
Als Gewerbeart ist „43 Keltereien, Obstmostereien“ zu wählen. 
Zu beachten ist, dass der jährliche Mindestbeitrag auch bei  
geringen Gesamtarbeitsentgelten immer € 50,00 beträgt.  
Der Mindestbeitrag entspricht einem Entgelt von ca. € 4.600 
(Stand 2022).

Leistungen der Berufsgenossenschaft

Mit Hilfe der Beiträge werden einerseits die versicherten  
Helfer bei Verletzung oder Erkrankung bzw. im Todesfall die  
Hinterbliebenen entschädigt – unabhängig von Alter, Höhe des 
Einkommens, geringfügiger oder vorübergehender Tätigkeit der 
Beschäftigten. Andererseits gehört zu den Aufgaben einer  
Berufsgenossenschaft, auf die Vermeidung von Unfällen,  
Krankheiten und Gesundheitsgefahren hinzuwirken.  
Zu diesem Zweck erlässt sie Unfallverhütungs- und sicher- 
heitstechnische Vorschriften mit bindendem Charakter, deren  
Einhaltung jederzeit überwacht werden kann. Gartenbauvereine 
mit Keltereien, in denen i. d. R. nur wenige Arbeitstage und gerin-
ge Gesamtbruttoarbeitsentgelte pro Jahr anfallen, werden selten 
von Aufsichtspersonen der Berufsgenossenschaften kontrolliert. 
Das kann bedeuten, dass diese Besuche, die eher als Beratung 
und Hilfestellung denn als „scharfe“ Kontrolle einzustufen sind, 
nur einmal innerhalb mehrerer Jahre stattfinden. 
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Um den Auflagen der Berufsgenossenschaften nachzukommen, 
sollte man einige Punkte beachten bzw. folgende Maßnahmen 
ergreifen: 
•	 Der Verein als Unternehmer ist dafür verantwortlich, dass  

die gesamten Betriebseinrichtungen den Unfallverhütungs-
vorschriften entsprechen und eine wirksame Erste Hilfe 
sichergestellt wird.

•	 Der Verein ist zur Unterrichtung seiner versicherten Beschäf-
tigten über Unfallverhütungsvorschriften verpflichtet.

•	 Die von den Berufsgenossenschaften öffentlich bekannt  
gemachten und auf Anforderung zu beziehenden Unfallver-
hütungsvorschriften sind vom Verein so auszulegen, dass sie 
von den Versicherten jederzeit eingesehen werden können.

•	 Unternehmer (i. d. R. die Vereinsvorsitzenden) und Versicher-
te können an Aus- und Fortbildungslehrgängen teilnehmen, 
deren unmittelbare Kosten sowie die erforderlichen Fahr-, 
Verpflegungs- und Unterbringungskosten die Berufsgenos-
senschaften tragen.

Aus Wertschätzung des Vereins für seine Helfer sollten  
diese Punkte in jedem Fall beachtet und ein ausreichender  
Versicherungsschutz für die in der Kelterei Beschäftigten  
sichergestellt werden.

Wichtige Kontaktadressen gesetzlicher  
Unfallversicherungsträger für Vereinskeltereien

Name Adresse; Telefon Internet

Berufsgenossenschaft  
Nahrungsmittel und Gastgewerbe

Dynamostraße 7-11, 68165 Mannheim; 0621/44 56-0 bgn.de

Verwaltungs-Berufsgenossenschaft Barthstraße 20, 80039 München; 089/500 95-0 vbg.de

Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau

34105 Kassel; 0561/785-0 svlfg.de
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Durch das „Gesetz zur Verbesserung des unfallversicherungs-
rechtlichen Schutzes bürgerschaftlich Engagierter und  
weiterer Personen“ sowie das „Gesetz zur Modernisierung  
der gesetzlichen Unfallversicherung“ können ehrenamtlich  
tätige Personen in den Genuss von gesetzlichem Unfallversi-
cherungsschutz kommen. 
Im Folgenden werden die wesentlichen Bedingungen der 
Versicherung vorgestellt. Wer sich intensiver mit der Thematik 
auseinandersetzen möchte, kann dies mit Hilfe der Broschüre 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales „Zu Ihrer 
Sicherheit – Unfallversichert im freiwilligen Engagement“  
(https://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/ 
a329-zu-ihrer-sicherheit-unfallversichert-im-ehrenamt.html) 
tun. 

Ehrenamtliche Tätigkeiten für Kommunen

Personen, die sich in Vereinen oder Verbänden im Auftrag oder 
mit Zustimmung von Kommunen ehrenamtlich engagieren sind 
nunmehr versichert, unabhängig davon, ob dies direkt für die 
Kommune geschieht oder mittelbar als Vereinsmitglied.  
Damit ist die Vereinsmitgliedschaft, die in der Vergangenheit 
den Versicherungsschutz regelmäßig hat scheitern lassen, nun 
unschädlich für das Bestehen des Unfallversicherungsschutzes.

Wann besteht Versicherungsschutz?

Im Auftrag der Gemeinde werden die Engagierten tätig, wenn 
es sich bei dem Vorhaben um ein eigenes Projekt der Gemeinde 
handelt. Handelt es sich dagegen um ein Projekt des Vereins, 
so kann die Gemeinde auch hierfür Unfallversicherungsschutz 
verschaffen. Für die erforderliche Zustimmung ist gesetzlich 
vorgesehen, dass sie regelmäßig im Vorfeld durch ausdrückliche 
Einwilligung erfolgt. 

In besonderen Fällen kann die Zustimmung statt der an sich 
erforderlichen (vorherigen) ausdrücklichen Einwilligung auch 
noch nachträglich erteilt werden, und zwar durch eine schrift-
liche Genehmigung der Kommune. Dies gilt z. B. dann, wenn eine 
vorherige Einwilligung wegen Dringlichkeit des Handelns nicht 
eingeholt werden konnte.

Beispiele für bürgerschaftliche Aktivitäten am Wohnort sind 
Anlage und Pflege von Spielplätzen (Spielplatzpatenschaften), 
Aufräumaktionen zur Müllbeseitigung und Pflege kommunaler 
Grünflächen.

3.23	
Gesetzliche 
Unfallversicherung 
im Ehrenamt
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Zuständiger Versicherungsträger für kommunale Einrichtungen

Freiwillige Versicherung für gewählte oder beauftragte  
Ehrenamtsträger in gemeinnützig anerkannten Organisationen

Gartenbauvereine – und zwar nur solche, die gemeinnützig 
anerkannt sind – können für ihre gewählten oder beauftragten 
Ehrenamtsträger auf freiwilliger Basis Unfallversicherungs-
schutz vertraglich begründen. Für diese freiwillige Versicherung 
muss ein Antrag beim zuständigen Versicherungsträger gestellt 
werden, wobei es sich hier i. d. R. um die Verwaltungs-Berufsge-
nossenschaft (VBG) handelt. 

Kreis der versicherbaren Personen

Grundsätzlich versicherbar sind neben den Vorsitzenden, den 
Ämtern der Kassen- und Schriftführung auch Beisitzer oder  
sonstige „Amtsträger“, sofern sie in dieses Amt gewählt wurden 
oder damit beauftragt sind. Bei Letzteren handelt es sich um 
Personen, die im Auftrag oder mit Einwilligung des Vorstands 
herausgehobene Aufgaben wahrnehmen, die nicht in der  
Satzung verankert sein müssen.

Versichert sind dabei die Tätigkeiten, die mit dem Amt verbun-
den sind. Das bedeutet, dass beispielsweise der 1. Vorsitzende 
nicht versichert ist, wenn er solche Tätigkeiten ausübt, die nicht 
notwendiger Weise mit seinem Wahlamt des Vorsitzenden zu 
tun haben.

Ebenfalls zu beachten ist, dass der Versicherungsschutz der  
gesetzlichen Unfallversicherung vorrangig nicht personen- 
bezogen geregelt ist, sondern sich auf einzelne ausgeübte  
Tätigkeiten bezieht. Eine Person kann also in verschiedenen 
Funktionen nach unterschiedlichen Kriterien versichert sein.  
Für jede der ehrenamtlichen Tätigkeiten in verschiedenen  
Organisationen (z. B. 1. Vorsitzende im Gartenbauverein und  
Beisitzerin im Kreisverband) ist eine gesonderte freiwillige  
Versicherung erforderlich.

Name Adresse; Telefon Internet

Kommunale Unfallversicherung Bayern (KUVB) Ungererstraße 71, 80805 München, 089/3 60 93-0 www.kuvb.de

Leitfaden für die Vereinsführung  | Hilfen und Ratschläge für die Praxis Seite  3-94



Zuständiger Versicherungsträger und Versicherungsmodalitäten 

Am einfachsten können sich Vereine per E-Mail mit der  
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft in Verbindung setzen,  
um die freiwillige Versicherung abzuschließen oder die  
von der Berufsgenossenschaft im Internet angebotenen  
Anmeldeformulare nutzen. Möglich ist natürlich aber auch  
eine Kontaktaufnahme per Post oder Telefon:

Darüber hinaus haben ehrenamtlich Tätige auch als Privatperson 
die Möglichkeit, sich direkt zur Unfallversicherung anzumelden. 

Der Kopfbeitrag je versichertem gewählten oder beauftragten 
Ehrenamtsträger beträgt pro Jahr 4,95 € (2024).

Ist ein Rahmenvertrag zur freiwilligen Unfallversicherung für 
Gartenbauvereine über den Landesverband sinnvoll?

Dachverbänden wird durch das neue „Gesetz zur Verbesserung 
des unfallversicherungsrechtlichen Schutzes bürgerschaftlich 
Engagierter und weiterer Personen“ die Möglichkeit eröffnet,  
für die ihnen angeschlossenen Vereine einen Rahmenvertrag  
abzuschließen. 

Jedoch brächte so ein Rahmenvertrag des Landesverbandes für 
die ehrenamtlich Tätigen in seinen Gartenbauvereinen weder 
den Vereinen selbst noch dem Landesverband eine Verein-
fachung geschweige denn einen Vorteil: Demnach würde der 
Kopfbeitrag unverändert 4,95 € betragen. Zudem müssten alle 
Vereine, die eine Versicherung ihrer gewählten oder beauftrag-
ten Ehrenamtsträger wünschen, deren Anzahl und Funktion an 
den Landesverband melden, welcher wiederum die Meldung an 
die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft weiterzuleiten hat. Diese 
Meldung und die daran anschließende Beitragszahlung sind an 
genau definierte und eng begrenzte zeitliche Fristen gebunden.

Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG) Bezirksverwaltung München:
Barthstraße 20
80339 München
Tel.: 089/500 95-0 

Hauptverwaltung:
Massaquoipassage
22305 Hamburg
Tel.:  040/51 46-0
Internet: www.vbg.de

Bezirksverwaltung Würzburg:
Riemenschneiderstr. 2
97072 Würzburg
Tel.: 0931/7943-0
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Nachteile eines Rahmenvertrages

Ein Rahmenvertrag, wie ihn die Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft den Verbänden vorschlägt, ist nicht sinnvoll und nicht 
praktikabel, da
•	 kein Beitragsnachlass für Ehrenamtsträger eingeräumt wird
•	 der Meldeaufwand für Vereine der gleiche bleibt, wie bei einer 

direkten Meldung bei der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft
•	 zusätzlich ein enormer Verwaltungsaufwand auf den  

Landesverband zukommt
•	 noch nicht alle Vereine gemeinnützig anerkannt sind
•	 nur die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft eine Reduzierung 

des Verwaltungsaufwands für sich verbuchen würde, da sie 
als einzigen Ansprechpartner den Landesverband hätte, der 
aber seinerseits alle Fragen und Unklarheiten mit den  
einzelnen Gartenbauvereinen klären müsste.

Aus diesen Gründen ist es viel effektiver, wenn sich die Garten-
bauvereine – und zwar nur die tatsächlich gemeinnützig  
anerkannten – direkt an die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
wenden und die individuell gewünschte Anzahl an Ehrenamts-
trägern freiwillig unfallversichern.

Fazit der gesetzlichen Unfallversicherung im Ehrenamt

Die durch das seit Januar 2005 gültige „Gesetz zur Verbesserung 
des unfallversicherungsrechtlichen Schutzes bürgerschaftlich 
Engagierter und weiterer Personen“ und durch das seit Novem-
ber 2008 ergänzte „Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen 
Unfallversicherung“ mögliche Versicherung für aktive Ehren-
amtsträger ist sehr empfehlenswert, da es den freiwillig  
versicherten Ehrenamtlichen dieselben Leistungen eröffnet wie 
versicherten Arbeitnehmern in einem Beschäftigungsverhältnis. 

Die gesetzliche Unfallversicherung bietet einen so umfassenden 
Schutz gegen Unfallrisiken, den andere Versicherungssysteme – 
auch die vom Landesverband für seine Mitglieder abgeschlossene 
Unfallversicherung – für diesen Beitrag nicht leisten können. 
Deswegen handelt es sich auch nicht um eine unnötige Doppel-
versicherung.

Das Leistungsspektrum der gesetzlichen Unfallversicherung 
reicht bei einem Kopfbeitrag von nur 4,95 € von der Heilbehand-
lung über die Rehabilitation bis hin zu Rentenleistungen an  
den Versicherten und seine Hinterbliebenen sowie eine  
umfangreiche Unterstützung zur Prävention von Unfällen. 
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Immer wieder werden Vereine angeschrieben mit der Aufforde-
rung, Rundfunkbeiträge zu zahlen. Grundlage hierfür ist, dass 
am 1. Januar 2013 die GEZ-Gebühren abgeschafft und durch den 
Rundfunkbeitrag ersetzt wurden. Zur Zahlung sind Privathaus-
halte, Unternehmen und Institutionen sowie Einrichtungen 
des Gemeinwohls (=Vereine) grundsätzlich verpflichtet. Jedoch 
gibt es hiervon Ausnahmen. 

So gilt für eingetragene gemeinnützige Vereine:
•	 Betriebsstätten (z. B. Vereinsheime), in denen Tätigkeiten aus-

schließlich von ehrenamtlichen Mitarbeitern wahrgenommen 
werden, sind beitragsfrei, unabhängig davon, ob für die Tätig-
keit ein Aufwendungsersatz gezahlt wird.

•	 Sind hingegen sozialversicherungspflichtige Beschäftigte, 
einschließlich geringfügig Beschäftigte sowie ehrenamtliche 
Mitarbeiter tätig, ist die Betriebsstätte beitragspflichtig: 
Die Höhe des Beitrags richtet sich nach der Anzahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten pro Betriebsstätte. Die 
auf die Einrichtung zugelassenen Kraftfahrzeuge sind mit 
dem Beitrag für die Betriebsstätte abgedeckt. Um Anspruch 
auf den gedeckelten Beitrag (=Staffel 1) zu haben, müssen die 
Einrichtungen den Nachweis der Gemeinnützigkeit im Sinne 
der Abgabenordnung erbringen.

•	 Betriebsstätten (Vereinsbüros etc.) in privaten Wohnungen 
sind beitragsfrei, wenn für die Wohnung bereits ein Betrag 
gezahlt wird. 

Eine befristete Freistellung von der Rundfunkbeitragspflicht  
ist möglich, wenn die Betriebsstätte länger als drei zusammen-
hängende Kalendermonate vorübergehend stillgelegt wird.

Beantragung unter:  
https://www.rundfunkbeitrag.de/e175/e184/Unternehmen_
und_Institutionen_befr_Freistellung_Stilllegung_0109.pdf 

3.24	
Rundfunkbeitrag

Staffel Beschäftigte*  
pro Betriebsstätte

Anzahl  
der Beiträge

Beitragshöhe pro Monat  
in Euro seit 1.4.2015

1 0 bis 8 1/3 5,83
2 ab 9 1 17,50

*Nicht als Beschäftigte gelten ehrenamtlich tätige Personen  
und geringfügig Beschäftigte bzw. Minijobber
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Bag-in-Box-Verpackungen, die häufig in Vereinskeltereien/ 
-mostereien von Obst- und Gartenbauvereinen zum Einsatz 
kommen, werden auf die Anfrage des Landesverbandes hin  
von der Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister,  
Osnabrück, (www.verpackungsregister.org,  
E-Mail: anfrage@verpackungsregister.org) aus Sicht des  
Verpackungsgesetzes (VerpackG) folgendermaßen eingestuft:

Systembeteiligungspflicht von Bag-in-Box-Verpackungen

Grundsätzlich sind Bag-in-Box-Verpackungen für Obstsäfte, die 
in geringeren Mengen vertrieben werden, systembeteiligungs-
pflichtig (siehe www.verpackungsregister.org). Die Systembetei-
ligungspflicht kann jedoch auf eine Vorvertriebsstufe übertragen 
werden, wenn die Bag-in-Box Verpackungen als Servicever- 
packungen einzustufen sind.

Bag-in-Box-Verpackungen als Servicever packungen

Für die Einstufung als Serviceverpackung ist folgende Definition 
maßgeblich (siehe www.verpackungsregister.org): „Servicever- 
packungen sind […] Verpackungen, die erst beim Letztvertreiber 
befüllt werden, um […] die Übergabe von Waren an den Endver-
braucher zu ermöglichen oder zu unterstützen […] und zählen zu 
den Verkaufsverpackungen. Merkmal einer Serviceverpackung 
ist, dass der Zeitpunkt der Befüllung der Verpackungen im 
Wesentlichen in der Regel mit dem Zeitpunkt des Inverkehrbrin-
gens (Abgabe an den Endverbraucher) zusammenfällt. […] Bei 
Serviceverpackungen kann die Abfüllung zeitlich auch vor der tat-
sächlichen Abgabe an den Kunden erfolgen. In der Regel fällt 
jedoch der Zeitpunkt der Befüllung der Verpackung im Wesent-
lichen mit dem Zeitpunkt des Inverkehrbringens (Abgabe an den 
Endverbraucher) zusammen.“

Die von Obst- und Gartenbauvereinen am Ort der Abgabe be-
füllten Bag-in-Box-Verpackungen, die an private Endverbraucher 
abgegeben werden, dürften daher nach Verständnis der Stiftung 
Zentrale Stelle Verpackungsregister als Serviceverpackungen zu 
qualifizieren sein. Hierbei ist zu beachten: Ein Verkauf der so  
abgefüllten Ware an eine weitere Vertriebsstufe (etwa einen  
Supermarkt) führt allerdings dazu, dass keine Serviceverpa-
ckung mehr vorliegt und die nachfolgenden Hinweise nicht 
maßgeblich sind.

3.25	
Verpackungsgesetz – 
Bag-in-box
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Übernahme der Systembeteiligung von einer Vorvertriebsstufe

Im Fall einer Serviceverpackung kann der Letztvertreiber (d. h. 
der Obst- und Gartenbauverein) verlangen, dass die System-
beteiligung von einer Vorvertriebsstufe übernommen wird. Bei 
mehreren Vorvertriebsstufen hat er die Wahl, von welcher er die 
Systembeteiligung verlangt. Diese kann die Pflichten dann aller-
dings nicht mehr weiter delegieren. Mit der Delegierung gehen 
auch alle anderen Pflichten (z. B. Registrierung und ggf. Vollstän-
digkeitserklärung) auf den ausgewählten Vorvertreiber über.

Den an den Endverbraucher abgebenden Letztvertreiber treffen 
diesbezüglich keine weiteren Pflichten mehr aus dem VerpackG.

Wichtig ist jedoch, dass die jeweilige Vorvertriebsstufe für alle 
verkauften Serviceverpackungen auf den Rechnungen ausweist, 
dass diese wirksam an einem System beteiligt und registriert 
wurden. Diese Dokumentation benötigt der Abnehmer ohnehin 
für seine Buchführung, gleichzeitig kann er nachweisen, dass die 
Pflichten des Verpackungsgesetzes erfüllt sind.

Zusätzliche Informationen

Weitere Informationen finden sich im Internet unter www. 
verpackungsregister.org. 
Die Zentrale Stelle Verpackungsregister steht gerne für die 
Beantwortung von konkreten Rechtsfragen im Hinblick auf die 
Auslegung des Verpackungsgesetzes zur Verfügung. Sie bittet um 
Verständnis, dass sie im Sinne ihrer Aufgabenstellung darüber 
hinaus keine individuelle (Rechts-)Beratungsleistung anbieten 
kann.
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Da neben Firmen und Konzernen auch eingetragene Garten-
bauvereine (e. V.) vom Geldwäschegesetz und Transparenzre-
gister betroffen sind, werden im Folgenden wesentliche, für die  
Vereine relevante Punkte erläutert und Empfehlungen von 
CampbellHörmann – Steuerberater & Rechtsanwälte gegeben.

Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren  
Straftaten (Geldwäschegesetz – GwG)

Laut „Gemeinsamem Merkblatt der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland“ klingt Geldwäsche nach organisiertem Verbrechen 
und internationaler Kriminalität im ganz großen Stil. Betroffen 
sind aber nicht nur weltweit agierende Konzerne, sondern auch 
regional tätige Betriebe und juristische Personen wie eingetra-
gene Vereine. Rechtschaffene Unternehmen werden von Krimi-
nellen nicht selten missbraucht, um Geld zu waschen. Dagegen 
wendet sich das Geldwäschegesetz (GwG) vom 23. Juni 2017 und 
verpflichtet in Deutschland tätige Wirtschaftsakteure, bei der 
Geldwäscheprävention aktiv mitzuwirken.

Transparenzregister und registerführende Stelle 

Als eine der Präventionsmaßnahmen wurde gemäß Geldwäsche-
gesetz § 18 ein Register zur Erfassung und Zugänglichmachung 
von Angaben über den wirtschaftlich Berechtigten von Vereini-
gungen eingerichtet, das sogenannte Transparenzregister.  
Mit der Führung dieses Registers wurde die Bundesanzeiger  
Verlag GmbH beliehen.

Transparenzpflichten im Hinblick auf bestimmte Vereinigungen

Die Pflicht zur Mitteilung an das Transparenzregister gilt gemäß 
§ 20 GwG als erfüllt, wenn sich die Angaben zum wirtschaftlich 
Berechtigten bereits aus den Dokumenten und Eintragungen 
ergeben, die elektronisch aus dem Vereinsregister (§ 55 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs) abrufbar sind. Das heißt, eingetragene 
Vereine gelten durch die Eintragung in das Vereinsregister des 
jeweiligen Amtsgerichts als zum Transparenzregister gemeldet 
und müssen darüber hinaus nicht aktiv werden. Nur e. V., deren 
Vorsitzende nicht in Deutschland leben bzw. keine deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen, müssen aktiv werden. Unabhängig 
davon gilt jedoch, dass e. V. Änderungen in der Vorstandschaft 
unverzüglich dem Vereinsregister melden müssen.

3.26	
Geldwäschegesetz, 
Transparenzregister 
und Gebühren
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Gebühren und Auslagen, Verordnungsermächtigung

Für die Führung des Transparenzregisters erhebt die register-
führende Stelle, d. h. die Bundesanzeiger Verlag GmbH, von Ver-
einigungen nach § 20 Gebühren. Die Modalitäten zur Erhebung 
dieser Gebühren werden in der „Verordnung zur Änderung der 
Transparenzregistergebührenverordnung“ geregelt. Gebühren-
pflichtig ist grundsätzlich jede Vereinigung nach § 20 GwG, also 
auch eingetragene Vereine, unabhängig davon, ob die Melde-
pflicht aufgrund § 20 Abs. 2 GwG als erfüllt gilt. In der Führung 
des Transparenzregisters liegt eine individuell zurechenbare 
öffentliche Leistung – das bedeutet, dass auch in Fällen eingetra-
gener Vereine das Transparenzregister Informationen über deren 
wirtschaftlich Berechtigte zur Verfügung stellt und damit über 
die Erhöhung der Transparenz dazu beiträgt, den Missbrauch der 
Vereinigungen zu verhindern.

Gebühren laut „Verordnung zur Änderung der Transparenz- 
registergebührenverordnung“

Befreiung von der Gebühr für gemeinnützig anerkannte Vereine

Von der Gebührenzahlung des Transparenzregisters sind Vereini-
gungen nach § 20 GwG befreit, die nachgewiesenermaßen einen 
steuerbegünstigten Zweck im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgaben- 
ordnung verfolgen (z. B. gemeinnützig anerkannte Vereine). Der 
Nachweis erfolgt über das 2024 eingeführte Zuwendungsemp-
fängerregister beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt), d. h., 
Vereine müssen keinen Antrag auf Gebührenbefreiung mehr 
stellen.

Gebührentatbestand Gebührenhöhe
Führung des Transparenzregisters nach § 24 (1) Geldwäschegesetz 
- Für das Jahr 2017 fällt eine halbe Gebühr in Höhe von 1,25 € an 
- Sofern für das Jahr 2021 bereits eine Gebühr von € 4,80 erhoben 
  wurde, wird die Differenz von € 6,67 nacherhoben.

Bis Gebührenjahr 2019: 2,50 € jährlich 
Für Gebührenjahr 2020: 4,80 € jährlich 
Für Gebührenjahr 2021: 11,47 € jährlich 
Ab Gebührenjahr 2022: 20,80 € jährlich 
Ab Gebührenjahr 2024: 19,80 € jährlich

Leitfaden für die Vereinsführung  | Hilfen und Ratschläge für die Praxis Seite  3-102



Satzung des LV

Wahlordnung des LV

Geschäftsordnungen des LV

Mustersatzungen für Vereine

Musterbeitrittserklärungen

Vereinbarung Ehrenamtspauschale

Dokumentation Änderungs- und Ergänzungsdienst

Anhang 4
Leitfaden für die Vereinsführung  | Anhang Seite  4-01



Seite  4-02



Satzung des Bayerischen Landesverbandes für Gartenbau und Landespflege e. V.

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1) Der Verein führt den Namen »Bayerische Landesverband für Garten-
bau und Landespflege« (»Landesverband«).
(2) Der Landesverband hat seinen Sitz in München und ist in das Ver-
einsregister eingetragen.
(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Vereinszweck 
(1) Der Landesverband bezweckt die Förderung des Obst- und Garten-
baues, der Landespflege und des Umweltschutzes, zur Erhaltung einer 
intakten Kulturlandschaft und der menschlichen Gesundheit. Der Lan-
desverband fördert insbesondere die Ortsverschönerung und dient damit 
der Verschönerung der Heimat, der Heimatpflege und somit der gesam-
ten Landeskultur. Er verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-
zige Zwecke im Sinne des Abschnitts »Steuerbegünstigte Zwecke« der 
Abgabenordnung, er ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. Dem Landesverband ist es ein Anliegen, 
besonders die Kinder und Jugendlichen einschließlich der Familien an 
diesen Vereinszweck heranzuführen.
(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke ver-
wendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln 
des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der 
Körperschaft fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütun-
gen begünstigt werden.
(3) Die Förderung des Erwerbsobstbaues und Erwerbsgartenbaues ist 
nicht Aufgabe des Landesverbandes.

§ 3 Mitgliedschaft 
(1) Ordentliche Mitglieder des Landesverbandes sind die in Bayern an-
sässigen Vereine (§ 6 Abs. 2 Nr. 1).
(2) Als Fördermitglieder aufgenommen werden können ferner öffent-
lich-rechtliche Körperschaften, Anstalten, Stiftungen sowie andere Verei-
nigungen, Privatunternehmen und natürliche Personen. Fördermitglieder 
haben kein Stimmrecht.
(3) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es
 1. eines Aufnahmeantrages,
 2. eines Aufnahmebeschlusses des Vorstandes sowie
 3. im Falle der Aufnahme als ordentliches Mitglied einer von Kandi- 
  daten unterzeichneten schriftlichen Erklärung, dass die Voraus- 
  setzungen der Gemeinnützigkeit (§§ 51–60 AO) gegeben sind.
(4) Die Mitgliedschaft endet
 1. durch Austritt; der Austritt muss unter Einhaltung einer vierteljähr- 
  lichen Kündigungsfrist schriftlich erklärt werden und ist nur zum  
  Schluss des Geschäftsjahres möglich,
 2. bei natürlichen Personen durch Tod, bei juristischen Personen, 
  Vereinigungen und Privatunternehmen mit dem Liquidationsbe- 
  schluss, Auflösungsbeschluss oder einem ähnlichen, den rechtli- 
  chen Bestand der Vereinigung oder des Unternehmens beenden- 
  den Beschluss, 
 3. durch Ausschluss (§ 4),
 4. durch den Verlust der steuerlichen Gemeinnützigkeit. Dieser Um- 
  stand ist dem Landesverband unverzüglich schriftlich anzuzeigen.
 5. durch den Beschluss der Mitgliederversammlung über die Auflö- 
  sung des Landesverbandes.
(5) Endet die Mitgliedschaft beim Landesverband nach Abs. 4 Ziffern 1 
oder 3 dieser Bestimmung, so scheidet das Mitglied gleichzeitig auch 
aus den Untergliederungen des Landesverbandes (§ 3 Abs. 2) aus. Endet 
die Mitgliedschaft in einer Untergliederung (§ 3 Abs. 2), so scheidet das 
Mitglied gleichzeitig auch aus dem Landesverband aus.
(6) Für den Fall, dass Mitglieder Kapitalanteile einbezahlt oder Sachein-
lagen geleistet haben, erhalten diese Mitglieder bei ihrem Ausscheiden 
oder bei Auflösung oder Aufhebung des Landesverbandes nicht mehr, als 
ihre eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Ausschluss eines Mitglieds
(1) Ein Mitglied kann aus dem Landesverband wegen Nichterfüllung oder 
Verletzung von satzungsmäßigen Pflichten oder von Beschlüssen der Or-
gane (§ 6) des Landesverbandes ausgeschlossen werden. Das Ausschluss-
verfahren darf erst eingeleitet werden, wenn der Vorstand des Landes-
verbandes vorher das Mitglied zur Erfüllung seiner Pflichten vergeblich 
aufgefordert hat.
(2) Der Ausschluss erfolgt unbeschadet der Verpflichtung des Mitgliedes 
zur Zahlung des Mitgliedsbeitrages für das laufende Geschäftsjahr mit 
sofortiger Wirkung durch Beschluss des Vorstandes. Vor der Beschlussfas-
sung ist dem auszuschließenden Mitglied, unter Hinweis auf den mögli-
chen Ausschluss, Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(3) Der Ausschließungsbeschluss hat die Tatsachen, auf denen der Aus-
schluss beruht, sowie den gesetzlichen oder satzungsmäßigen Ausschlie-
ßungsgrund anzugeben. Der Beschluss ist dem ausgeschlossenen Mit-
glied unverzüglich gegen Nachweis mitzuteilen. Von dem Zeitpunkt der 
Rechtskraft des Ausschlusses an kann das Mitglied nicht mehr an der 
Mitgliederversammlung teilnehmen.
(4) Das ausgeschlossene Mitglied kann den Beschluss des Vorstandes 
innerhalb von 4 Wochen  gerechnet von der Absendung des Briefes an 
 durch Berufung an die Verbandsleitung anfechten. Die Verbandsleitung 
entscheidet endgültig, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. 
(5) Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinerlei An-
spruch an das Verbandsvermögen. Sie sind aber verpflichtet, ihren noch 
fälligen Verbindlichkeiten dem Landesverband gegenüber voll nachzu-
kommen.

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder
(1) Die Mitglieder (=Vereine) sind berechtigt,
 1. an den Mitgliederversammlungen des Landesverbandes teilzu- 
  nehmen. Die Vertretung mit Sitz und Stimme, nach Maßgabe der  
  §§ 7 mit 9 der Satzung erfolgt durch die Kreisverbandsvorsitzenden  
  als Delegierte (§ 8 Abs. 4).
 2. an den Veranstaltungen des Landesverbandes teilzunehmen,
 3. Anträge über den jeweiligen Delegierten an die Mitgliederver- 
  sammlung zu stellen (§ 8 Abs. 1),
 4. die vom Landesverband geschaffenen Einrichtungen zu benützen.
(2) Die Mitglieder (=Vereine) sind verpflichtet,
 1. die Bestrebungen und Ziele des Landesverbandes nach besten  
  Kräften zu unterstützen,
 2. die von der Mitgliederversammlung gefassten Beschlüsse zu voll- 
  ziehen.
 3. den festgesetzten jährlichen Mitgliedsbeitrag spätestens 3 Monate  
  nach Beginn des Geschäftsjahres an den Landesverband abzu- 
  führen.

§ 6 Organe und organisatorische Untergliederungen
(1) Organe des Landesverbandes sind die Mitgliederversammlung (§ 7), 
die Verbandsleitung (§ 10) und der Vorstand (§11).
(2) Organisatorische Untergliederungen des Landesverbandes sind
 1. die ihm als Mitglieder angehörenden örtlichen Gartenbauvereine  
  (»Vereine«). Als solche gelten alle Vereine, welche die in § 2 ge- 
  nannten oder entsprechende Zwecke verfolgen, ohne Rücksicht  
  auf den konkreten Vereinsnamen (also z.B. auch »Vereine der  
  Garten und Blumenfreunde, Vereine für Gartenkultur und Orts- 
  verschönerung« etc.).
 2. die ihm angeschlossenen Kreisverbände als Zusammenschlüsse  
  der örtlichen Vereine und,
 3. die ihm angeschlossenen Bezirksverbände als Zusammenschlüsse  
  der Kreisverbände, gleichgültig, ob es sich um rechtsfähige oder  
  nicht rechtsfähige Vereine handelt.
(3) Die organisatorischen Untergliederungen geben sich ihre Satzung 
selbst. Diese Satzungen dürfen der Satzung des Landesverbandes jedoch 
nicht widersprechen.

§ 7 Mitgliederversammlung
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich im Herbst statt.
(2) Der Vorstand kann eine außerordentliche Mitgliederversammlung je-
derzeit einberufen. Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitglieder-
versammlung innerhalb von 6 Monaten einzuberufen, wenn mindestens 
10 % der Mitglieder dies beantragen. Ein solcher Antrag ist schriftlich 
und unter Angabe des Zweckes und der Gründe einer solchen außeror-
dentlichen Mitgliederversammlung an die Geschäftsstelle des Landesver-
bandes zu richten.
(3) Mitgliederversammlungen werden durch den Vorstand einberufen. 
Die Einberufung (Ladung) zu einer Mitgliederversammlung hat mit ei-
ner Frist von mindestens 4 Wochen zu erfolgen. Der Einberufung ist die 
Tagesordnung beizufügen. Die Einberufung ist nach § 13 der Satzung 
bekanntzumachen.
(4) Die Mitgliederversammlung wird durch den Präsidenten, bei dessen 
Verhinderung durch den Vizepräsidenten geleitet. Ist auch der Vizepräsi-
dent verhindert, bestimmt die Verbandsleitung den Leiter der Versamm-
lung. Ist der Versammlungsleiter vom Gegenstand der Beratung betroffen, 
so übernimmt für den betreffenden Punkt der Tagesordnung der Vizeprä-
sident, ersatzweise ein von der Verbandsleitung zu bestimmender Leiter 
die Versammlung.
(5) Über die Mitgliederversammlung und die von ihr gefassten Beschlüs-
se ist eine Niederschrift zu fertigen, welche vom Versammlungsleiter und 
einem aus dem Kreis der stimmberechtigten Teilnehmer zu wählenden 
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Mitglied zu unterzeichnen ist. Diese Niederschrift ist den Kreisverbänden 
spätestens 4 Wochen nach der Mitgliederversammlung in Abschrift zu 
übersenden.

§ 8 Anträge zur Mitgliederversammlung und Beschlussfassung
(1) Anträge zur Mitgliederversammlung sind bis spätestens 31. Mai eines 
jeden Jahres schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
an die Landesverbandsleitung über deren Geschäftsstelle zu stellen. Dem 
Antrag ist eine Stellungnahme des jeweiligen Kreisverbandes beizufügen. 
Verspätet eingegangene Anträge können berücksichtigt werden, wenn 
die Ladungsfrist im Sinne des § 7 Abs. 3 gewahrt wird.
(2) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
erschienenen oder vertretenen Delegierten beschlussfähig. Stimmen- 
gleichheit gilt als Ablehnung. Die Art der Abstimmung bestimmt die 
Mitgliederversammlung. Die Bestimmungen der Wahlordnung bleiben 
davon unberührt. 
(3) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. An-
träge nach § 14 bedürfen jedoch einer Mehrheit von zwei Drittel der 
abgegebenen gültigen Stimmen. 
(4) Die Stimmabgabe für die örtlichen Vereine erfolgt einheitlich durch 
den jeweiligen Kreisverbandvorsitzenden als deren Delegierter, bei Ver-
hinderung durch einen vom verhinderten Kreisverbandsvorsitzenden 
schriftlich bevollmächtigten Vertreter. Jeder Kreisverband hat mindestens 
eine Stimme. Kreisverbände, in denen die dem Landesverband angehö-
renden Vereine zusammen mehr als 500 Mitglieder zählen, haben für je 
weitere angefangene 500 Mitglieder zusätzlich eine Stimme.
(5) Mitglieder des Landesverbandes, die nicht durch einen Kreisverband-
vorsitzenden als Delegierten oder durch einen schriftlich Bevollmäch-
tigten vertreten werden, können sich einem Kreisverband ihrer Wahl für 
die Stimmabgabe anschließen. Hierzu hat das betreffende Mitglied den 
entsprechenden Kreisverband schriftlich mit der Stimmabgabe für sich zu 
bevollmächtigen. In diesem Falle werden bei der Berechnung der Stim-
men dem bevollmächtigten Kreisverband die Stimmen des nicht anwe-
senden Mitglieds hinzugerechnet. Die Bestimmungen der Wahlordnung 
bleiben davon unberührt.

§ 9 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
(1) Der Mitgliederversammlung obliegt 
 1. die Beschlussfassung zur Wahl des Präsidenten und Vizepräsiden- 
  ten nach Maßgabe der Wahlordnung,
 2. die Beschlussfassung über gestellte Anträge,
 3. die Festsetzung des Mitgliedsbeitrages (Verbandsbeitrages),
 4. die Bestellung von 2 Rechnungsprüfern aus dem Kreis der Mitglieder,
 5. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes und des Haus 
  haltsabschlusses des abgelaufenen Geschäftsjahres sowie die Be- 
  schlussfassung über den Antrag der Rechnungsprüfer,
 6. die Beschlussfassung über die Genehmigung des Haushaltsvoran- 
  schlages einschließlich des Stellenplanes für das kommende Ge- 
  schäftsjahr,
 7. die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken des Landes- 
  verbandes ohne Rücksicht auf den Gegenstandswert,
 8. die Beschlussfassung über die Veräußerung des Verlages,
 9. die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung oder die Auf- 
  lösung des Landesverbandes,
 10. die Bestimmung des Ortes der nächsten Mitgliederversammlung.  
  Dem Vorstand bleibt jedoch unbenommen, nachträglich einen an 
  deren Tagungsort zu bestimmen, wenn triftige Gründe dies erfor- 
  derlich machen.
(2) Jahresabschluss, Rechenschaftsberichte, Haushaltsvoranschlag sowie 
Stellenplan sind den Delegierten innerhalb der Ladungsfrist des § 7 Abs. 
3 zu übersenden.

§ 10 Die Verbandsleitung 
(1) Die Verbandsleitung besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsiden-
ten, den gewählten Vorsitzenden der Bezirksverbände, dem Geschäfts-
führer des Landesverbandes, dem von den Jugendbeauftragten der Be-
zirksverbände gewählten Landesjugendbeauftragten und dem gewählten 
1. Vorsitzenden des Verbandes der Kreisfachberater für Gartenkultur und 
Landespflege in Bayern.
(2) Sitzungen der Verbandsleitung finden nach Bedarf statt oder innerhalb 
von 4 Wochen, wenn mindestens 3 Mitglieder der Verbandsleitung die 
Einberufung unter Mitteilung des Grundes schriftlich bei der Geschäfts-
stelle des Landesverbandes beantragen. Das Nähere regelt die Geschäfts-
ordnung.
(3) Die Mitglieder der Verbandsleitung üben ihre Tätigkeit grundsätzlich 
ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer baren Auslagen. In 
besonders begründeten Fällen kann die Verbandsleitung eine Aufwands-
entschädigung gewähren.
(4) Der Verbandsleitung obliegt:
 1.  die Beschlussfassung über Zulassung von Kandidaten zur Wahl  

  des Präsidenten und des Vizepräsidenten,
 2.  die Bestellung und Abberufung des Geschäftsführers, 
 3.  die Aufstellung des Haushaltsvoranschlages und des Stellenplanes,
 4.  die Bestimmung der Prüfungsgesellschaft,
 5.  die Wahl eines Beirats. Die Mitglieder des Beirates haben eine  
  beratende Funktion inne und sollen ihrer Persönlichkeit und  
  Sachkunde nach Wahrung und Förderung der Ziele des Landes- 
  verbandes gewährleisten.
 6. die Bildung von besonderen Arbeitskreisen für besondere Auf- 
  gaben oder einzelne Interessensgruppen des Landesverbandes.  
  Solche Arbeitskreise haben lediglich Beraterfunktion, aber kein  
  Stimmrecht. Deren Angehörige zahlen in der Regel an den Landes- 
  verband neben ihren regulären Mitgliedsbeiträgen auch einen 
  Jahressonderbeitrag, dessen Höhe die Verbandsleitung im Ein- 
  vernehmen mit dem jeweils betroffenen Arbeitskreis festsetzt.  
  Diese Sonderbeiträge müssen zweckgebunden verwendet wer- 
  den. In Zweifelsfragen entscheidet die Verbandsleitung.
 7.  die Ehrung von Verdiensten um die Zwecke und Ziele des Lan- 
  desverbandes,
 8.  die Aufstellung einer Geschäftsordnung für sich, den Vorstand  
  und die Arbeitskreise. Geschäftsordnungen sind in den Kreisver- 
  bänden bekanntzugeben.

§ 11 Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten 
des Landesverbandes und wird durch die Mitgliederversammlung auf 
Vorschlag der Verbandsleitung (§ 10 Abs. 4 Nr. 1) für die Dauer von 4 
Jahren gewählt (§ 9 Abs. 1 Nr. 1). Eine Wiederwahl von mehr als 3 Amts-
perioden hinaus ist zulässig, wenn das betreffende Vorstandsmitglied auf 
der seiner weiteren Wiederwahl vorausgehenden Mitgliederversamm-
lung mehrheitlich vorgeschlagen wird (§ 9 Abs. 1 Nr. 1).
(2) Der Präsident und der Vizepräsident vertreten, jeweils alleine, den 
Landesverband gerichtlich und außergerichtlich; sie haben die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters.
(3) Die Vornahme folgender Geschäfte bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 
Zustimmung der Verbandsleitung:
 1.  Über-  und außerplanmäßige Ausgaben des von der Mitgliederver- 
  sammlung genehmigten Haushaltsplanes bis zur Höhe von 5 %,
 2.  die Bestellung des Verlagsleiters und des Schriftleiters der Ver- 
  bandszeitschrift.
(4) Die Mitglieder des Vorstandes verwalten ihr Amt grundsätzlich ehren-
amtlich. Sie haben Anspruch auf Vergütung ihrer baren Auslagen. Da-
rüber hinaus kann von der Verbandsleitung in besonderen Fällen eine 
bestimmte Aufwandsentschädigung zugesagt werden.

§ 12 Betriebsmittel
Die Mittel des Landesverbandes werden beschafft aus 
1. den von den Mitgliedern zu entrichtenden Mitgliedsbeiträgen (Ver- 
bandsbeiträgen),
2. den Überschüssen aus den vom Landesverband geschaffenen Ein- 
richtungen (z.B. des Verlages),
3. Zuschüssen aus öffentlichen Mitteln sowie
4. sonstigen Zuwendungen.

§ 13 Bekanntmachungen 
(1) Bekanntmachungen des Landesverbandes erfolgen in der vom ver-
bandseigenen Verlag herausgegebenen Verbandszeitschrift.
(2) Die dem Landesverband angeschlossenen Bezirksverbände, Kreisver-
bände und Vereine sind zum laufenden Bezug der Verbandszeitschrift 
verpflichtet.

§ 14 Satzungsänderung und Auflösung
(1) Anträge auf Abänderung der Satzung oder Auflösung des Landesver-
bandes, welche nicht von der Verbandsleitung ausgehen, bedürfen der 
Unterstützung von mindestens 1/3 aller Kreisverbände und müssen nach 
Maßgabe des § 8 Abs. 1 gestellt werden. Im Falle der Einberufung einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung sind solche Anträge mindes-
tens 4 Monate vor Durchführung der außerordentlichen Mitgliederver-
sammlung einzureichen.
(2) Bei der Auflösung oder Aufhebung des Landesverbandes oder bei 
Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das Vermögen des Verbandes an 
den Freistaat Bayern oder dessen Rechtsnachfolger, der es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke gemäß § 2 der Satzung 
zu verwenden hat.

§ 15 Inkrafttreten der Satzung 
Diese Satzung tritt mit dem Tag ihrer Eintragung in das Vereinsregister in 
Kraft. Sie ist allen Mitgliedern sowie den Bezirks- und Kreisverbänden aus-
zuhändigen. Eine Aushändigung in elektronischer Form ist ausreichend. 
        (Stand 21. 9. 2013)
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Wahlordnung
(nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 der Satzung des 
Bayerischen Landesverbandes für Gartenbau und Landespflege e. V.)

§ 1 Allgemeine Grundsätze 
(1) Für die Vorbereitung und Organisation der Wahl des Präsidenten 
und des Vizepräsidenten im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 der Satzung ist 
die Verbandsleitung verantwortlich. Sie kann die dafür notwendigen 
organisatorischen Aufgaben an die Geschäftsstelle des Landesver-
bandes delegieren. 
(2) Es sollen grundsätzlich nur geeignete Kandidaten vorgeschlagen 
werden. Als solche gelten Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, 
die bereit und in der Lage sind, den Landesverband nach außen hin 
bestmöglich im Sinne des  Satzungszweckes (§ 2 der Satzung) zu 
vertreten.
(3) Für die Wahlen ist durch die Mitgliederversammlung eine  Wahl-
kommission zu bilden.

§ 2 Vorbereitung der Wahlen
(1) Die Verbandsleitung hat bis zum 30.04. eines Wahljahres die Mit-
glieder in drei aufeinanderfolgenden Ausgaben ihrer Verbandszeit-
schrift aufzufordern, bis zum 31.05. schriftlich geeignete Kandidaten 
für das Amt des Präsidenten und des Vizepräsidenten vorzuschlagen. 
Im Falle einer außerordentlichen Mitgliederversammlung soll zwi-
schen diesem Termin und der Mitgliederversammlung ein Zeitraum 
von wenigstens 3 Monaten liegen.
(2) Verspätet oder unvollständig eingegangene Vorschläge kann die 
Verbandsleitung ausnahmsweise berücksichtigen, wenn dringende 
Gründe dafür vorliegen, etwa weil für die zu besetzende Position 
bislang kein geeigneter Vorschlag vorliegt.
(3) Zum Vorschlag berechtigt sind auch alle Organe und organisato-
rischen Untergliederungen im Sinne des § 6 der Satzung. 
(4) Vorschläge sind schriftlich oder elektronisch an die Verbandslei-
tung über deren Geschäftsstelle zu richten und mit einer kurzen Be-
gründung sowie einem Lebenslauf nebst Lichtbild zu versehen. 
(5) Die Verbandsleitung hat über die eingegangenen Vorschläge im 
Sinne des § 1 Abs. 2 dieser Wahlordnung vertrauensvoll zu beraten 
und über die Zulassung eines Vorschlages zur Wahl jeweils einzeln 
abzustimmen. Über den Hergang bei der Beratung und Abstimmung 
haben die Mitglieder der Verbandsleitung während und nach Been-
digung ihres Amtes strengstes Stillschweigen zu bewahren. 
(6) Die von der Verbandsleitung zugelassenen Vorschläge sind den 
Mitgliedern rechtzeitig, spätestens aber im Einladungsschreiben zur 
Mitgliederversammlung (§ 7 Abs. 3 der Satzung) bekannt zu geben. 

§ 3 Wahlkommission
(1) Die Wahlkommission wird aus der Mitte der Mitgliederversamm-
lung gebildet und besteht aus einer ungeraden Anzahl von mindes-
tens drei Mitgliedern. Kandidaten und leitende Mitarbeiter der Ge-
schäftsstelle können nicht in die Wahlkommission berufen werden. 
Die Mitglieder der Wahlkommission bestimmen aus ihrer Mitte ei-
nen Vorsitzenden. 
(2) Die Wahlkommission hat u. a. 

• sicherzustellen, dass die Wahlen fair und unter Einhaltung de-
mokratischer Grundsätze verlaufen,

• die Stimmauszählung vorzunehmen, 
• die Anzahl der abgegebenen, der gültigen, der ungültigen und 

der auf den jeweiligen Kandidaten entfallenden Stimmen sowie 
das daraus resultierende Wahlergebnis festzustellen sowie

• gewählte Kandidaten zu fragen, ob sie Wahl annehmen. 
(3) Die Auszählung der Stimmen muss für alle anwesenden Mitglie-
der frei zugänglich sein. 
(4) Die Wahlkommission fertigt ein Protokoll über die Wahlen an, 
das vom Vorsitzenden selbst und einem weiteren Mitglied der Wahl-
kommission zu unterzeichnen ist. Dieses Protokoll ist als Anlage 
zum Protokoll der Mitgliederversammlung zu nehmen. 

§ 4 Wahlen 
(1) Jedem der von der Verbandsleitung nach § 2  Abs. 5 zugelas-
senen Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, sich den Mitgliedern 
kurz persönlich vorzustellen. Dabei sind alle Kandidaten gleich zu 
behandeln.
(2) Die Wahlen sind auch für den Fall, dass für jedes Amt nur eine 
Person zur Verfügung steht, stets  geheim durchzuführen. Hierfür 
sind Wahlurnen zu verwenden. 
(3) Zunächst werden aus der Reihe der zur Wahl zugelassenen Kan-
didaten der Präsident und sodann der Vizepräsident in getrennten 
Wahlgängen gewählt.
(4) Die Stimmabgabe erfolgt durch die Delegierten (§ 8 Abs. 4 der 
Satzung). Eine Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten im Sinne 
des § 8 Abs. 5 der Satzung ist unzulässig.
(5) Ungültig sind Stimmzettel, die den Willen des Abstimmenden 
nicht zweifelsfrei erkennen lassen. Leere Stimmzettel gelten als Ent-
haltungen. Enthaltungen und ungültige Stimmen werden als nicht 
abgegebene Stimmen gewertet.
(6) Bewirbt sich für ein Amt nur eine Person, erfolgt die Wahl durch 
Abgabe von Ja- und Nein-Stimmen. Gewählt ist in diesem Falle, wer 
mehr Ja- als Nein-Stimmen auf sich vereinen kann. Wird diese Per-
son nicht gewählt, hat die Verbandsleitung nach § 7 Abs. 3 der Sat-
zung eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen.
(7) Bewerben sich für ein Amt mehrere Personen ist gewählt, wer 
mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen (also einfache, nicht 
relative Mehrheit) auf sich vereinen kann. Kann kein Kandidat die 
einfache Mehrheit auf sich vereinen, ist eine Stichwahl durchzufüh-
ren. An der Stichwahl dürfen nur noch die Kandidaten teilnehmen, 
die nach dem ersten Wahlgang die beiden relativ meisten Stimmen 
erhalten haben. Erreicht auch im zweiten Wahlgang kein Kandidat 
die einfache Mehrheit, ist die Wahl nicht zustande gekommen. In 
diesem Falle hat die Verbandsleitung nach § 7 Abs. 3 der Satzung 
eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen.
(8)  Die abgegebenen Stimmzettel sind so lange aufzubewahren, bis 
das Protokoll der Mitgliederversammlung von dieser genehmigt wor-
den ist. Danach sind die Stimmzettel zu vernichten. Die Stimmzettel 
sind so aufzubewahren, dass innerhalb der Aufbewahrungszeit je-
derzeit eine Neuauszählung der abgegebenen Stimmen möglich ist. 
Die Neuauszählung einer Wahl muss erfolgen, wenn innerhalb von 
sechs Wochen nach einer Mitgliederversammlung mindestens 1/3 
der Mitglieder, die auf der Mitgliederversammlung anwesend waren, 
dies schriftlich verlangen. 

§ 5 Schlussbestimmungen 
(1) Diese Wahlordnung wird von der Mitgliederversammlung durch 
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen beschlossen. 
(2) Diese Wahlordnung tritt mit ihrem Beschluss in Kraft.
(3) Diese Wahlordnung kann durch einfache Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen geändert werden. 

Beschlossen von der Mitgliederversammlung am 21.09.2013
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Geschäftsordnung für den Vorstand   
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§ 1 Allgemeines 
 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten. Beide vertreten, 
jeweils alleine, den Landesverband gerichtlich und außergerichtlich; sie haben die Stellung 
des gesetzlichen Vertreters. 

(2) Der Vorstand hat bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben vertrauensvoll mit den übrigen 
Organen zum Wohle des Verbandes zusammenzuarbeiten.  

(3) Die Zuständigkeiten und Befugnisse des Vorstands richten sich nach § 11 der Satzung.  
 

     
§ 2 Sitzungen 
 

(1) Die Sitzungen des Vorstands finden regelmäßig, mindestens sechsmal im Jahr statt. Der 
Vorstand legt die Termine für die turnusmäßigen Vorstandssitzungen jeweils zu Beginn des 
Jahres für das laufende Jahr fest. Auf Antrag eines Vorstandsmitglieds kann der festgelegte 
Termin verschoben und gegebenenfalls können weitere Sitzungen einberufen werden. 

(2) Die Einladung zur Vorstandssitzung erfolgt durch den Präsidenten mit einer Frist von einer 
Woche und beinhaltet die Tagesordnung. Die Tagesordnung muss alle Anträge der 
Vorstandsmitglieder enthalten, die bis 10 Tage vor der Sitzung beim Präsidenten 
eingegangen sind. 

(3) Die Sitzungen des Vorstands werden vom Präsidenten geleitet. An den Sitzungen nimmt in 
der Regel der Geschäftsführer beratend teil. 

 
 
§ 3 Beschlussfassung 
 

(1) Die Beschlüsse des Vorstands werden in der Regel in den Sitzungen gefasst. In dringenden 
Fällen können Beschlüsse auch im Umlaufverfahren gefasst werden. 

(2) Der Vorstand ist nur beschlussfähig, wenn sowohl Präsident als auch Vizepräsident an der 
Stimmabgabe teilnehmen. Die Stimmübertragung an Dritte ist nicht zulässig. 

(3) Präsident und Vizepräsident haben jeweils eine Stimme, Beschlüsse bedürfen daher der 
Einstimmigkeit. Bei Stimmengleichheit gilt der Beschlussantrag als abgelehnt. 
 

 
§ 4 Niederschriften über Sitzungen und Beschlüsse 
 

(1) Über die Beschlüsse des Vorstands sind Niederschriften anzufertigen, die von den 
Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen sind. Die Niederschrift ist jedem Vorstandsmitglied 
innerhalb von zwei Wochen in Abschrift zu übersenden. 

(2) Beschlüsse, die nicht in Sitzungen gefasst worden sind, werden vom Präsidenten schriftlich 
festgestellt. Die Niederschrift wird jedem Vorstandsmitglied unverzüglich in Abschrift 
zugeleitet. 

(3) Die Verbandsleitung wird in der folgenden Sitzung informiert. 
 
 
§ 5 Auslagenersatz 
 

(1) Die Mitglieder des Vorstands üben ihre Tätigkeit grundsätzlich ehrenamtlich aus. 
(2) Zu Beginn einer Wahlperiode wird jeweils festgelegt, wie der Auslagenersatz geregelt wird. 
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Geschäftsordnung für den Vorstand   
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§ 6 Öffentlichkeit  
 

(1) Sitzungen des Vorstands erfolgen nicht öffentlich. 
(2) An den Sitzungen des Vorstands können Dritte teilnehmen, wenn kein Mitglied dagegen 

Einwände erhebt.  
 
 
Diese Geschäftsordnung wurde durch Beschluss der Verbandsleitung vom 21. September 2018 
erlassen und tritt zum 1. Oktober 2018 in Kraft. 
 
 
 
 

Geschäftsordnung für die Verbandsleitung   
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§ 1 Allgemeines 
 

(1) Die Verbandsleitung hat bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vertrauensvoll mit den 
übrigen Organen zum Wohle des Verbandes zusammenzuarbeiten. Ihre Mitglieder haben 
gleiche Rechte und Pflichten.  

(2) Die Zuständigkeiten und Befugnisse der Verbandsleitung richten sich nach § 10 Abs. 4 sowie 
§11 Abs. 3 der Satzung.  

(3) Vorstand, Geschäftsführer und Fachbereichsleiter informieren die Mitglieder der 
Verbandsleitung in den Sitzungen über wesentliche Vorgänge. 
 

     
§ 2 Sitzungen 
 

(1) Die Sitzungen der Verbandsleitung finden nach Bedarf oder innerhalb von 4 Wochen, wenn 
mindestens 3 Mitglieder der Verbandsleitung die Einberufung unter Mitteilung des Grundes 
schriftlich bei der Geschäftsstelle des Landesverbandes beantragen, in der Geschäftsstelle 
des Verbands oder einem anderen in der Einladung bekanntzugebenden Ort statt.  

(2) Die Einberufung der Verbandsleitung erfolgt durch den Präsidenten, im Verhinderungsfall 
durch seinen Stellvertreter. Die Einladungen zu den Sitzungen ergehen an die Mitglieder 
schriftlich oder per E-Mail unter Einhaltung einer Mindestfrist von vierzehn Tagen, gerechnet 
vom Tage der Absendung der Einladung bis zum Tage der Sitzung. Zusammen mit der 
Einladung hat die Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen. In Fällen, die nach Auffassung 
des Einladenden dringlich sind, kann die Einladung auch mündlich oder per Fax oder E-Mail 
mit einer Frist von sieben Tagen erfolgen. 

(3) Die Sitzungen der Verbandsleitung werden vom Präsidenten, im Verhinderungsfalle von 
seinem Stellvertreter geleitet. Er bestellt zudem den Protokollführer. 

 
 
§ 3 Beschlussfassung 
 

(1) Die Beschlüsse der Verbandsleitung werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf 
Anordnung des Präsidenten, in dessen Verhinderungsfall durch seinen Stellvertreter können 
Beschlüsse auch im Umlaufverfahren gefasst werden, wenn kein Mitglied diesem Verfahren 
innerhalb einer Frist von fünf Tagen widerspricht. 

(2) Die Verbandsleitung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten 
Mitglieder der Verbandsleitung an der Stimmabgabe teilnimmt. Verhinderte Mitglieder 
können sich durch einen Stellvertreter im Amt vertreten lassen, dieser darf an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Die Stimmübertragung an Dritte ist nicht zulässig. 

(3) Alle Mitglieder der Verbandsleitung haben eine Stimme, es entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei 
Stimmengleichheit gilt der Beschlussantrag als abgelehnt. 
 

 
§ 4 Niederschriften über Sitzungen und Beschlüsse 
 

(1) Über die Beschlüsse der Verbandsleitung sind Niederschriften anzufertigen, die vom Leiter 
der Sitzung zu unterzeichnen sind. Die Niederschrift ist jedem Verbandsleitungsmitglied 
innerhalb von vier Wochen in Abschrift zu übersenden. 
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§ 1 Allgemeines 
 

(1) Die Verbandsleitung hat bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vertrauensvoll mit den 
übrigen Organen zum Wohle des Verbandes zusammenzuarbeiten. Ihre Mitglieder haben 
gleiche Rechte und Pflichten.  

(2) Die Zuständigkeiten und Befugnisse der Verbandsleitung richten sich nach § 10 Abs. 4 sowie 
§11 Abs. 3 der Satzung.  

(3) Vorstand, Geschäftsführer und Fachbereichsleiter informieren die Mitglieder der 
Verbandsleitung in den Sitzungen über wesentliche Vorgänge. 
 

     
§ 2 Sitzungen 
 

(1) Die Sitzungen der Verbandsleitung finden nach Bedarf oder innerhalb von 4 Wochen, wenn 
mindestens 3 Mitglieder der Verbandsleitung die Einberufung unter Mitteilung des Grundes 
schriftlich bei der Geschäftsstelle des Landesverbandes beantragen, in der Geschäftsstelle 
des Verbands oder einem anderen in der Einladung bekanntzugebenden Ort statt.  

(2) Die Einberufung der Verbandsleitung erfolgt durch den Präsidenten, im Verhinderungsfall 
durch seinen Stellvertreter. Die Einladungen zu den Sitzungen ergehen an die Mitglieder 
schriftlich oder per E-Mail unter Einhaltung einer Mindestfrist von vierzehn Tagen, gerechnet 
vom Tage der Absendung der Einladung bis zum Tage der Sitzung. Zusammen mit der 
Einladung hat die Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen. In Fällen, die nach Auffassung 
des Einladenden dringlich sind, kann die Einladung auch mündlich oder per Fax oder E-Mail 
mit einer Frist von sieben Tagen erfolgen. 

(3) Die Sitzungen der Verbandsleitung werden vom Präsidenten, im Verhinderungsfalle von 
seinem Stellvertreter geleitet. Er bestellt zudem den Protokollführer. 

 
 
§ 3 Beschlussfassung 
 

(1) Die Beschlüsse der Verbandsleitung werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf 
Anordnung des Präsidenten, in dessen Verhinderungsfall durch seinen Stellvertreter können 
Beschlüsse auch im Umlaufverfahren gefasst werden, wenn kein Mitglied diesem Verfahren 
innerhalb einer Frist von fünf Tagen widerspricht. 

(2) Die Verbandsleitung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten 
Mitglieder der Verbandsleitung an der Stimmabgabe teilnimmt. Verhinderte Mitglieder 
können sich durch einen Stellvertreter im Amt vertreten lassen, dieser darf an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Die Stimmübertragung an Dritte ist nicht zulässig. 

(3) Alle Mitglieder der Verbandsleitung haben eine Stimme, es entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei 
Stimmengleichheit gilt der Beschlussantrag als abgelehnt. 
 

 
§ 4 Niederschriften über Sitzungen und Beschlüsse 
 

(1) Über die Beschlüsse der Verbandsleitung sind Niederschriften anzufertigen, die vom Leiter 
der Sitzung zu unterzeichnen sind. Die Niederschrift ist jedem Verbandsleitungsmitglied 
innerhalb von vier Wochen in Abschrift zu übersenden. 
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(2) Beschlüsse, die nicht in Sitzungen gefasst worden sind, werden vom Präsidenten, in dessen 
Verhinderungsfall durch seinen Stellvertreter in einer Niederschrift schriftlich festgestellt. Die 
Niederschrift wird jedem Verbandsleitungsmitglied unverzüglich in Abschrift zugeleitet. 

(3) Die Niederschriften nach Abs. 1 und 2 werden in der darauffolgenden Sitzung durch einen 
Beschluss der Verbandsleitung genehmigt. 

(4) Die von der Verbandsleitung gefassten Beschlüsse können in einer Sitzung im Wortlaut 
protokolliert und sogleich vom Leiter der Sitzung als Teil der Niederschrift unterzeichnet 
werden. Soweit Beschlüsse in der Sitzung in dieser Form gesondert protokolliert werden, ist 
ein Widerspruch nur in dieser Sitzung möglich. 

 
 
§ 5 Auslagenersatz 
 

(1) Die Mitglieder der Verbandsleitung üben ihre Tätigkeit grundsätzliche ehrenamtlich aus. 
(2) Zu Beginn einer Wahlperiode wird jeweils festgelegt, wie der Auslagenersatz geregelt wird. 

 
 
§ 6 Öffentlichkeit  
 

(1) Sitzungen der Verbandsleitung erfolgen nicht öffentlich. 
(2) An den Sitzungen der Verbandsleitung können Dritte teilnehmen, wenn kein Mitglied der 

Verbandsleitung dagegen Einwände erhebt.  
 
 
Diese Geschäftsordnung wurde durch Beschluss der Verbandsleitung vom 21. September 2018 
erlassen und tritt zum 1. Oktober 2018 in Kraft. 
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Erläuterung zur Mustersatzung für Obst- und Gartenbauvereine 
mit „klassischem Vorstand“ (1. und 2. Vorsitzender) 

 
 
Die folgende Satzung ist ein Muster und ist zwingend auf die Bedürfnisse des jeweiligen Vereins anzupassen.  
 
Vorab möchten wir Sie darauf hinweisen, dass, zur steuerlichen Anerkennung der Gemeinnützigkeit, zwingend bei 
jeder Satzungsänderung oder auch Neugründung eines Obst- und Gartenbauvereins im Vorfeld eine Abstimmung 
mit dem jeweils zuständigen Finanzamt zu erfolgen hat. Hierfür ist die Mustersatzung der Anlage 1 zu § 60 AO zu 
beachten. Ältere Satzungen, welche vor Erlass der Mustersatzung der Anlage 1 zu § 60 AO beschlossen wurden, 
genießen Vertrauensschutz hinsichtlich ihrer Satzung. Eine Änderung dieser Satzungen könnte zum Wegfall dieses 
Vertrauensschutzes führen und bedarf auch schon aus diesem Grund einer vorherigen Abstimmung mit dem zustän-
digen Finanzamt. 
 
Darüber hinaus möchten wir Sie auf die auf unserer Website zur Verfügung gestellten Infoblätter „Vereinssatzung- 
Voraussetzung für die Gemeinnützigkeit“ sowie „Rechtsfähiger – Nicht rechtsfähiger Verein“ hinweisen. Diese kön-
nen Sie unter folgender Adresse downloaden: 

https://www.gartenbauvereine.org/service/service-downloads/ 
 
Die folgende Mustersatzung ist an vielen Stellen mit Fußnoten versehen. Die diesbezüglichen Erläuterungen bzw. 
Hinweise möchten wir Ihnen im Folgenden darstellen: 
 
1 § 1 (2) ist gem. § 57 Abs. 1 BGB einzufügen, sofern der Verein sich im Vereinsregister eintragen lassen möchte. 

Insofern keine Eintragung des Vereins im Vereinsregister erfolgen soll (nicht eingetragener Verein), ist § 1 Abs. 2 
zu entfernen. Vereine, welche bereits im Vereinsregister eingetragen sind, haben statt § 1 (2) folgende Alternative 
einzufügen: 

 <§ 1 (2) Der Verein ist im Vereinsregister eingetragen.> 
 
2 Hier muss der Sitz des Vereins eingetragen werden. Als Sitz eines Vereins gilt nach § 24 BGB der Ort, an welchem 

die Verwaltung geführt wird, sofern nichts anderes bestimmt ist. Hierbei sollte keine genaue Adresse angegeben 
werden, sondern lediglich der Ort bzw. die Gemeinde. Beispielsweise würde ein Münchner Verein hier <München> 
einfügen. 

  
3 Der Zweck muss möglicherweise an die jeweiligen Verhältnisse der einzelnen Vereine angepasst werden. Die hier 

vorgegebenen Zwecke sollten dann unter Umständen nicht vollumfänglich übernommen, sondern überarbeitet wer-
den. Hierbei ist zu beachten, dass es hinsichtlich der steuerlichen Anerkennung der Gemeinnützigkeit schädlich ist 
sogenannte „Vorratszwecke“ in der Satzung aufzuführen, also Zwecke die nicht vom Verein verwirklicht werden. 
Ebenso ist es schädlich Tätigkeiten auszuführen, welche nicht in der Satzung angeführt werden, wenn also die 
eigentliche Tätigkeit nicht in der Zweckbeschreibung aufgeführt ist. Dies gilt auch, wenn diese Tätigkeiten grund-
sätzlich einem gemeinnützigen Satzungszweck entsprechen würden. In diesem Zusammenhang ist insbesondere 
auf die Förderung der Bildung hinzuweisen; sollten keine Bildungsaktivitäten vom Verein durchgeführt werden, so 
ist diese Einfügung zu entfernen. 

 
Darüber hinaus ist bei einer jeden Änderung des § 2 Abs. 2 zu prüfen ob eine Zweckänderung oder nur eine 
Satzungsänderung vorliegt. Eine Zweckänderung bedarf gem. § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB der Zustimmung aller Mit-
glieder. Auch die Erweiterung des Zwecks kann eine Zweckänderung darstellen. Dies ist im Vorfeld, möglicher-
weise unter Hinzuziehung eines rechtlichen Rats, zu prüfen. 

 
4 Vereine, die Kinder- und Jugendarbeit intensivieren und dem jeweils zuständigen Kreisjugendring beitreten wollen, 

sollten den „Jugendparagraphen“ in ihre Satzung als Zweck unter § 2 (2) mit aufnehmen (Formulierungshilfe hierzu 
unter https://www.gartenbauvereine.org/jugendarbeit/kinder-und-jugendgruppen-in-den-obst-und-gartenbauvereinen/ oder im 
„Leitfaden für die Kinder- und Jugendarbeit“). 

 
5 Bei Minderjährigen sollte der Verein auf der Beitrittserklärung auch die Zustimmung eines Erziehungsberechtigten 

einholen.  
 

Die Beitrittserklärung muss Hinweise zu datenschutzrechtlichen Bestimmungen enthalten. Muster-Beitrittserklärun-
gen für (Jugend-)Einzelmitglieder finden Sie unter 

 https://www.gartenbauvereine.org/service/service-datenschutz/ 
 

6 Anstelle von März kann auch ein anderer, im Verein üblicher/geeigneter Termin/Zeitraum eingesetzt werden.  
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7 Die Form der Einberufung der Mitgliederversammlung ist in § 7 (2) eindeutig festzulegen. Wie die Einberufung 
erfolgt kann hierbei grundsätzlich jeder Verein selbst bestimmen. Es muss jedoch sichergestellt sein, dass jedes 
teilnahmeberechtigte Vereinsmitglied Kenntnis von der Anberaumung einer Mitgliederversammlung erlangen kann. 
Wir haben vorliegend die Textform (laut BGB § 126 b eine lesbare, aufzubewahrende oder zu speichernde Erklä-
rung) gewählt. Dies ermöglicht u. a. eine Einberufung in Schriftform (laut BGB § 126 vom Aussteller eigenhändig 
durch Namensunterschrift unterzeichnet, z. B. Brief), durch E-Mail oder auch per Fax. Anstelle der Textform können 
aber auch andere Einberufungsformen gewählt werden, z. B.  

- Angabe einer bestimmten, genau benannten Tageszeitung 
- Vereinszeitschrift 
- Vereinshomepage 
- Aushang. 

 
8 Hier ist ein Datum einzusetzen, das in angemessenem Abstand (z. B. 4 bis 6 Wochen) vor dem in der vorstehenden 

Regelung festgelegten Termin/Zeitraum für die Mitgliederversammlung liegt. Im Muster (Mitgliederversammlung im 
März eines jeden Jahres) haben wir daher den 25.01. eines jeden Jahres gewählt. 

 
9 Die Anzahl der Beisitzer kann hierbei grds. vom Verein frei gewählt werden. Es wird empfohlen, die Anzahl der 

Beisitzer nicht unnötig groß festzulegen. 
 
10Übliche Amtsperioden sind 2 bis 4 Jahre lang. Zusätzliche Regelungen zur Wiederwahl, z. B. maximal zwei Amts-

perioden oder Altersgrenzen, sind über die vorgegebene Regelung hinaus möglich. 
 
11In Einzelfällen kann die Vereinsarbeit von Vorstand und Vereinsleitung durch eine Beschlussfassung im Stern- oder 

Umlaufverfahren nach § 10 (7) erleichtert werden. Ohne eine solche Regelung ist es nicht möglich Beschlüsse in 
einem solchen Verfahren zu treffen. Die Beschlussfassung im Umlauf- oder Sternverfahren ist allerdings nur mög-
lich, wenn alle Mitglieder der Vereinsleitung teilnehmen oder nicht einer solchen Beschlussfassung widersprechen. 

  
12Nach dem Leitbild des Gesetzes erfolgt die Tätigkeit des Vorstands unentgeltlich. Es ist abweichend zulässig, eine 

Vergütung für den Vorstand vorzusehen. Diese muss in der Satzung allerdings ausdrücklich zugelassen werden. 
Fehlen entsprechende Festlegungen, sind Aufwandsentschädigungen, die über eine Erstattung tatsächlich ent-
standener Auslagen hinausgehen, unzulässig. 

 
13Alternativ kann auch eine Vertretungsberechtigung der zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam vorgesehen werden. 

Die entsprechende Satzungsregelung würde wie folgt lauten: 
<Die Mitglieder des Vorstands sind nur gemeinsam zur Vertretung des Vereins berechtigt> 

Die Einzelvertretungsbefugnis bietet aber den Vorteil, dass die Vorstandsmitglieder flexibler handeln können. 
 

14In § 11 (4) ist eine an die Bedürfnisse des Vereins angepasste Betragsgrenze einzutragen, üblich sind: € 250,-     
bis € 1.000,- 

 
15Hinweis: „Jahresrechnungen“ können in der Satzung nur aufgeführt werden, insoweit der Verein nicht zu Bilanzie-

rung verpflichtet ist. Eine Bilanz erstellen müssen Vereine, die im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb die Umsatz-
grenze von 600.000 Euro pro Jahr überschreiten oder mehr als 60.000 Euro Gewinn im Jahr erwirtschaften. In 
einem solchen Fall ist diese Regelung entsprechend zu überarbeiten. 

 
16Ggf. kann es notwendig sein, die Gemeinde in dieser Regelung genau zu benennen, falls dies vom zuständigen 

Registergericht beanstandet wird. 
 
17Für §17 bei nicht eingetragenen Vereinen bitte folgende Formulierung verwenden:  

<Diese Satzung tritt mit dem Tag der rechtsgültigen Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung in 
Kraft.> 
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Obst- und Gartenbauverein Mustersatzung 

 
 

§ 1  Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1) Der Verein führt den Namen ……………………………………………………………… 

(2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er den Zusatz e. V.1 

(3) Der Sitz des Vereins ist …………………………………………………2 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2  Vereinszweck 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuer-

begünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Zweck des Vereins ist3 

1. die Förderung des Obst- und Gartenbaues, der Landespflege und des Umweltschutzes zur Erhaltung 
einer schönen Kulturlandschaft und der menschlichen Gesundheit.  

2. die Förderung der Ortsverschönerung und der Verschönerung der Heimat, der Heimatpflege und somit 
der gesamten Landeskultur. 

3. die Förderung der Bildung auf den zuvor genannten Gebieten. 
4. <hier ggf. Jugendparagraph einfügen>4 

(3) Die Satzungszwecke werden verwirklicht insbesondere durch 

1. Fachveranstaltungen, Lehrgänge, Lehrfahrten, Vorträge und Kurse, Wettbewerbe, Aktionen, Pflanz- und 
Pflegemaßnahmen in Dorf und Landschaft, Patenschaften, Gartenbewirtschaftung, Naturerziehung, 
Schulgartenarbeit und weitere Maßnahmen. 

2. Öffentlichkeitsarbeit auf den Gebieten der Vereinszwecke. 
3. Heranführung von Kindern und Jugendlichen sowie Familien an die Vereinszwecke. 
4. die Vertretung des Freizeitgartenbaus auf Ortsebene. 

(4) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins 
dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

(5) Die Förderung des Erwerbsobstbaues und Erwerbsgartenbaues ist nicht Aufgabe des Vereins. 

 

§ 3  Mitgliedschaft 
(1) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden.5  

(2) Als Fördermitglieder aufgenommen werden können ferner öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten, 
Stiftungen sowie andere Vereinigungen, Privatunternehmen und natürliche Personen. Fördermitglieder ha-
ben kein Stimmrecht.  

(3) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es:  

1. einer vom Beitretenden unterzeichneten Beitrittserklärung. 
2. eines Aufnahmebeschlusses des Vorstandes. 

(4) Die Mitgliedschaft beginnt mit Beschlussfassung zur Aufnahme. Der Aufnahmebeschluss sowie eine Ableh-
nung der Aufnahme ist dem Antragsteller mitzuteilen.  

(5) Lehnt der Vorstand die Aufnahme ab, so kann der Abgewiesene Widerspruch bei der Vereinsleitung einle-
gen, welche endgültig entscheidet. 

(6) Personen, welche sich um den Verein und seine Bestrebungen besonders verdient gemacht haben, können 
auf Antrag der Vereinsleitung von der Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 

(7) Die Mitgliedschaft endet: 
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1. durch Austritt; der Austritt muss unter Einhaltung einer vierteljährlichen Kündigungsfrist schriftlich erklärt 
werden und ist nur zum Schluss des Geschäftsjahres möglich; der Austretende verliert jeden Anspruch 
gegen den Verein und sein Vermögen. 

2. bei natürlichen Personen durch Tod, bei juristischen Personen, Vereinigungen und Privatunternehmen 
mit der Auflösung oder einer ähnlichen tatsächlichen Beendigung der Vereinigung oder des Unterneh-
mens.  

3. durch Ausschluss (§ 4).  
 

 

§ 4  Ausschluss 
(1) Ein Mitglied kann aus dem Verein wegen Nichterfüllung oder Verletzung von satzungsmäßigen Beschlüssen 

der Organe des Vereins (§ 6) ausgeschlossen werden. Das Ausschlussverfahren darf erst eingeleitet wer-
den, wenn der Vorstand das Mitglied zur Erfüllung seiner Pflichten vergeblich aufgefordert hat. 
Ein Mitglied kann ferner aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in grober Art und Weise gegen 
die Vereinsinteressen verstoßen hat. 

(2) Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter 
Hinweis auf den möglichen Ausschluss Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Ausschließungsbe-
schluss hat die Tatsachen, auf denen die Ausschließung beruht, sowie den Ausschließungsgrund anzuge-
ben. Der Beschluss ist dem ausgeschlossenen Mitglied gegen Nachweis der Zustellung mitzuteilen.  

(3) Das ausgeschlossene Mitglied kann gegen den Ausschließungsbeschluss innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen gerechnet ab Zugang der Mitteilung des Ausschlusses schriftlich Berufung bei der Vereinsleitung ein-
legen. Die Vereinsleitung entscheidet endgültig, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges.  

(4) Während des Ausschlussverfahrens ruhen die mitgliedschaftlichen Rechte des Mitgliedes. Das Ruhen der 
mitgliedschaftlichen Rechte entbindet nicht von der Verpflichtung zur Entrichtung des Mitgliedsbeitrags. 

(5) Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinerlei Anspruch an das Vereinsvermögen. Sie 
sind aber verpflichtet, ihren Verbindlichkeiten dem Verein gegenüber voll nachzukommen. 

 
§ 5  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, 

1. an der Mitgliederversammlung teilzunehmen, 
2. an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen, 
3. Anträge an die Mitgliederversammlung zu stellen, 
4. die vom Verein geschaffenen Einrichtungen zu benützen. 

 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, 

1. die Bestrebungen und Ziele des Vereins nach besten Kräften zu unterstützen, 
2. die Satzung des Vereins zu befolgen, 
3. sich nach den Beschlüssen seiner Organe (§ 6) zu richten, 
4. die festgesetzten Jahresbeiträge zu bezahlen. 

 

§ 6  Organe des Vereins 
(1) Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung (§ 7), die Vereinsleitung (§ 10) und der Vorstand (§ 

11). 

(2) Der Verein ist zugleich Mitglied des zuständigen Kreisverbandes, des zuständigen Bezirksverbandes und 
des Bayerischen Landesverbandes für Gartenbau und Landespflege e. V. 

 

§ 7  Mitgliederversammlung 
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. 

(2) Mitgliederversammlungen werden durch den Vorstand einberufen. Er bestimmt den Ort und den Termin der 
Mitgliederversammlung, der <im März eines jeden Jahres>6 liegt. Die Einberufung (Ladung) hat in Textform7 
und mit einer Frist von mindestens 4 Wochen zu erfolgen. Der Einberufung ist die Tagesordnung beizufügen. 
Mitglieder sind berechtigt, bis <zum 25.01. eines jeden Jahres>8 Anträge zur Tagesordnung mit Begründung 
in Textform für die nächste ordentliche Mitgliederversammlung beim Vorstand einzureichen, vorbehaltlich 
der Regelungen des § 16 Abs. 1. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme der Anträge auf die Tages-
ordnung. Über Themen, welche nicht auf der Tagesordnung stehen oder Anträge, welche nicht rechtzeitig 
gestellt wurden, kann die Mitgliederversammlung keinen Beschluss fassen.  
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(3) Der Vorstand kann eine außerordentliche Mitgliederversammlung jederzeit einberufen. Der Vorstand hat 

eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn mindestens 10 % der Vereinsmitglieder 
dies beantragen. Darüber hinaus hat der Vorstand eine außerordentliche Mitgliederversammlung auf Antrag 
der übergeordneten Verbandsgliederung (Kreisverband) einzuberufen. Die vorgenannten Anträge sind 
schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe einer solchen außerordentlichen Mitgliederver-
sammlung an den Vorstand zu richten. 

 
§ 8  Durchführung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die 
Beschlüsse werden, soweit nicht eine qualifizierte Mehrheit in der Satzung festgelegt ist, mit einfacher Stim-
menmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Stimmengleichheit zählt als Ablehnung. Abstimmungen 
werden grundsätzlich offen durch Handzeichen durchgeführt. Ein Antrag auf Vornahme einer geheimen Ab-
stimmung bedarf der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Enthaltungen und ungültige Stimmen 
zählen bei der Auszählung nicht mit. Das Stimmrecht muss durch das Mitglied persönlich ausgeübt werden, 
bei juristischen Personen durch den gesetzlichen Vertreter. 

(2) Die Mitgliederversammlung wird durch den 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung durch den 2. Vorsit-
zenden geleitet. Ist auch der 2. Vorsitzende verhindert, bestimmt die Mitgliederversammlung einen Ver-
sammlungsleiter. Ist der Versammlungsleiter vom Gegenstand der Beratung betroffen, so übernimmt für die-
sen Tagesordnungspunkt der 2. Vorsitzende, ersatzweise ein von der Mitgliederversammlung zu bestim-
mender Leiter die Versammlung. 

(3) Über die Mitgliederversammlung und ihre Beschlüsse ist vom Schriftführer, bei dessen Verhinderung von 
einem vom Vorsitzenden zu bestimmenden Mitglied der Vereinsleitung, eine Niederschrift zu fertigen und 
vom Vorsitzenden und Schriftführer oder durch den vom Vorsitzenden bestimmten Vertreter zu unterzeich-
nen. 

 

§ 9  Aufgaben der Mitgliederversammlung 
Die Aufgaben der Mitgliederversammlung sind 

1. die Wahl und Abberufung der Vereinsleitung. 
2. die Beschlussfassung über gestellte Anträge.  
3. die Festsetzung des Vereinsbeitrages und – in besonderen Fällen, in denen die regelmäßigen Beiträge 

nicht ausreichen – die Höhe von Umlagen. Diese darf das 6-fache des Mitgliedsbeitrags nicht überstei-
gen. 

4. die Bestellung von zwei Rechnungsprüfern aus dem Kreise der Mitglieder.  
5. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes und des Haushaltsabschlusses des abgelaufenen Ge-

schäftsjahres sowie die Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes. 
6. die Beschlussfassung über die Genehmigung des Ausgabenplans. 
7. die Beschlussfassung über die Ernennung von Ehrenmitgliedern. 
8. die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung oder die Auflösung des Vereins. 

 

§ 10  Vereinsleitung 
(1) Die Vereinsleitung besteht aus dem Vorstand, dem Kassier, Schriftführer sowie bis zu <…>9 Beisitzern. Die 

Mitglieder der Vereinsleitung werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von <… Jahren>10 ge-
wählt. Die Ämter des Kassiers und des Schriftführers können auch von einer Person geführt werden. Die 
Vereinsleitung bleibt solange im Amt, bis eine neue gewählt ist.  

(2) Im Falle des Ausscheidens eines Mitglieds der Vereinsleitung können die verbleibenden Mitglieder der Ver-
einsleitung für den Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied beru-
fen. 

(3) Die Mitgliederversammlung kann jederzeit die Bestellung der Vereinsleitung oder einzelner Mitglieder wider-
rufen. 

(4) Die Vereinsleitung ist zuständig für die Führung aller Vereinsgeschäfte, soweit diese nicht ausdrücklich der 
Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Insbesondere obliegt ihr 

1. die Erstellung des Tätigkeitsberichtes. 
2. die Vorprüfung des Kassenberichtes. 
3. die Aufstellung des Ausgaben- und Arbeitsplanes für das kommende Jahr. 
4. der Vorschlag über die Höhe des Vereinsbeitrages. 
5. der Vorschlag von Ehrenmitgliedern. 
6. die Vorbehandlung aller bei der Mitgliederversammlung zu klärenden Fragen und Anträge. 
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7. die Verbescheidung von Widersprüchen nach § 3 und Berufungen nach § 4. 

(5) Die Vereinsleitung führt die laufenden Geschäfte nach der Satzung, nach den Beschlüssen der Mitglieder-
versammlung, der Vereinsleitung sowie nach den Beschlüssen des Kreis-, Bezirks- und Landesverbandes. 

(6) Die Sitzungen der Vereinsleitung werden durch den 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung durch den 2. 
Vorsitzenden einberufen und geleitet. Die Vereinsleitung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer 
Mitglieder anwesend sind. Sie fasst ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit der Anwesenden. Stimmengleich-
heit gilt als Ablehnung. 

(7) Beschlüsse der Vereinsleitung können auch schriftlich, per E-Mail, fernmündlich oder auch mündlich gefasst 
werden (Umlaufverfahren oder Sternverfahren), wenn kein Mitglied der Vereinsleitung dem widerspricht.11 

 

§ 11  Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus dem 1. und 2. Vorsitzenden des Vereins. 

(2) Der Vorstand führt sein Amt grundsätzlich unentgeltlich. Dem Vorstand werden die bei der Vereinsarbeit 
entstandenen, angemessenen Auslagen ersetzt. Der Vorstand kann darüber hinaus eine pauschale Auf-
wandsentschädigung seiner Tätigkeit gemäß § 3 Nr. 26 a EStG (Ehrenamtspauschale) erhalten. Diese be-
darf dem Grunde und der Höhe nach der vorherigen Beschlussfassung der Mitgliederversammlung.12 

(3) Die Mitglieder des Vorstands sind jeweils einzelvertretungsberechtigt.13 Sie vertreten den Verein gerichtlich 
und außergerichtlich. Im Innenverhältnis gilt, dass der 2. Vereinsvorsitzende sein Vertretungsrecht erst wahr-
nimmt, wenn der 1. Vereinsvorsitzende verhindert ist. 

(4) Im Innenverhältnis gilt, dass Ausgaben, die den Ausgabenplan um mehr als € <…>14 überschreiten oder 
nicht im Ausgabenplan vorgesehen sind und mehr als € <…>14 betragen, der Zustimmung der Vereinsleitung 
bedürfen. Zahlungsanweisungen erteilt ausschließlich der Vorstand. 

 

§ 12  Betriebsmittel 
Die zur Erfüllung der Vereinszwecke nötigen Mittel werden insbesondere beschafft 

1. durch Mitgliederbeiträge. 
2. durch Spenden und sonstige Zuwendungen. 
3. durch Einnahmen aus Vermögen, Unternehmungen und Veranstaltungen des Vereins. 

 

§ 13  Jahresmitgliedsbeitrag 
Der Jahresmitgliedsbeitrag setzt sich zusammen aus dem von der Mitgliederversammlung festgesetzten Vereinsbei-
trag und den Beiträgen an die übergeordneten Verbände (§ 6 (2)).  

 

§ 14  Aufgaben des Kassiers 
Der Kassier führt die Vereinskasse. Er darf keine Zahlung leisten ohne Anweisung des Vorstands. Er hat insbeson-
dere folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

1. sämtliche Ausgaben des Vereins nach den Anweisungen des Vorstands zu tätigen und sämtliche Ein-
nahmen und Ausgaben des Vereins sachgemäß zu verbuchen. 

2. die Jahresrechnung15 nach Jahresschluss so zeitig zu fertigen, dass sie der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung vorgelegt werden kann. 

3. ein Verzeichnis über das Vermögen des Vereins anzulegen und es stets auf dem Laufenden zu halten. 

4. die Mitgliederbeiträge rechtzeitig einzuziehen. 

5. die fälligen Verbandsbeiträge rechtzeitig nach den bestehenden Anweisungen abzuliefern. 

 

§ 15  Aufgaben des Schriftführers 
(1) Der Schriftführer erledigt alle schriftlichen Arbeiten des Vereins nach den Weisungen des Vorstands. Über 

alle Versammlungen und alle Sitzungen des Vereins hat er eine Niederschrift zu fertigen. Alle Niederschriften 
sind vom Vorstand und vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

 
(2) Der Schriftführer fertigt am Jahresschluss im Einvernehmen mit dem Vorstand den Tätigkeitsbericht, so dass 

der Bericht der ordentlichen Mitgliederversammlung vorgelegt werden kann. 
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§ 16  Satzungsänderung und Auflösung des Vereins 
(1) Anträge auf Satzungsänderung oder Auflösung des Vereins, welche nicht von der Vereinsleitung ausgehen, 

müssen von mindestens 1/3 der Vereinsmitglieder schriftlich beantragt werden.  

(2) Zur Satzungsänderung und zur Auflösung des Vereins ist eine 2/3-Mehrheit der bei der Mitgliederversamm-
lung anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. 

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Vereins an die Gemeinde am Sitz des Vereins16 (§ 1 (3) oder (2), wenn nicht e. V.), die es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Bereich der Landespflege zu verwenden hat. 

 

§ 17  Inkrafttreten der Satzung 
Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am <Datum> beschlossen und tritt mit Eintragung in das 
Vereinsregister in Kraft.17  

 

 

Datum    Unterschrift(en) des Vorstandes 
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Erläuterung zur Mustersatzung für Obst- und Gartenbauvereine 
mit mehrgliedrigem, gleichberechtigtem Vorstand  

 
 
Die folgende Satzung ist ein Muster und ist zwingend auf die Bedürfnisse des jeweiligen Vereins anzupassen.  
 
Vorab möchten wir Sie darauf hinweisen, dass, zur steuerlichen Anerkennung der Gemeinnützigkeit, zwingend bei 
jeder Satzungsänderung oder auch Neugründung eines Obst- und Gartenbauvereins im Vorfeld eine Abstimmung 
mit dem jeweils zuständigen Finanzamt zu erfolgen hat. Hierfür ist die Mustersatzung der Anlage 1 zu § 60 AO zu 
beachten. Ältere Satzungen, welche vor Erlass der Mustersatzung der Anlage 1 zu § 60 AO beschlossen wurden, 
genießen Vertrauensschutz hinsichtlich ihrer Satzung. Eine Änderung dieser Satzungen könnte zum Wegfall dieses 
Vertrauensschutzes führen und bedarf auch schon aus diesem Grund einer vorherigen Abstimmung mit dem zustän-
digen Finanzamt. 
 
Darüber hinaus möchten wir Sie auf die auf unserer Website zur Verfügung gestellten Infoblätter „Vereinssatzung- 
Voraussetzung für die Gemeinnützigkeit“ sowie „Rechtsfähiger – Nicht rechtsfähiger Verein“ hinweisen. Diese kön-
nen Sie unter folgender Adresse downloaden: 

https://www.gartenbauvereine.org/service/service-downloads/ 
 
Die folgende Mustersatzung ist an vielen Stellen mit Fußnoten versehen. Die diesbezüglichen Erläuterungen bzw. 
Hinweise möchten wir Ihnen im Folgenden darstellen: 
 
1 § 1 (2) ist gem. § 57 Abs. 1 BGB einzufügen, sofern der Verein sich im Vereinsregister eintragen lassen möchte. 

Insofern keine Eintragung des Vereins im Vereinsregister erfolgen soll (nicht eingetragener Verein), ist § 1 Abs. 2 
zu entfernen. Vereine, welche bereits im Vereinsregister eingetragen sind, haben statt § 1 (2) folgende Alternative 
einzufügen: 

 <§ 1 (2) Der Verein ist im Vereinsregister eingetragen.> 
 
2 Hier muss der Sitz des Vereins eingetragen werden. Als Sitz eines Vereins gilt nach § 24 BGB der Ort, an welchem 

die Verwaltung geführt wird, sofern nichts anderes bestimmt ist. Hierbei sollte keine genaue Adresse angegeben 
werden, sondern lediglich der Ort bzw. die Gemeinde. Beispielsweise würde ein Münchner Verein hier <München> 
einfügen. 

  
3 Der Zweck muss möglicherweise an die jeweiligen Verhältnisse der einzelnen Vereine angepasst werden. Die hier 

vorgegebenen Zwecke sollten dann unter Umständen nicht vollumfänglich übernommen, sondern überarbeitet wer-
den. Hierbei ist zu beachten, dass es hinsichtlich der steuerlichen Anerkennung der Gemeinnützigkeit schädlich ist 
sogenannte „Vorratszwecke“ in der Satzung aufzuführen, also Zwecke die nicht vom Verein verwirklicht werden. 
Ebenso ist es schädlich Tätigkeiten auszuführen, welche nicht in der Satzung angeführt werden, wenn also die 
eigentliche Tätigkeit nicht in der Zweckbeschreibung aufgeführt ist. Dies gilt auch, wenn diese Tätigkeiten grund-
sätzlich einem gemeinnützigen Satzungszweck entsprechen würden. In diesem Zusammenhang ist insbesondere 
auf die Förderung der Bildung hinzuweisen; sollten keine Bildungsaktivitäten vom Verein durchgeführt werden, so 
ist diese Einfügung zu entfernen. 

 
Darüber hinaus ist bei einer jeden Änderung des § 2 Abs. 2 zu prüfen ob eine Zweckänderung oder nur eine 
Satzungsänderung vorliegt. Eine Zweckänderung bedarf gem. § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB der Zustimmung aller Mit-
glieder. Auch die Erweiterung des Zwecks kann eine Zweckänderung darstellen. Dies ist im Vorfeld, möglicher-
weise unter Hinzuziehung eines rechtlichen Rats, zu prüfen. 

 
4 Vereine, die Kinder- und Jugendarbeit intensivieren und dem jeweils zuständigen Kreisjugendring beitreten wollen, 

sollten den „Jugendparagraphen“ in ihre Satzung als Zweck unter § 2 (2) mit aufnehmen (Formulierungshilfe hierzu 
unter https://www.gartenbauvereine.org/jugendarbeit/kinder-und-jugendgruppen-in-den-obst-und-gartenbauvereinen/ oder im 
„Leitfaden für die Kinder- und Jugendarbeit“). 

 
5 Bei Minderjährigen sollte der Verein auf der Beitrittserklärung auch die Zustimmung eines Erziehungsberechtigten 

einholen.  
 

Die Beitrittserklärung muss Hinweise zu datenschutzrechtlichen Bestimmungen enthalten. Muster-Beitrittserklärun-
gen für (Jugend-)Einzelmitglieder finden Sie unter 

 https://www.gartenbauvereine.org/service/service-datenschutz/ 
 

6 Anstelle von März kann auch ein anderer, im Verein üblicher/geeigneter Termin/Zeitraum eingesetzt werden.  
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7 Die Form der Einberufung der Mitgliederversammlung ist in § 7 (2) eindeutig festzulegen. Wie die Einberufung 
erfolgt kann hierbei grundsätzlich jeder Verein selbst bestimmen. Es muss jedoch sichergestellt sein, dass jedes 
teilnahmeberechtigte Vereinsmitglied Kenntnis von der Anberaumung einer Mitgliederversammlung erlangen kann. 
Wir haben vorliegend die Textform (laut BGB § 126 b eine lesbare, aufzubewahrende oder zu speichernde Erklä-
rung) gewählt. Dies ermöglicht u. a. eine Einberufung in Schriftform (laut BGB § 126 vom Aussteller eigenhändig 
durch Namensunterschrift unterzeichnet, z. B. Brief), durch E-Mail oder auch per Fax. Anstelle der Textform können 
aber auch andere Einberufungsformen gewählt werden, z. B.  

- Angabe einer bestimmten, genau benannten Tageszeitung 
- Vereinszeitschrift 
- Vereinshomepage 
- Aushang. 

 
8 Hier ist ein Datum einzusetzen, das in angemessenem Abstand (z. B. 4 bis 6 Wochen) vor dem in der vorstehenden 

Regelung festgelegten Termin/Zeitraum für die Mitgliederversammlung liegt. Im Muster (Mitgliederversammlung im 
März eines jeden Jahres) haben wir daher den 25.01. eines jeden Jahres gewählt. 

 
9 Die Anzahl der Beisitzer kann hierbei grds. vom Verein frei gewählt werden. Es wird empfohlen, die Anzahl der 

Beisitzer nicht unnötig groß festzulegen. 
 
10Übliche Amtsperioden sind 2 bis 4 Jahre lang. Zusätzliche Regelungen zur Wiederwahl, z. B. maximal zwei Amts-

perioden oder Altersgrenzen, sind über die vorgegebene Regelung hinaus möglich. 
 
11In Einzelfällen kann die Vereinsarbeit von Vorstand und Vereinsleitung durch eine Beschlussfassung im Stern- oder 

Umlaufverfahren nach § 10 (7) erleichtert werden. Ohne eine solche Regelung ist es nicht möglich Beschlüsse in 
einem solchen Verfahren zu treffen. Die Beschlussfassung im Umlauf- oder Sternverfahren ist allerdings nur mög-
lich, wenn alle Mitglieder der Vereinsleitung teilnehmen oder nicht einer solchen Beschlussfassung widersprechen. 

 
12Die Anzahl der Vorstandsmitglieder kann hierbei grds. vom Verein frei gewählt werden. Es wird empfohlen, die 

Anzahl der Mitglieder des Vorstands nicht unnötig groß festzulegen. 
  
13Nach dem Leitbild des Gesetzes erfolgt die Tätigkeit des Vorstands unentgeltlich. Es ist abweichend zulässig, eine 

Vergütung für den Vorstand vorzusehen. Diese muss in der Satzung allerdings ausdrücklich zugelassen werden. 
Fehlen entsprechende Festlegungen, sind Aufwandsentschädigungen, die über eine Erstattung tatsächlich ent-
standener Auslagen hinausgehen, unzulässig. 

 
14In § 11 (4) ist eine an die Bedürfnisse des Vereins angepasste Betragsgrenze einzutragen, üblich sind: € 250,-     

bis € 1.000,- 
 
15Hinweis: „Jahresrechnungen“ können in der Satzung nur aufgeführt werden, insoweit der Verein nicht zu Bilanzie-

rung verpflichtet ist. Eine Bilanz erstellen müssen Vereine, die im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb die Umsatz-
grenze von 600.000 Euro pro Jahr überschreiten oder mehr als 60.000 Euro Gewinn im Jahr erwirtschaften. In 
einem solchen Fall ist diese Regelung entsprechend zu überarbeiten. 

 
16Ggf. kann es notwendig sein, die Gemeinde in dieser Regelung genau zu benennen, falls dies vom zuständigen 

Registergericht beanstandet wird. 
 
17Für §17 bei nicht eingetragenen Vereinen bitte folgende Formulierung verwenden:  

<Diese Satzung tritt mit dem Tag der rechtsgültigen Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung in 
Kraft.> 
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Obst- und Gartenbauverein Mustersatzung 

 
 

§ 1  Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1) Der Verein führt den Namen ……………………………………………………………… 

(2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er den Zusatz e. V.1 

(3) Der Sitz des Vereins ist …………………………………………………2 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2  Vereinszweck 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuer-

begünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Zweck des Vereins ist3 

1. die Förderung des Obst- und Gartenbaues, der Landespflege und des Umweltschutzes zur Erhaltung 
einer schönen Kulturlandschaft und der menschlichen Gesundheit.  

2. die Förderung der Ortsverschönerung und der Verschönerung der Heimat, der Heimatpflege und somit 
der gesamten Landeskultur. 

3. die Förderung der Bildung auf den zuvor genannten Gebieten. 
4. <hier ggf. Jugendparagraph einfügen>4 

(3) Die Satzungszwecke werden verwirklicht insbesondere durch 

1. Fachveranstaltungen, Lehrgänge, Lehrfahrten, Vorträge und Kurse, Wettbewerbe, Aktionen, Pflanz- und 
Pflegemaßnahmen in Dorf und Landschaft, Patenschaften, Gartenbewirtschaftung, Naturerziehung, 
Schulgartenarbeit und weitere Maßnahmen. 

2. Öffentlichkeitsarbeit auf den Gebieten der Vereinszwecke. 
3. Heranführung von Kindern und Jugendlichen sowie Familien an die Vereinszwecke. 
4. die Vertretung des Freizeitgartenbaus auf Ortsebene. 

(4) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins 
dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

(5) Die Förderung des Erwerbsobstbaues und Erwerbsgartenbaues ist nicht Aufgabe des Vereins. 

 

§ 3  Mitgliedschaft 
(1) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden.5  

(2) Als Fördermitglieder aufgenommen werden können ferner öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten, 
Stiftungen sowie andere Vereinigungen, Privatunternehmen und natürliche Personen. Fördermitglieder ha-
ben kein Stimmrecht.  

(3) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es:  

1. einer vom Beitretenden unterzeichneten Beitrittserklärung. 
2. eines Aufnahmebeschlusses des Vorstandes. 

(4) Die Mitgliedschaft beginnt mit Beschlussfassung zur Aufnahme. Der Aufnahmebeschluss sowie eine Ableh-
nung der Aufnahme ist dem Antragsteller mitzuteilen.  

(5) Lehnt der Vorstand die Aufnahme ab, so kann der Abgewiesene Widerspruch bei der Vereinsleitung einle-
gen, welche endgültig entscheidet. 

(6) Personen, welche sich um den Verein und seine Bestrebungen besonders verdient gemacht haben, können 
auf Antrag der Vereinsleitung von der Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 

(7) Die Mitgliedschaft endet: 
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1. durch Austritt; der Austritt muss unter Einhaltung einer vierteljährlichen Kündigungsfrist schriftlich erklärt 
werden und ist nur zum Schluss des Geschäftsjahres möglich; der Austretende verliert jeden Anspruch 
gegen den Verein und sein Vermögen. 

2. bei natürlichen Personen durch Tod, bei juristischen Personen, Vereinigungen und Privatunternehmen 
mit der Auflösung oder einer ähnlichen tatsächlichen Beendigung der Vereinigung oder des Unterneh-
mens.  

3. durch Ausschluss (§ 4).  
 

 

§ 4  Ausschluss 
(1) Ein Mitglied kann aus dem Verein wegen Nichterfüllung oder Verletzung von satzungsmäßigen Beschlüssen 

der Organe des Vereins (§ 6) ausgeschlossen werden. Das Ausschlussverfahren darf erst eingeleitet wer-
den, wenn der Vorstand das Mitglied zur Erfüllung seiner Pflichten vergeblich aufgefordert hat. 
Ein Mitglied kann ferner aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in grober Art und Weise gegen 
die Vereinsinteressen verstoßen hat. 

(2) Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter 
Hinweis auf den möglichen Ausschluss Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Ausschließungsbe-
schluss hat die Tatsachen, auf denen die Ausschließung beruht, sowie den Ausschließungsgrund anzuge-
ben. Der Beschluss ist dem ausgeschlossenen Mitglied gegen Nachweis der Zustellung mitzuteilen.  

(3) Das ausgeschlossene Mitglied kann gegen den Ausschließungsbeschluss innerhalb einer Frist von vier Wo-
chen gerechnet ab Zugang der Mitteilung des Ausschlusses schriftlich Berufung bei der Vereinsleitung ein-
legen. Die Vereinsleitung entscheidet endgültig, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges.  

(4) Während des Ausschlussverfahrens ruhen die mitgliedschaftlichen Rechte des Mitgliedes. Das Ruhen der 
mitgliedschaftlichen Rechte entbindet nicht von der Verpflichtung zur Entrichtung des Mitgliedsbeitrags. 

(5) Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder haben keinerlei Anspruch an das Vereinsvermögen. Sie 
sind aber verpflichtet, ihren Verbindlichkeiten dem Verein gegenüber voll nachzukommen. 

 
§ 5  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, 

1. an der Mitgliederversammlung teilzunehmen, 
2. an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen, 
3. Anträge an die Mitgliederversammlung zu stellen, 
4. die vom Verein geschaffenen Einrichtungen zu benützen. 

 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, 

1. die Bestrebungen und Ziele des Vereins nach besten Kräften zu unterstützen, 
2. die Satzung des Vereins zu befolgen, 
3. sich nach den Beschlüssen seiner Organe (§ 6) zu richten, 
4. die festgesetzten Jahresbeiträge zu bezahlen. 

 

§ 6  Organe des Vereins 
(1) Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung (§ 7), die Vereinsleitung (§ 10) und der Vorstand (§ 

11). 

(2) Der Verein ist zugleich Mitglied des zuständigen Kreisverbandes, des zuständigen Bezirksverbandes und 
des Bayerischen Landesverbandes für Gartenbau und Landespflege e. V. 

 

§ 7  Mitgliederversammlung 
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. 

(2) Mitgliederversammlungen werden durch den Vorstand einberufen. Er bestimmt den Ort und den Termin der 
Mitgliederversammlung, der <im März eines jeden Jahres>6 liegt. Die Einberufung (Ladung) hat in Textform7 
und mit einer Frist von mindestens 4 Wochen zu erfolgen. Der Einberufung ist die Tagesordnung beizufügen. 
Mitglieder sind berechtigt, bis <zum 25.01. eines jeden Jahres>8 Anträge zur Tagesordnung mit Begründung 
in Textform für die nächste ordentliche Mitgliederversammlung beim Vorstand einzureichen, vorbehaltlich 
der Regelungen des § 16 Abs. 1. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme der Anträge auf die Tages-
ordnung. Über Themen, welche nicht auf der Tagesordnung stehen oder Anträge, welche nicht rechtzeitig 
gestellt wurden, kann die Mitgliederversammlung keinen Beschluss fassen.   
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(3) Der Vorstand kann eine außerordentliche Mitgliederversammlung jederzeit einberufen. Der Vorstand hat 
eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn mindestens 10 % der Vereinsmitglieder 
dies beantragen. Darüber hinaus hat der Vorstand eine außerordentliche Mitgliederversammlung auf Antrag 
der übergeordneten Verbandsgliederung (Kreisverband) einzuberufen. Die vorgenannten Anträge sind 
schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe einer solchen außerordentlichen Mitgliederver-
sammlung an den Vorstand zu richten. 

 
§ 8  Durchführung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die 
Beschlüsse werden, soweit nicht eine qualifizierte Mehrheit in der Satzung festgelegt ist, mit einfacher Stim-
menmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Stimmengleichheit zählt als Ablehnung. Abstimmungen 
werden grundsätzlich offen durch Handzeichen durchgeführt. Ein Antrag auf Vornahme einer geheimen Ab-
stimmung bedarf der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Enthaltungen und ungültige Stimmen 
zählen bei der Auszählung nicht mit. Das Stimmrecht muss durch das Mitglied persönlich ausgeübt werden, 
bei juristischen Personen durch den gesetzlichen Vertreter. 

(2) Die Mitgliederversammlung wird von einem Mitglied des Vorstands geleitet. Der Vorstand bestimmt hierzu 
aus seiner Mitte einen Versammlungsleiter. Sind alle Mitglieder des Vorstands verhindert, bestimmt die Mit-
gliederversammlung einen Versammlungsleiter. Ist der Versammlungsleiter vom Gegenstand der Beratung 
betroffen, so übernimmt für diesen Tagesordnungspunkt ersatzweise ein von der Mitgliederversammlung zu 
bestimmender Leiter die Versammlung. 

(3) Über die Mitgliederversammlung und ihre Beschlüsse ist vom Schriftführer, bei dessen Verhinderung von 
einem vom Vorstand zu bestimmenden Mitglied der Vereinsleitung, eine Niederschrift zu fertigen und vom 
Vorstand und Schriftführer oder durch den vom Vorstand bestimmten Vertreter zu unterzeichnen. 

 

§ 9  Aufgaben der Mitgliederversammlung 
Die Aufgaben der Mitgliederversammlung sind 

1. die Wahl und Abberufung der Vereinsleitung. 
2. die Beschlussfassung über gestellte Anträge.  
3. die Festsetzung des Vereinsbeitrages und – in besonderen Fällen, in denen die regelmäßigen Beiträge 

nicht ausreichen – die Höhe von Umlagen. Diese darf das 6-fache des Mitgliedsbeitrags nicht überstei-
gen. 

4. die Bestellung von zwei Rechnungsprüfern aus dem Kreise der Mitglieder.  
5. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes und des Haushaltsabschlusses des abgelaufenen Ge-

schäftsjahres sowie die Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes. 
6. die Beschlussfassung über die Genehmigung des Ausgabenplans. 
7. die Beschlussfassung über die Ernennung von Ehrenmitgliedern. 
8. die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung oder die Auflösung des Vereins. 

 

§ 10  Vereinsleitung 
(1) Die Vereinsleitung besteht aus dem Vorstand, dem Kassier, Schriftführer sowie bis zu <…>9 Beisitzern. Die 

Mitglieder der Vereinsleitung werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von <… Jahren>10 ge-
wählt. Die Ämter des Kassiers und des Schriftführers können auch von einer Person geführt werden. Die 
Vereinsleitung bleibt solange im Amt, bis eine neue gewählt ist.  

(2) Im Falle des Ausscheidens eines Mitglieds der Vereinsleitung können die verbleibenden Mitglieder der Ver-
einsleitung  für den Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied beru-
fen. 

(3) Die Mitgliederversammlung kann jederzeit die Bestellung der Vereinsleitung oder einzelner Mitglieder wider-
rufen. 

(4) Die Vereinsleitung ist zuständig für die Führung aller Vereinsgeschäfte, soweit diese nicht ausdrücklich der 
Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Insbesondere obliegt ihr 

1. die Erstellung des Tätigkeitsberichtes. 
2. die Vorprüfung des Kassenberichtes. 
3. die Aufstellung des Ausgaben- und Arbeitsplanes für das kommende Jahr. 
4. der Vorschlag über die Höhe des Vereinsbeitrages. 
5. der Vorschlag von Ehrenmitgliedern. 
6. die Vorbehandlung aller bei der Mitgliederversammlung zu klärenden Fragen und Anträge. 
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7. die Verbescheidung von Widersprüchen nach § 3 und Berufungen nach § 4. 

(5) Die Vereinsleitung führt die laufenden Geschäfte nach der Satzung, nach den Beschlüssen der Mitglieder-
versammlung, der Vereinsleitung sowie nach den Beschlüssen des Kreis-, Bezirks- und Landesverbandes. 

(6) Die Sitzungen der Vereinsleitung werden durch den Vorstand einberufen und geleitet. Die Vereinsleitung ist 
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend sind. Sie fasst ihre Beschlüsse mit Stim-
menmehrheit der Anwesenden. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

(7) Beschlüsse der Vereinsleitung können auch schriftlich, per E-Mail, fernmündlich oder auch mündlich gefasst 
werden (Umlaufverfahren oder Sternverfahren), wenn kein Mitglied der Vereinsleitung dem widerspricht.11 

 

§ 11  Vorstand 
(1) Der Vorstand setzt sich aus <Anzahl einsetzen, z. B. drei/vier/fünf>12 gleichberechtigten Mitgliedern zusam-

men.  

(2) Der Vorstand führt sein Amt grundsätzlich unentgeltlich. Dem Vorstand werden die bei der Vereinsarbeit 
entstandenen, angemessenen Auslagen ersetzt. Der Vorstand kann darüber hinaus eine pauschale Auf-
wandsentschädigung seiner Tätigkeit gemäß § 3 Nr. 26 a EStG (Ehrenamtspauschale) erhalten. Diese be-
darf dem Grunde und der Höhe nach der vorherigen Beschlussfassung der Mitgliederversammlung.13 

(3) Die Mitglieder des Vorstands sind jeweils einzelvertretungsberechtigt. Sie vertreten den Verein gerichtlich 
und außergerichtlich.  

(4) Im Innenverhältnis gilt, dass Ausgaben, die den Ausgabenplan um mehr als € <…>14 überschreiten oder 
nicht im Ausgabenplan vorgesehen sind und mehr als € <…>14 betragen, der Zustimmung der Vereinsleitung 
bedürfen. Zahlungsanweisungen erteilt ausschließlich der Vorstand. 

 

§ 12  Betriebsmittel 
Die zur Erfüllung der Vereinszwecke nötigen Mittel werden insbesondere beschafft 

1. durch Mitgliederbeiträge. 
2. durch Spenden und sonstige Zuwendungen. 
3. durch Einnahmen aus Vermögen, Unternehmungen und Veranstaltungen des Vereins. 

 

§ 13  Jahresmitgliedsbeitrag 
Der Jahresmitgliedsbeitrag setzt sich zusammen aus dem von der Mitgliederversammlung festgesetzten Vereinsbei-
trag und den Beiträgen an die übergeordneten Verbände (§ 6 (2)).  

 

§ 14  Aufgaben des Kassiers 
Der Kassier führt die Vereinskasse. Er darf keine Zahlung leisten ohne Anweisung des Vorstands. Er hat insbeson-
dere folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

1. sämtliche Ausgaben des Vereins nach den Anweisungen des Vorstands zu tätigen und sämtliche Ein-
nahmen und Ausgaben des Vereins sachgemäß zu verbuchen. 

2. die Jahresrechnung15 nach Jahresschluss so zeitig zu fertigen, dass sie der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung vorgelegt werden kann. 

3. ein Verzeichnis über das Vermögen des Vereins anzulegen und es stets auf dem Laufenden zu halten. 

4. die Mitgliederbeiträge rechtzeitig einzuziehen. 

5. die fälligen Verbandsbeiträge rechtzeitig nach den bestehenden Anweisungen abzuliefern. 

 

§ 15  Aufgaben des Schriftführers 
(1) Der Schriftführer erledigt alle schriftlichen Arbeiten des Vereins nach den Weisungen des Vorstands. Über 

alle Versammlungen und alle Sitzungen des Vereins hat er eine Niederschrift zu fertigen. Alle Niederschriften 
sind vom Vorstand und vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

(2) Der Schriftführer fertigt am Jahresschluss im Einvernehmen mit dem Vorstand den Tätigkeitsbericht, so dass 
der Bericht der ordentlichen Mitgliederversammlung vorgelegt werden kann. 
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§ 16  Satzungsänderung und Auflösung des Vereins 
(1) Anträge auf Satzungsänderung oder Auflösung des Vereins, welche nicht von der Vereinsleitung ausgehen, 

müssen von mindestens 1/3 der Vereinsmitglieder schriftlich beantragt werden.  

(2) Zur Satzungsänderung und zur Auflösung des Vereins ist eine 2/3-Mehrheit der bei der Mitgliederversamm-
lung anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. 

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Vereins an die Gemeinde am Sitz des Vereins16 (§ 1 (3) oder (2), wenn nicht e. V.), die es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Bereich der Landespflege zu verwenden hat. 

 

§ 17  Inkrafttreten der Satzung 
Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am <Datum> beschlossen und tritt mit Eintragung in das 
Vereinsregister in Kraft.17  

 

 

Datum    Unterschrift(en) des Vorstandes 
 

Seite 4-25



Leitfaden für die Vereinsführung  | Anhang Seite  4-26



Seite 4-27
Beitrittserklärung zum Gartenbauverein 

 
Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zum Gartenbauverein ....................................................................................... 
und erkenne die Vereinssatzung sowie den von der Mitgliederversammlung festgesetzten Jahresmitgliedsbeitrag an. 
 
Der Austritt aus dem Verein ist schriftlich unter den in der Satzung genannten Bedingungen zu erklären und nur zum 
Schluss des Geschäftsjahres möglich. Bereits entrichtete Beiträge werden nicht erstattet. 
 
Änderungen der Mitgliedschaft (z. B. neue Adresse, neue Bankverbindung) sind dem Verein umgehend mitzuteilen.  
 
Persönliche Daten: 
 

Name, Vorname: 
 

Straße, Nr.:  
 

PLZ, Ort:  
 

Geburtsdatum:  
 

Telefon:  
 

E-Mail:  
 

 
Datenschutzbestimmungen – Zustimmungserklärung: 
 
Der oben genannte Verein verarbeitet und nutzt als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung erhobenen 
personenbezogenen Daten wie Name, Vorname, Geburtsdatum, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Funktion 
im Verein und Bankverbindung ausschließlich zum Zwecke der Mitgliederverwaltung, des Beitragseinzuges und der 
Übermittlung von Vereinsinformationen. Eine Übermittlung von Daten an den Kreis-, Bezirks- und/oder 
Landesverband findet nur im Rahmen der in der Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind 
notwendig zum Zwecke der Organisation. Eine Datenübermittlung an Dritte außerhalb des Kreis-, Bezirks- und/oder 
Landesverbandes findet nicht statt. Eine Datennutzung für Werbezwecke findet ebenfalls nicht statt. Bei Beendigung 
der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht entsprechend der gesetzlichen 
Vorgaben aufbewahrt werden müssen. Jedes Mitglied hat im Rahmen der Vorgaben des 
Bundesdatenschutzgesetzes/der Datenschutzgrundverordnung das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen 
Daten, die zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied im Falle von 
fehlerhaften Daten ein Korrekturrecht. 
 
 
 ..................................................................   ..........................................................................................................................  
Ort, Datum     Unterschrift des Mitglieds 

 
Zustimmungserklärung zur Veröffentlichung von Fotos und Filmaufnahmen: 
 
Ich willige ein, dass im Rahmen von Veranstaltungen angefertigte Foto- und Filmaufnahmen für Veröffentlichungen, 
Berichte, in Printmedien, Neuen Medien und auf der Internetseite des Vereines und seinen übergeordneten 
Verbänden unentgeltlich verwendet werden dürfen. Eine Verwendung der Aufnahmen für andere als die 
beschriebenen Zwecke oder ein Inverkehrbringen durch Überlassung der Aufnahmen an Dritte außer an den Kreis-, 
Bezirks- und/oder Landesverband ist unzulässig. Diese Einwilligung ist freiwillig, wird sie nicht erteilt, entstehen 
keine Nachteile. Sie kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft schriftlich widerrufen werden. 
 
 
 ..................................................................   ..........................................................................................................................  
Ort, Datum     Unterschrift des Mitglieds/ gesetzlichen Vertreters 

 
 
 
Aufnahme zum   ....................................   durch den Verein bestätigt: 

Datum 
 
 .................................................................   .............................................................................................................................................................  
  Ort, Datum    Unterschrift des Vereinsvorstands 
 

Datenschutzbestimmungen – Information:
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SEPA-Lastschriftmandat 
 
 
 
....................................................................................................... 
Gartenbauverein     
 
 

.......................................................................................................  
Adresse 

 
Gläubiger-Identifikationsnummer des Vereins: .................................................................................................. 
 
Mandatsreferenz (z. B. Mitgliedsnummer): ........................................................................................................ 
wird nach Beitritt schriftlich bekannt gegeben 

 
 

 

Ich ermächtige den Gartenbauverein ................................................................,  Zahlungen von meinem Konto 
mittels Lastschrift einzuziehen.   
 
Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die vom Gartenbauverein …………………………………………………… 
auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
 

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 
Falls Kontoinhaber/in nicht Vereinsmitglied: Diese SEPA-Lastschriftmandat gilt für die  
 
 
Mitgliedschaft von (Name / Vorname): ……………………………………………………...  
 

Vorname, Name (Kontoinhaber/in): 
 

Geburtsdatum: 

Straße, Nr.: 

 
PLZ, Ort: 

Kreditinstitut (Name und Ort): 
 

BIC: 
 
IBAN: 

 
 
 
 
 ..................................................................   ..........................................................................................................................  
Ort, Datum     Unterschrift Kontoinhaber/in 
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Beitrittserklärung zum Gartenbauverein

Hiermit erkläre ich den Beitritt meines Kindes zum Gartenbauverein 

................................................................................................ und erkenne die Vereinssatzung sowie den von der Mitglie-
derversammlung festgesetzten Jahresmitgliedsbeitrag an. 

Der Austritt aus dem Verein ist schriftlich unter den in der Satzung genannten Bedingungen zu erklären und nur zum
Schluss des Geschäftsjahres möglich. Bereits entrichtete Beiträge werden nicht erstattet.

Änderungen der Mitgliedschaft (z. B. neue Adresse, neue Bankverbindung) sind dem Verein umgehend zu melden.

Persönliche Daten:
Name, Vorname:

Straße, Nr.: 

PLZ, Ort: 

Geburtsdatum: 

Telefon: 

E-Mail: 

Datenschutzbestimmungen – Zustimmungserklärung:

Der oben genannte Verein verarbeitet und nutzt als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung erhobenen perso-
nenbezogenen Daten wie Name, Vorname, Geburtsdatum, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Funktion im Ver-
ein und Bankverbindung ausschließlich zum Zwecke der Mitgliederverwaltung, des Beitragseinzuges und der Übermitt-
lung von Vereinsinformationen. Eine Übermittlung von Daten an den Kreis-, Bezirks-, und/oder Landesverband findet
nur im Rahmen der in der Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke
der Organisation. Eine Datenübermittlung an Dritte außerhalb des Kreis-, Bezirks-, und/oder Landesverbandes findet
nicht statt. Eine Datennutzung für Werbezwecke findet ebenfalls nicht statt. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden
die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht entsprechend der gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden
müssen. Jedes Mitglied hat im Rahmen der Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes/ Datenschutzgrundverordnung
das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, die zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle ge-
speichert sind. Außerdem hat das Mitglied, im Falle von fehlerhaften Daten, ein Korrekturrecht.

......................................... ......................................................

Ort, Datum Unterschrift d. Erziehungsberechtigen
(mit Unterschrift wird versichert, dass für beide Erziehungsberechtigten unterzeichnet wird)

Datenschutzbestimmungen – Information:
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Zustimmungserklärung zur Veröffentlichung von Fotos und Filmaufnahmen:

Ich willige ein, dass im Rahmen von Veranstaltungen angefertigte Foto- und Filmaufnahmen für Veröffentlichungen, Be-
richte, in Printmedien, Neuen Medien und auf der Internetseite des Vereines und seinen übergeordneten Verbänden un-
entgeltlich verwendet werden dürfen. Eine Verwendung der Aufnahmen für andere als die beschriebenen Zwecke oder
ein Inverkehrbringen durch Überlassung der Aufnahmen an Dritte außer den Kreis-, Bezirks-, und/oder Landesverband
ist unzulässig. Diese Einwilligung ist freiwillig, wird sie nicht erteilt,  entstehen keine Nachteile. Sie kann jederzeit mit
Wirkung für die Zukunft schriftlich widerrufen werden.

......................................... ......................................................

Ort, Datum Unterschrift d. Erziehungsberechtigen
(mit Unterschrift wird versichert, dass für beide Erziehungsberechtigten unterzeichnet wird)

......................................... ......................................................

Ort, Datum                          Unterschrift d. Jugendlichen (ab 14 J. nötig)

Aufnahme zum ....................................  durch den Verein bestätigt:                    Datum  

................................................ ...............................................................
  Ort, Datum     Unterschrift des Vereinsvorstands

Gesundheitsabfrage

Mein Kind leidet an folgenden Krankheiten/Allergien:

...........................................................................

...........................................................................

und muss folgende Medikamente einnehmen:

...................................................................................

...................................................................................

Wundstarrkrampfschutz durch Impfung ist vorhanden bis:

.............................................................................................

Mein Kind kann
       nicht          mäßig         gut          sehr gut   schwimmen.     

Hiermit bestätige ich, dass die obigen Angaben nach bestem Wissen erfolgt sind.

......................................... ......................................................

Ort, Datum Unterschrift d. Erziehungsberechtigen
(mit Unterschrift wird versichert, dass für beide Erziehungsberechtigten unterzeichnet wird)
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SEPA-Lastschriftmandat 
 
 
 
....................................................................................................... 
Gartenbauverein     
 
 

.......................................................................................................  
Adresse 

 
Gläubiger-Identifikationsnummer des Vereins: .................................................................................................. 
 
Mandatsreferenz (z. B. Mitgliedsnummer): ........................................................................................................ 
wird nach Beitritt schriftlich bekannt gegeben 

 
 

 

Ich ermächtige den Gartenbauverein ................................................................,  Zahlungen von meinem Konto 
mittels Lastschrift einzuziehen.   
 
Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die vom Gartenbauverein …………………………………………………… 
auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
 

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 
Falls Kontoinhaber/in nicht Vereinsmitglied: Diese SEPA-Lastschriftmandat gilt für die  
 
 
Mitgliedschaft von (Name / Vorname): ……………………………………………………...  
 

Vorname, Name (Kontoinhaber/in): 
 

Geburtsdatum: 

Straße, Nr.: 

 
PLZ, Ort: 

Kreditinstitut (Name und Ort): 
 

BIC: 
 
IBAN: 

 
 
 
 
 ..................................................................   ..........................................................................................................................  
Ort, Datum     Unterschrift Kontoinhaber/in 
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Vereinbarung im Rahmen einer  
ehrenamtlichen Tätigkeit

Anrede: ____________  Vorname: __________________________  Name: _______________________________

Straße: ___________________________________  PLZ: ________   Ort:  _________________________________

- nachfolgend „Ehrenamtliche“ genannt -

wird für den _______________________________________________ e.V., eingetragen ins Vereinsregister des 

Amtsgerichts ______________________________________________  unter VR __________________________

Straße: ___________________________________  PLZ: ________   Ort:  _________________________________

- nachfolgend „Auftraggeber“ genannt -

ab dem____.____.__________ ehrenamtlich tätig.

§ 1 Inhalt und Umfang der Tätigkeit

Die/Der Ehrenamtliche steht dem Auftraggeber als (Tätigkeitsbezeichnung): 

_______________________________________________________________________________ zur Verfügung. 

Ihre/Seine Tätigkeiten umfassen

____________________________________________________________________________________________

____________________________________________________________________________________________

Diese Tätigkeiten werden ehrenhalber und unentgeltlich übernommen. Die Einsatzzeit wird im  
beiderseitigen Einvernehmen festgelegt. Die Tätigkeiten erfolgen nicht in einem steuerpflichtigen  
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb eines Vereins.

§ 2 Weisungsrecht

Die/Der Ehrenamtliche richtet sich bei der Erfüllung der Tätigkeiten nach den Weisungen derjenigen 
Person, die hierzu vom Auftraggeber benannt wird. Die Einsatzzeit wird im beiderseitigen Einvernehmen 
festgelegt.
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§ 3 Beendigung des Vertrages

Der Vertrag kann in beiderseitigem Einvernehmen jederzeit aufgehoben werden. Die/Der Ehrenamtliche 
kann den Auftrag jederzeit mit einer Frist von vier Wochen schriftlich kündigen. Der Auftraggeber kann den 
Auftrag unter Einhaltung einer vierwöchigen Widerrufsfrist schriftlich widerrufen. Diese Fristen entfallen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

§ 4 Haftung der/des Ehrenamtlichen

Die/Der Ehrenamtliche haftet bei Schäden gegenüber dem Auftraggeber nur für Vorsatz und grobe  
Fahrlässigkeit.

§ 5 Aufwandsersatz

Zur pauschalen Abgeltung ihres/seines Aufwandes erhält die/der Ehrenamtliche eine monatliche  
Pauschale (bis zu) 70,00 Euro bzw. insgesamt einen Betrag von maximal 840,- Euro im Kalenderjahr, die  
im Rahmen des § 3 Nummer 26a EStG und § 14 Absatz 1 Satz 3 SGB IV steuer- und sozialversicherungsfrei 
ausgezahlt werden kann. Die/Der Ehrenamtliche wird darauf hingewiesen, dass Einnahmen aus nebenbe-
ruflichen Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 Körperschaftsteuergesetz fallenden Einrichtung zur Förderung  
gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von 
insgesamt 840,- Euro im Jahr steuerfrei und in der Sozialversicherung nicht beitrags- und meldepflichtig 
sind. Die/Der Ehrenamtliche erklärt, dass keine anderen Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im 
Sinne des § 3 Nummer 26a EStG bezogen werden und verpflichtet sich, hierzu jede Änderung dem  
Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen.

§ 6 Geltung des Auftragsrechts

Soweit eine Frage in diesem Vertrag nicht ausdrücklich geregelt ist, gelten ersatzweise die Regeln des  
Auftrags (§§ 662-676 BGB).

§ 7 Abweichende Regelungen

Von diesem Vertrag abweichende Regelungen sowie Nebenabreden bedürfen für ihre Wirksamkeit  
der Schriftform.

_______________________________________    _________________________________

Verein, vertreten durch den Vorstand      Unterschrift der/des Ehrenamtlichen
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Aktualisierungsübersicht
Damit Ihr Leitfaden immer aktuell bleibt, empfehlen wir Ihnen, jede Aktualisierung auf diesem Blatt zu  
notieren. So haben Sie die beste Kontrolle über die Vollständigkeit und Aktualität Ihres Leitfadens. 

So funktioniert es: Sobald Sie eine Aktualisierung erhalten, ordnen Sie diese bitte sofort ein.  
Vermerken Sie dabei auf diesem Kontrollblatt immer, wann Sie welche Aktualisierung eingeordnet haben.
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Bayerischer Landesverband für  
Gartenbau und Landespflege e. V.
Herzog-Heinrich-Str. 21
80336 München
Telefon: 	 089 / 54 43 05 - 0
Telefax: 	 089 / 54 43 05 - 34
E-Mail: 	 info@gartenbauvereine.org
Internet:	 www.gartenbauvereine.org 
	 www.gartenratgeber.de
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